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Einleitung – Warum, wofür, wozu diese Broschüre?

Als die Arbeit an dieser Broschüre begann, stand die Evaluation der „Leitlinien zur Flüchtlingsunter- 
bringung“ vom 15.1.2013 zur Diskussion. Angesichts der weltweiten Krisensituationen und lebensbe-
drohlichen bzw. perspektivlosen Situation von Millionen von Menschen, sind auch die Zahlen der in 
Deutschland Schutzsuchenden gestiegen. Das Dublin-System gilt als zusammengebrochen (siehe Seite 17). 
Der Bund, die Länder und die Kommunen waren unterschiedlich gut auf steigende Zugangszahlen ein-
gestellt. Für einige Kommunen wurde es immer schwerer, angemessene Unterbringungsmöglichkeiten 
zu schaffen. Die „Leitlinien für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht deuerhaft aufent-
haltsberechtigten Ausländern“ des Landes Sachsen-Anhalt sind seit dem 16.01.2013 in Kraft. Darin 
sind die Mindesstandards für die Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften geregelt. 
Am 15.09.2015 reagierte das Land Sachsen-Anhalt mit der Maßnahme, die Leitlinien vorerst bis zum 
01.05.2016 auszusetzen. Diese Maßnahme erscheint zwar kurzfristig nachvollziehbar, ist jedoch mittel- 
und langfristig nicht hinnehmbar.

Da Politik und Verwaltungen meist zu spät auf die sich abzeichnenden Entwicklungen reagierten, 
war die Infrastruktur des Landes, der Landkreise und kreisfreien Städte weitestgehend unzureichend 
vorbereitet und somit stark überfordert. Erschwerend hinzu kamen die zu großen Teilen unflexiblen  
Unterbringungskonzepte in den Landkreisen und kreisfreien Städte. Die schon seit 2014 überbelegte  
Zentrale Aufnahmestelle (ZAst) in Halberstadt und die in vielen Landkreisen überbelegten Gemeinschafts- 
unterkünfte mit zu niedrigen Standards wurden nun durch Provisorien ergänzt, um Obdachlosigkeit der 
Schutzsuchenden zu verhindern und eine Minimalversorgung zu gewährleisten. In der ZAst Halberstadt 
mit einer ursprünglichen Kapazität von 900-1.000 Plätzen wurden im August 2015 laut Presseberichten  
ca. 1.900 Menschen1 untergebracht, davon ca. 800 in Zelten. Das Finanzministerium gab am 08.09.2015 
den prognostizierten Bedarf an Unterbringungsplätzen im Rahmen der Erstaufnahme durch das Land 
Sachsen-Anhalt mit ca. 6.000 an.

In dieser Situation ist es von Nachteil, dass flexible Unterbringungskonzepte fehlen, die menschen- 
würdige Unterbringung der geflüchteten Menschen ermöglichen.

Umfassende und langfristige Konzepte für eine menschenunwürdige Unterbringung von Geflüchteten 
und ein gutes Ankommen in der Gesellschaft sind möglich und notwendig. Dies ist eine Frage des 
politischen Willens.

Durch die Änderungen der Bundesgesetzgebung allein im Jahr 2015 und aktuell 2016 haben sich die 
Rahmenbedingungen für die Menschen jedoch erheblich verschlechtert. Über die letzten Jahre er-
strittene Verbesserungen wurden mit erneuten Gesetzesverschärfungen teilweise wieder zurückge-
nommen und eingeschränkt.2 Trotzdem haben die Länder und Kommunen weiterhin die Möglichkeit 
der politischen Einflussnahme auf Bundesebene und Spielräume in der Ausgestaltung im jeweiligen 
Bundesland bzw. in den Landkreisen und kreisfreien Städten. Um diese Spielräume soll es in dieser 
Broschüre u. a. gehen.

Zu dieser Broschüre:

 ؚ Erstens wird der Rahmen für die Flüchtlingspolitik des Landes nachgezeichnet.

 ؚ Zweitens werden die Bestimmungen der Unterbringungsleitlinien des Landes Sachsen-Anhalt  
daraufhin überprüft, ob sie ausreichend sind, um in den sogenannten Gemeinschaftsunter- 
künften menschenwürdige Bedingungen für die Geflüchteten zu schaffen.

 ؚ Drittens werden konkrete Forderungen mit dem Ziel eines umfassenden Unterbringungs- und  
Integrationskonzepts formuliert. Anhand guter Beispiele werden konkrete Umsetzungsvorschläge 
für ein solches Konzept in die politische Diskussion eingebracht.

1 MZ vom 12.08.2015, http://www.mz-web.de/mitteldeutschland/fluechtlingsaufnahmestelle-in-halberstadt-bundeswehr-erweitert- 
kapazitaet-um-15-zelte,20641266,31447770.html, Stand 04.02.2016; MDR-Bericht vom 18.08.2015, http://www.mdr.de/sachsen- 
anhalt/zweite-zentrale-erstaufnahmestelle-zast-fuer-fluechtlinge100.html, Stand: 04.02.2016.

2 Die Änderungen der Asylgesetze traten zum 06.11.2014, 01.08.2015, 24.10.2015 und eine weitere zum 01.11.2015 in Kraft. Das soge-
nannte Asylpaket-II wird voraussichtlich im Frühjahr 2016 umgesetzt werden. Zum Beispiel wurde zum 01.08.2015 die Residenzpflicht 
praktisch weitestgehend aufgehoben und der Arbeitsmarktzugang theoretisch erleichtert. Zum 24.10.2015 wurden alle Personen von  
diesen Verbesserungen ausgeschlossen, die aus sogenannten sicheren Herkunftsländern kommen – die Liste dieser Herkunftsländer  
wurde ebenfalls um sechs Staaten erweitert. Es wird damit eine Ungleichbehandlung zwischen verschiedenen Herkunftsländern fest-
geschrieben. Am 06.11.2014 wurden  Serbien, Mazedonien, Bosnien und Herzegowina zu „sicheren Herkunftsstaaten“ erklärt. Am 
24.10.2015 folgte bereits die Einstufung von Albanien, Kosovo und Montenegro als „sicher“. Die Einstufung ist aufgrund der menschen-
rechtlichen Situation in den Ländern und aus verfahrensrechtlichen Gründen umstritten. Siehe dazu auch:  http://www.proasyl.de/de/
presse/detail/news/von_wegen_sichere_herkunftsstaaten/, Stand 04.02.2016 und http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/warum_
die_einstufung_weiterer_sicherer_herkunftslaender_eine_scheinmassnahme_ist/, Stand 04.02.2016.

http://www.mz-web.de/mitteldeutschland/fluechtlingsaufnahmestelle-in-halberstadt-bundeswehr-erweitert-kapazitaet-um-15-zelte,20641266,31447770.html
http://www.mz-web.de/mitteldeutschland/fluechtlingsaufnahmestelle-in-halberstadt-bundeswehr-erweitert-kapazitaet-um-15-zelte,20641266,31447770.html
http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/zweite-zentrale-erstaufnahmestelle-zast-fuer-fluechtlinge100.html
http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/zweite-zentrale-erstaufnahmestelle-zast-fuer-fluechtlinge100.html
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In der schwierigen Lage der aktuellen Aufnahmesituation erscheint es auf den ersten Blick viel verlangt, 
über neue Konzepte und Mechanismen zu diskutieren. Andererseits ist im Jahr 2015 offensichtlich  
geworden, dass es nicht ausreicht, für die bisherigen Konzepte „nur“ mehr finanzielle Mittel bereit- 
zustellen. Gerade jetzt zeigt sich, dass es neuer Ideen und Impulse für die Unterbringung und Aufnahme 
von Geflüchteten bedarf.3

Menschenrechte und Flüchtlingsschutz: globale Verantwortung umsetzen
Mit der Ratifizierung der Menschenrechte, der Unterzeichnung der Genfer Flüchtlingskonvention 
und dem Artikel 16a des Grundgesetzes hat sich die Bundesrepublik Deutschland dazu verpflichtet,  
Menschen, die auf der Flucht sind, aufzunehmen und Schutz zu gewähren. Damit werden Deutschland 
und die EU ihren internationalen Verpflichtungen gerecht.

Art 16a Grundgesetz:  
(1) Politisch Verfolgte genießen Asylrecht.

Bereits im Jahr 2014 war ein trauriger Rekord zu verzeichnen: Weltweit waren knapp 60 Millionen  
Menschen auf der Flucht.4 Eine weiterhin steigende Tendenz ist aufgrund der weltweiten Kriegssituation 
zu erwarten. Weil die meisten Menschen in der Nähe ihrer Heimat bleiben wollen, sucht die größte 
Gruppe (38,2 Millionen) der durch Gewalt vertriebenen Menschen innerhalb der Grenzen des eigenen 
Landes Zuflucht. Von denjenigen, die über die Landesgrenzen flüchten, bleiben 86 Prozent in der Region.

Im Jahr 2014 trafen etwa 14.000.000 Menschen die Entscheidung, sich auf die Flucht zu begeben. Von 
diesen stellten 714.000, also fünf Prozent der Geflüchteten, Asylanträge in Europa und davon wurden 
2014 wiederum 173.072 Asylerstanträge in Deutschland gestellt.5

Die UNO-Flüchtlingshilfe hat geflüchtete Menschen aus Syrien befragt, warum sie nach Europa geflohen 
sind. 

Die angegebenen Gründe waren:

• Hoffnungslosigkeit, weil ein Ende des Krieges nicht absehbar ist
• Hohe Lebenshaltungskosten in den Aufnahmeländern (Türkei, Libanon, Irak, Jordanien)
• Fehlende legale Arbeitsmöglichkeiten in den Aufnahmeländern der Region
• Unterfinanzierte Hilfsprogramme und mangelhafte Gesundheitsversorgung
• Verschärfung der Aufenthaltsregeln durch die Aufnahmeländer
• Wenig Bildungsmöglichkeiten
• Unsicherheit und physische Bedrohung in den Aufnahmeländern, insbesondere im Irak6

3 Siehe dazu auch: Pro Asyl (2015): Refugees Welcome – Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in Deutschland. Forderungen an Bund 
und Länder. Siehe: http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Presserkl_Anhaenge/23.09.2015_Forderungen_an_Bund_
und_Laender.pdf, Stand 06.11.2015.

4 Quelle: Uno Flüchtlingshilfe https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/zahlen-fakten.html; http://www.unhcr.de/home/artikel/
f31dce23af754ad07737a7806dfac4fc/weltweit-fast-60-millionen-menschen-auf-der-flucht.html, Stand: 27.01.2016.

5 Siehe Fußnote 4, sowie www.unhcr.de/no_cache/service/zahlen-und-statistiken.html?cid=11687&did=10634&sechash=dafecbb1, 
Stand 04.02.2016 und https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2015/20150114-asylgeschaeftsstatistik-dezember.html, 
Stand 04.02.2016. Die aktuellen Zahlen für das Gesamtjahr 2015 liegen noch nicht vor. Zwar kamen im Jahr 2015 mehr Menschen  
nach Europa, jedoch hat sich an den Relationen voraussichtlich nicht sehr viel geändert.

6 https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/news/syrien-7-gruende-fuer-die-flucht-nach-europa-394.html, Stand 04.02.2016.

http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Presserkl_Anhaenge/23.09.2015_Forderungen_an_Bund_und_Laender.pdf
http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Presserkl_Anhaenge/23.09.2015_Forderungen_an_Bund_und_Laender.pdf
https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/fluechtlinge/zahlen-fakten.html
http://www.unhcr.de/home/artikel/f31dce23af754ad07737a7806dfac4fc/weltweit-fast-60-millionen-menschen-auf-der-flucht.html
http://www.unhcr.de/home/artikel/f31dce23af754ad07737a7806dfac4fc/weltweit-fast-60-millionen-menschen-auf-der-flucht.html
http://www.unhcr.de/no_cache/service/zahlen-und-statistiken.html?cid=11687&did=10634&sechash=dafecbb1
https://www.bamf.de/SharedDocs/Meldungen/DE/2015/20150114-asylgeschaeftsstatistik-dezember.html
https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/news/syrien-7-gruende-fuer-die-flucht-nach-europa-394.html
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In den Herkunftsländern und in den Aufnahmeländern der Region sehen die Menschen ihre Rechte massiv 
durch Gewalt, Armut, Hunger, mangelnde Gesundheitsversorgung und staatliche Willkür verletzt. Ins-
besondere die sinkende humanitäre Hilfe gaben sehr viele als Auslöser für die Flucht nach Europa an. 
Nach Einschätzung des United Nations High Commission for Refugees (UNHCR) trugen die gekürzten 
Hilfszahlungen des Westens für die Flüchtlingslager in Jordanien, der Türkei und dem Libanon wesentlich 
dazu bei, dass sich in den vergangenen Monaten von dort aus mehr Menschen auf den Weg nach Europa 
gemacht haben.7

Anzahl der Asylbewerber je eine Million Einwohner* in den Ländern der EU im 3. Quartal 2015

Ungarn  10.974

Schweden  4.362

Österreich  3.215

Finnland  2.765

Deutschland  1.334

Belgien  1.301

Luxemburg  1.108

Malta  990

Dänemark  975

Niederlande  874

EU-28  814

Bulgarien  742

Zypern  721

Italien  467

Griechenland  267

Frankreich  266

Irland  222

Vereinigtes 
Königreich  183

Polen  98

Spanien  77

Estland  55

Lettland  46

Slowenien  34

Litauen  30

Tschechien  25

Portugal  21

Rumänien  14

Kroatien  8

Slowakei  3

 0 1.000 2.000 3.000 4.000 5.000 6.000 7.000 8.000 9.000 10.000 11.000

Anzahl der Asylbewerber je eine 1 Million Einwohner

© Eurostat Statista 2016

7 Bereits im Sommer 2015 meldet der UNHCR, dass die Mittel für die Hilfe von 3,9 Millionen syrischen Flüchtlingen und mehr als  
20 Millionen Menschen in den Nachbarländern nicht ausreicht. Zugesagte Hilfszahlungen kamen nicht an. https://www.uno- 
fluechtlingshilfe.de/news/syrien-unhcr-schlaegt-alarm-das-geld-geht-aus-366.html, Stand: 27.01.2016. Loss of hope and  
deepening poverty driving Syrians to seek refuge in Europe: http://unhcr.org/560558b06.html, Stand: 27.01.2016.

https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/news/syrien-unhcr-schlaegt-alarm-das-geld-geht-aus-366.html
https://www.uno-fluechtlingshilfe.de/news/syrien-unhcr-schlaegt-alarm-das-geld-geht-aus-366.html
http://unhcr.org/560558b06.html
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Niemand flüchtet zwanglos. Flucht gründet auf große Not und/oder  
massiven Menschenrechtsverletzungen.

Deutschland und Europa kommen ihrer internationalen Verantwortung nach, indem sie sich dafür ein-
setzen, dass die Menschen in den Herkunftsregionen bessere Perspektiven haben und indem sie die 
Flüchtenden aufnehmen und so den Schutz der Menschenrechte gewähren.

Die neuesten Gesetzesänderungen, die 2015 beschlossen wurden bzw. für 2016 geplant sind, gehen 
jedoch in die konträre Richtung: Die Bundesregierung setzt auf Verschärfung des Asylrechts, auf Re- 
pression und macht sich für eine weitere Abschottung Europas stark.8

2014 UNHCR Global Trends Millionen
Flüchtlinge gesamt (forcibly displaced) 59,5
Innerhalb der Landesgrenzen (internally displaced) 38,2
Internationale Flüchtlinge (refugees) 19,5
Asylantragstellende (asylum seekers) 1,8

Im internationalen Vergleich hat die Bundesrepublik Deutschland im Jahr 2014 die zweitmeisten Asyl- 
anträge bearbeitet – direkt nach der Russischen Föderation. Allerdings sind die Asylantragstellenden 
nur ein sehr kleiner Teil der Menschen, die sich weltweit auf der Flucht befinden. Nicht alle Menschen, 
die auf der Flucht sind, können einen Antrag auf Asyl stellen. Diejenigen Länder, die 2014 weltweit die 
meisten Flüchtlinge aufgenommen haben, sind die Türkei, Pakistan und der Libanon.9 Wenn die Ein- 
wohnendenzahl berücksichtigt wird, ergibt sich ein anderes Bild. Demnach nimmt unter den ausgewählten 
Ländern der Libanon mit Abstand die meisten Flüchtlinge auf, gefolgt von der Türkei und Schweden. 
Das, an der Wirtschaftsleistung gemessen, reiche Deutschland fällt in der Relation jedoch weit ab. Die 
Bundesrepublik Deutschland ist gleichzeitig die viertgrößte Waffenexporteurin weltweit.10

2014 Flüchtlinge11 Einwohner*innen  
in Millionen12

Flüchtlinge pro 1.000 
Einwohner*innen13

Wirtschaftsleistung 
pro Kopf in US $14

Türkei 1.600.000 78,2 20,46 19.040
Pakistan 1.500.000 199,0 7,54 5.100
Libanon 1.150.000 6,2 185,48 17.330
China 301.052 1.371,9 0,22 13.130
USA 267.222 321,2 0,83 55.860
Frankreich 252.264 64,3 3,92 39.720
Russland 235.750 144,3 1,63 24.710
Deutschland 216.973 81,1 2,68 46.840
Schweden 142.207 9,8 14,51 46.710

Ein ähnliches Bild ergibt sich bei einem Vergleich der Asylanträge innerhalb der Mitgliedsstaaten der EU.

8 http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/groko_beschluss_fluechtlinge_entrechten_familien_auseinanderreissen_europa_abschotten/, 
Stand 04.02.2016. Die Entwicklungen seit Mitte 2015 zeigen deutlich, dass es um eine verstärkte Abschottung geht: Konferenz von Staats- 
und Regierungschef*innen der EU und Afrikas am 11. und 12.11.2015 in Valletta, mehrfache Treffen der Bundeskanzlerin Angela Merkel 
mit dem türkischen Ministerpräsidenten Davutoglu und dem türkischen Staatspräsidenten Erdogan am 18.10.2015, sowie am 08.02.2016, 
um über die Sicherung der EU-Außengrenzen zu sprechen.

9 Wegen der besseren Vergleichbarkeit wurden hier Flüchtlinge insgesamt verglichen, da in der Türkei nur wenige der geflüchteten Men-
schen Asyl beantragen, während das in Deutschland für fast alle Flüchtlinge gilt.

10 http://www.sipri.org/yearbook/2015/10, Stand: 27.01.2016.
11 UNHCR 2015: World at War. Global Trends Forced Displacement 2014.
12 Länderdatenbank Weltbevölkerung www.laenderdatenbank.weltbevoelkerung.de, Stand 10.02.2016.
13 Eigene Berechnung.
14 Länderdatenbank Weltbevölkerung www.laenderdatenbank.weltbevoelkerung.de, Stand 10.02.2016.

http://www.proasyl.de/de/news/detail/news/groko_beschluss_fluechtlinge_entrechten_familien_auseinanderreissen_europa_abschotten/
http://www.sipri.org/yearbook/2015/10
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Europäischer Vergleich:
Deutschland nimmt zwar in absoluten Zahlen im europäischen Vergleich die meisten Geflüchteten auf. 
In Relation zu den Einwohner*innen stellt sich das Verhältnis anders dar. Die Bundesrepublik Deutsch-
land befindet sich auf Platz fünf im europäischen Vergleich, mit 1.334 Asylbewerber*innen pro eine 
Millionen Einwohner*innen (Stand: drittes Quartal 2015); das entspricht ca. 0,13 %.

Mit dem Blick auf die Situation weltweit erscheinen diese Zahlen nochmal in einem anderen Licht. Im 
Libanon betrug im Zeitraum von Juli 2013 bis Juni 2014 die Zahl der Asylbewerber *innen 251.963 pro 
eine Million Einwohner*innen – das entspricht ca. 25 %.

Anzahl der Asylbewerber pro eine Million Einwohner in ausgewählten Ländern von Juli 2013 bis  
Juni 2014

Libanon *  251.963

Jordanien *  98.314

Türkei *  13.897

Irak *  7.698

Schweden  7.014

Malta  5.950

Schweiz  2.538

Norwegen  2.406

Luxemburg  2.140

Deutschland  1.891

Belgien  1.783

Zypern  1.667

Ägypten *  1.607

Dänemark  1.365

Niederlande  1.346

Ungarn  1.272

Bulgarien  1.223

Frankreich  975

Großbrintannien  465

Spanien  90

 0 25.000 50.000 75.000 100.000 125.000 150.000 175.000 200.000 225.000 250.000 275.000

Anzahl der Asylbewerber pro 1 Million Einwohner

© Statista 2016
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Flüchtlingsschutz ist eine ständige Aufgabe
Seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges ist das Recht auf Asyl ein Menschenrecht, das durch internationale 
Verträge geschützt wird. Die Bundesrepublik Deutschland trägt als Nachfolgerin des Deutschen Reichs 
und als viertstärkste Volkswirtschaft der Welt15 eine besondere und direkte historische Verantwortung.

Allgemeine Erklärung der Menschenrechte (Auszüge)

Resolution 217 A (III) der UN Generalversammlung vom 10. Dezember 1948

Artikel 3: Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und 
Sicherheit der Person.

Artikel 5: Niemand darf der Folter oder grausamer, 
unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung  
oder Strafe unterworfen werden.

Artikel 6 Jeder hat das Recht, überall als rechtsfähig 
anerkannt zu werden.

Artikel 7: Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich 
und haben ohne Unterschied Anspruch auf gleichen 
Schutz durch das Gesetz. Alle haben Anspruch auf 
gleichen Schutz gegen jede Diskriminierung, die  
gegen diese Erklärung verstößt, und gegen jede  
Aufhetzung zu einer derartigen Diskriminierung.

Artikel 8: Jeder hat Anspruch auf einen wirksamen 
Rechtsbehelf bei den zuständigen innerstaatlichen 
Gerichten gegen Handlungen, durch die seine ihm 
nach der Verfassung oder nach dem Gesetz zu- 
stehenden Grundrechte verletzt werden.

Artikel 13: Jeder hat das Recht, sich innerhalb eines 
Staates frei zu bewegen und seinen Aufenthaltsort  
frei zu wählen. (...)

Artikel 14: Jeder hat das Recht, in anderen Ländern 
vor Verfolgung Asyl zu suchen und zu genießen. (…)

Artikel 19: Jeder hat das Recht auf Meinungsfreiheit 
und freie Meinungsäußerung; dieses Recht schließt 
die Freiheit ein, Meinungen ungehindert anzuhängen 
sowie über Medien jeder Art und ohne Rücksicht auf 
Grenzen Informationen und Gedankengut zu suchen, 
zu empfangen und zu verbreiten.

Artikel 22: Jeder hat als Mitglied der Gesellschaft 
das Recht auf soziale Sicherheit und Anspruch darauf, 
durch innerstaatliche Maßnahmen und internationale 
Zusammenarbeit sowie unter Berücksichtigung der 
Organisation und der Mittel jedes Staates in den  
Genuss der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte zu gelangen, die für seine Würde und die freie 
Entwicklung seiner Persönlichkeit unentbehrlich sind.

Artikel 27: Jeder hat das Recht, am kulturellen Leben 
der Gemeinschaft frei teilzunehmen, sich an den 
Künsten zu erfreuen und am wissenschaftlichen Fort-
schritt und dessen Errungenschaften teilzuhaben. (…)

Quelle: https://www.amnesty.de/umleitung/1899/deu07/001, Stand 04.02.2016.

Bei der Flüchtlingsunterbringung gibt es einen Zielkonflikt. Einerseits sollen die Menschenrechte ge-
wahrt werden, andererseits wird immer wieder von Politiker*innen wie Lothar Späth oder Horst See-
hofer betont, dass die Art der Unterbringung und die Regelungen des Asylbewerberleistungsgesetzes so 
gestaltet werden sollten, dass sie Menschen von der Flucht nach Deutschland abschrecken (Vgl. Wendel  
2014: 11). In diesem Sinne stellen eine Vielzahl bisheriger und aktueller Bestimmungen und Ver- 
ordnungen eine Entmündigung und Schikane dar. 

Um nur einige Beispiele zu nennen:

• Aufenthalt von mindestens 6 Monaten in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften
• Mangelnde Qualität der Gemeinschaftsunterkünfte
• Keine Mitbestimmungsrechte der Geflüchteten bei der Wahl des Aufenthaltsortes
• Der Bargeldbedarf kann durch Sachleistungen sichergestellt werden
• Einschränkung der Bewegungsfreiheit: Residenzpflicht, also das Verbot, bestimmte Regionen  

zu verlassen
• Kein bzw. eingeschränkter Zugang zu Sprach- und Integrationsunterricht während der Asylverfahren
• Arbeitsverbote für Menschen aus sogenannten sicheren Herkunftsländern

15 Zahlen für 2013, Weltwährungsfonds www.imf.org, Stand 10.02.2016.

http://www.imf.org/
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Die Abschreckungspolitik hat versagt.
Diese Maßnahmen sind nicht dazu geeignet, Menschen von der Flucht in die EU oder nach Deutschland 
abzuhalten. Die Lebensbedingungen und die Menschenrechtsverletzungen in den Herkunftsländern 
und den anderen Aufnahmeländern sind derart unerträglich und auch lebensbedrohlich, dass Tausende 
die gefährlichen Wege – zum Beispiel über das Mittelmeer wagen. Viele verlieren dabei ihr Leben.

Die Abschreckungspolitik verstößt gegen Menschenrechte.
Der Ansatz einer solchen Politik steht in direktem Widerspruch zum Grundprinzip der Menschenrechte 
und der Genfer Flüchtlingskonvention, sowie des Art. 16a des Grundgesetzes. Eine Politik der Ab- 
schreckung impliziert Verstöße gegen die Menschenrechte und ist nicht mit dem Grundgesetz vereinbar. 
So hat das Bundesverfassungsgericht 2012 mit Bezug auf die im Asylbewerberleistungsgesetz festge-
legte Höhe der Leistungen festgestellt:

„Migrationspolitische Erwägungen, die Leistungen an Asylbewerber und Flüchtlinge niedrig zu halten, um  
Anreize für Wanderungsbewegungen durch ein im internationalen Vergleich eventuell hohes Leistungsniveau 
zu vermeiden, können von vornherein kein Absenken des Leistungsstandards unter das physische und sozio- 
kulturelle Existenzminimum rechtfertigen (Vgl. Beschlussempfehlung und Bericht des Ausschusses für Familie 
und Senioren <13. Ausschuss> vom 24. Mai 1993, BTDrucks 12/5008, S. 13 f.). Die in Art. 1 Abs. 1 GG garantierte 
Menschenwürde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren.“16

Die Abschreckungspolitik begünstigt kriminelles Handeln
Menschen, die Asyl beantragen, werden systematisch als Verwaltungsobjekte behandelt, zum Beispiel,  
indem sie den Ort ihres Aufenthalts nicht mitbestimmen dürfen. Dabei könnten sie häufig bei Freund*innen 
und Verwandten wohnen oder durch diese Unterstützung beim Ankommen in Deutschland erhalten. Sie 
werden vielfach als Bittsteller*innen betrachtet und behandelt. Von Seiten der Ausländerbehörden und 
Polizei erhalten sie meist wenig bzw. nicht ausreichend Beratung, und selten in einer anderen Sprache  
als Deutsch. Unabhängige Beschwerdestellen, bei denen Geflüchtete ggf. Beschwerden über Ver- 
waltungsangestellte, Leitungspersonal bzw. Sozialarbeiter*innen von Flüchtlingsunterkünften oder 
Polizeibeamt*innen sowie bei rassistischen Übergriffen einreichen könnten, sind nicht existent. Diese  
weitgehend machtlose Situation wird durch schlechtes Verwaltungshandeln und Intransparenz be- 
günstigt. Darüber hinaus werden Ermessensspielräume häufig zu Ungunsten der Geflüchteten aus-
gelegt und es kommt mitunter sogar dazu, dass für Geflüchtete gedachte Leistungen unterschlagen 
oder zurückgehalten werden (so vorgekommen in Rees, Reutlingen und Sömmerda).17 Unzulässige Ent- 
scheidungen und Verhaltensweisen seitens offizieller Stellen werden in den meisten Fällen nicht 
öffentlich, vor allem weil die Betroffenen befürchten, dass sich dies negativ auf ihr Asylverfahren aus-
wirken könnte oder weil sie teilweise auch nicht wissen, dass das Verhalten bzw. die Entscheidungen 
der Verantwortlichen nicht rechtmäßig sind.

Bundesweit kam es in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften und Polizeidienststellen dazu, dass 
Geflüchtete über längere Zeiträume hinweg gequält wurden, ohne dass Kolleg*innen eingeschritten 
oder die Beschwerden von Geflüchteten ernst genommen worden wären (u. a. Bundespolizei Hannover,  
Polizei Dessau, Burbach). Die Qualität der Wachdienste für Unterbringungen von Geflüchteten wird 
kaum kontrolliert, und es kommt immer wieder zu Fällen, in denen Rechtsradikale bzw. einschlägig Vor-
bestrafte als Wachleute beschäftigt werden (u. a. Burbach, Heidelberg, Heidenau, Meißen).

16 https://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2012/07/ls20120718_1bvl001010.html, Stand 08.11.2015.
17 Vgl. Monitor-Bericht vom 20.11.2014, Ausländerbehörden in Deutschland: Von wegen willkommen!, http://www.ardmediathek.de/tv/ 

Monitor/Ausl%C3%A4nderbeh%C3%B6rden-in-Deutschland-Von-we/Das-Erste/Video?documentId=24852786, Stand 04.02.2016.

http://www.ardmediathek.de/tv/Monitor/Ausländerbehörden-in-Deutschland-Von-we/Das-Erste/Video?documentId=24852786
http://www.ardmediathek.de/tv/Monitor/Ausländerbehörden-in-Deutschland-Von-we/Das-Erste/Video?documentId=24852786
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Die Abschreckungspolitik begünstigt Rassismus
Die Rhetorik der Härte gegen angebliche Wirtschaftsflüchtlinge und die Verschärfung der Asylgesetze 
begünstigen rassistische Positionen und Argumentationen. Gerade 2014 und 2015 nahm die rassi-
stische Mobilisierung erheblich zu. Im Jahr 2015 hatte die mobile Opferberatung für Sachsen-Anhalt 
bereits für die ersten drei Quartale 122 politisch rechts motivierte Gewalttaten mit 189 direkt Be- 
troffenen registriert. Damit wurden schon zum Stichtag (30.09.2015) deutlich mehr rechte und rassistische 
Angriffe dokumentiert als für das gesamte Jahr 2014 (111). Statistisch gesehen, ereignet sich derzeit 
mindestens alle zwei Tage eine politisch rechts motivierte Gewalttat in Sachsen-Anhalt.18

Eine Mobilisierungsstrategie der Rechtsradikalen besteht darin, Bürger*innen zu Protesten gegen die 
Einrichtung von sogenannten Gemeinschaftsunterkünften aufzurufen. Dementsprechend sind diese 
sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte auch ein häufiges Angriffsziel, wie im August 2015 in Helbra 
(Mansfeld-Südharz), wo eine gerade erst von syrischen Flüchtlingen bezogene Unterkunft in der Nacht 
mit Steinen und Flaschen beworfen wurde. Immer wieder kommt es auch zu Brandanschlägen, wie in 
Tröglitz (Burgenlandkreis) April 201519, Halle (Saale) im Oktober 201520, Langenapel (Salzwedel) im  
Februar 201621, oder zu tagelangen Krawallen wie im sächsischen Heidenau22 bzw. sogar Brandanschläge 
auf bewohnte Unterkünfte, wie in Sehnde (Niedersachsen) im November 201523.24

Die verschiedenen Formen rassistischer Bedrohung schaffen für viele Geflüchtete eine beängstigende 
und lebensgefährliche Situation. Deshalb ist in Zukunft besonders darauf zu achten, dass die Unterkünfte 
nicht isoliert liegen und dass genügend Schutz gewährleistet werden kann. Flüchtlingsschutz bedeutet 
auch die Wahrung des Menschenrechts auf Sicherheit der Person (Artikel 3 der Menschenrechte) und 
damit Schutz vor rassistischer Gewalt.

Die sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte konzentrieren geflüchtete Menschen auf engstem Raum, 
isolieren sie von der Gesellschaft und machen die Geflüchteten als Gruppe besonders sichtbar als 
auch angreifbar.

Sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte dienen der Abschreckung
Die Einrichtung der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte wurde von Lothar Späth als Mittel zur 
Reduzierung der Zahl der Asylbewerbungen in Baden-Württemberg bezeichnet (Wendel 2014:11). 
Deutlich wird die Abschreckungsfunktion des Weiteren durch die Regelung, dass die Unterbringung in 
sogenannten Gemeinschaftsunterkünften auch nach vier Jahren noch angewendet werden soll, wenn 
Geflüchtete z. B. aufgrund einer Straftat zu mehr als 50 Tagessätzen verurteilt wurden (Leitlinien 2013 
Punkt 1.2.2). Die Unterbringung in einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft wird hier offensichtlich 
als Sanktion verwendet.

Gemeinschaftsunterkünfte sind unflexibel
Die Zahl der Asylanträge unterliegt Schwankungen, die von der weltpolitischen Lage abhängig sind. So 
war die Zahl der Asylanträge kurz nach der Wiedervereinigung infolge des Jugoslawienkrieges so hoch 
wie nie in der Geschichte der Bundesrepublik. Seither sind die Zahlen stark zurückgegangen. Sie nehmen 
seit 2007 wieder zu und erreichten 2015 erstmals ein höheres Niveau als 1992. Mit rund 442.000 Erst- 
anträgen wurden so viele Asylanträge in Deutschland gestellt wie noch nie.25

Das Land Sachsen-Anhalt nahm im Jahr 2014 insgesamt 6.618 Geflüchtete auf. Das entspricht ungefähr 
2,9 Prozent der Asylanträge in der Bundesrepublik. Im Jahr 2015 verzeichnet das Bundesamt für Migration 
und Flüchtlinge (BAMF) für Sachsen-Anhalt 16.410 Erstanträge auf Asyl.26

18 http://www.mobile-opferberatung.de/b_0001404.html, Stand 08.11.2015.
19 http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/halle/chronologie-troeglitz100.html, Stand 10.02.2016.
20 http://www.mz-web.de/halle-saalekreis/brand-in-der—goldenen-rose--in-halle-staatsschutz-ermittelt-nach-brand-im- 

fluechtlingstreff,20640778,32145894.html, Stand 10.02.2016.
21 http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/brand-langenapel102_zc-a2551f81_zs-ae30b3e4.html, Stand 10.02.2016.
22 https://www.tagesschau.de/inland/heidenau-neonazi-wachschutz-101.html, Stand 10.02.2016.
23 http://www.spiegel.de/panorama/justiz/sehnde-in-niedersachen-brandanschlag-auf-fluechtlingsheim-a-1060569.html, 

Stand 10.02.2016.
24 Der Versuch einer bundesweiten Zusammenstellung findet sich hier: https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_Angriffen_auf_ 

Fl%C3%Bcchtlinge_und_Fl%C3%Bcchtlingsunterk%C3%Bcnfte_in_Deutschland, Stand 10.02.2016.
25 http://www.proasyl.de/de/themen/zahlen-und-fakten/, Stand 04.02.106.
26 http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-asyl-geschaeftsbericht.pdf?__

blob=publicationFile, Stand 25.01.2016.

http://www.mobile-opferberatung.de/b_0001404.html
http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/halle/chronologie-troeglitz100.html
http://www.mz-web.de/halle-saalekreis/brand-in-der—goldenen-rose--in-halle-staatsschutz-ermittelt-nach-brand-im-fluechtlingstreff,20640778,32145894.html
http://www.mz-web.de/halle-saalekreis/brand-in-der—goldenen-rose--in-halle-staatsschutz-ermittelt-nach-brand-im-fluechtlingstreff,20640778,32145894.html
http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/brand-langenapel102_zc-a2551f81_zs-ae30b3e4.html
https://www.tagesschau.de/inland/heidenau-neonazi-wachschutz-101.html
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/sehnde-in-niedersachen-brandanschlag-auf-fluechtlingsheim-a-1060569.html
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_Angriffen_auf_Flüchtlinge_und_Flüchtlingsunterkünfte_in_Deutschland
https://de.wikipedia.org/wiki/Liste_von_Angriffen_auf_Flüchtlinge_und_Flüchtlingsunterkünfte_in_Deutschland
http://www.proasyl.de/de/themen/zahlen-und-fakten/
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-asyl-geschaeftsbericht.pdf?__blob=publicationFile
http://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-asyl-geschaeftsbericht.pdf?__blob=publicationFile


Ei
nl

ei
tu

ng
13

Asylanträge in der BRD seit 1988
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Quelle: BAMF 2015: Aktuelle Zahlen zu Asyl. Ausgabe Oktober 2015. S. 3.27

Mit dem momentanen Anstieg der Zahl der Geflüchteten wird ein Problem offenbar: Nachdem sowohl 
das Land als auch die Kreise und Städte wegen des zwischenzeitlichen Rückgangs Kapazitäten abgebaut 
hatten, wurde zu spät auf die ansteigenden Flüchtlingszahlen reagiert, so dass nun dringend benötigte  
Unterbringungen und Personal fehlen. Dies führt mancherorts zu Notbehelfen wie Unterbringung in 
Containern (Bernburg, Halberstadt) oder zur Unterbringung in Turnhallen (Halberstadt, Merseburg,  
Griebo, Holzdorf, Salzwedel), in Jugendherbergen (Naumburg) und Hotels (Halle), sowie in Zelten, die 
teilweise dem Anspruch an eine menschenwürdige Unterbringung nicht gerecht werden.28

Die Schwankungen in den Antragszahlen sind also ein starkes Argument für ein zahlenmäßig flexibles 
Unterbringungskonzept. Ein solches besteht zum Beispiel in der dezentralen Wohnungsunterbringung 
wie in Stendal und Dessau-Roßlau. Der Vorteil liegt darin, dass die Anzahl der Unterbringungsplätze 
schnell dem aktuellen Bedarf angepasst werden kann. 

Um der ständigen Aufgabe des Flüchtlingsschutzes gerecht zu werden, bedarf es flexibler Unter- 
bringungs- und Integrationskonzepte, die eine Anpassung der Kapazitäten an den Bedarf besser er-
möglichen.

27  BAMF 2015: Aktuelle Zahlen zu Asyl. Ausgabe Oktober 2015. S. 3; https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/
Statistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__blob=publicationFile, Stand 07.11.2015.

28 http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2015/07/pm-unzumutbare-zustaende-menschenunwuerdige-unterbringungs-und- 
lebenssituation-in-der-zentralen-anlaufstelle-fuer-asylbewerberinnen-zast-in-halberstadt/, Stand 25.01.2016.

https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__blob=publicationFile
https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__blob=publicationFile
http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2015/07/pm-unzumutbare-zustaende-menschenunwuerdige-unterbringungs-und-lebenssituation-in-der-zentralen-anlaufstelle-fuer-asylbewerberinnen-zast-in-halberstadt/
http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2015/07/pm-unzumutbare-zustaende-menschenunwuerdige-unterbringungs-und-lebenssituation-in-der-zentralen-anlaufstelle-fuer-asylbewerberinnen-zast-in-halberstadt/
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Umdenken: Qualitätsstandards als ein erster Ansatz
Seit einigen Jahren gibt es einen gesellschaftlichen Prozess des Umdenkens. Es organisieren sich  
vermehrt Proteste gegen rassistische Aufmärsche, die Selbstorganisationen Geflüchteter und Unter- 
stützer*innen haben auf sich aufmerksam gemacht und u. a. erfolgreich für die Abschaffung der  
Residenzpflicht demonstriert. Initiativen wie NoLagerHalle und das Antirassistische Netzwerk Sachsen- 
Anhalt haben die Öffentlichkeit erfolgreich auf die Lebensbedingungen in den sogenannten Gemein-
schaftsunterkünften aufmerksam gemacht. Viele problematische Zustände lassen sich durch bessere 
Regelungen des Landes und pragmatische Lösungen auf der Ebene der Landkreise und Kommunen be-
heben. Gute Beispiele aus Sachsen-Anhalt und den anderen Bundesländern werden in dieser Broschüre 
an späterer Stelle vorgestellt.

Mit den „Leitlinien für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht dauerhaft aufenthaltsbe-
rechtigten Ausländern“ hat die Landesregierung Sachsen-Anhalts Empfehlungen zu Mindeststandards 
ausgesprochen. Damit wird auf die seit Jahren von Gremien wie dem Bündnis für Zuwanderung und 
Integration, dem Runden Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit in Sachsen-Anhalt und dem Flüchtlingsrat 
Sachsen-Anhalt erhobenen Forderungen reagiert, Mindestbedingungen zu formulieren und eine Hand-
lungsgrundlage zu schaffen. Mit den Leitlinien wurde auf die erschreckende Unterbringungssituation in 
den häufig unzulänglich und unwürdig ausgestatteten sogenannten Gemeinschaftsunterkünften reagiert, 
um diese zu verbessern.

Bisher ist es in Sachsen-Anhalt noch nicht gelungen, dass die Landkreise und kreisfreien Städte ausreichend 
auf steigende Flüchtlingszahlen vorbereitet sind.

Für die Unterbringung sind Standards notwendig, deren Einhaltung kontrolliert wird.
Diese Standards sollten die Teilhabe jedes einzelnen Menschen am gesellschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben zum Ziel haben. Das gilt unabhängig vom Aufenthaltsstatus der/des Einzelnen, denn 
der Anspruch auf ein menschenwürdiges Leben ist nicht zu relativieren. Das heißt, Standards sollten 
nicht nur die minimale Ausstattung und räumliche Beschaffenheit benennen, sondern vielmehr die 
Rechte und die Lebensqualität der Menschen im Blick haben. Dies umfasst u. a. das Menschenrecht auf 
freie Wahl des Aufenthaltsortes, die Möglichkeit der Arbeitsaufnahme, die Wahrung der Privatsphäre, 
den Schutz vor Gewalt und Anfeindungen sowie den uneingeschränkten Zugang zu medizinischer Ver-
sorgung und auch zu Informationen über Rechte und Pflichten im Asylverfahren. Wie im Land Sachsen- 
Anhalt der Verpflichtung zur Aufnahme und zum Schutz geflüchteter Menschen nachgekommen wird, 
kann daran bemessen werden, ob und inwiefern die Flüchtlingsunterbringung hilft, diese Ziele zu er-
reichen.

Letztlich bedarf es eines Konzepts zur Aufnahme geflüchteter Menschen in den Kommunen, das über 
die bisherigen Empfehlungen der Landesregierung hinausgeht.
In dieser Broschüre diskutieren wir die Qualität der Unterbringung von „nicht dauerhaft aufenthalts-
berechtigten Ausländern“. Unser Ziel ist es, die menschenwürdige Unterbringung von Menschen zu ge-
währleisten, den Zugang zu allen notwendigen Informationen zu sichern und ihnen eine umfassende 
gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen. Dies heißt, zum einen Mechanismen zu entwickeln, die die 
Einhaltung dieser Ziele kontrollieren und sicherstellen und zum anderen die Rechte und Bedürfnisse 
der Geflüchteten ernst zu nehmen. Nur so können die Politik und Öffentlichkeit ihrer Verantwortung 
gerecht werden.

Wo gibt es Mindeststandards zur Unterbringung?

Bundesland Charakter
Baden-Württemberg Verbindliche Mindeststandards
Bayern Empfehlungen
Berlin Verbindliche Mindeststandards
Brandenburg Verbindliche Mindeststandards
Mecklenburg-Vorpommern Verbindliche Mindeststandards
Sachsen Empfehlungen
Sachsen-Anhalt Empfehlungen
Schleswig-Holstein Empfehlungen
Thüringen Verbindliche Mindeststandards

(Wendel 2014: 35 f.)
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Fazit

 ؚ Notwendig ist ein Unterbringungskonzept, das dem Recht auf Selbstbestimmung entspricht. Eine 
zwangsweise Zuweisung von Geflüchteten in sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte läuft diesem 
Recht auf Selbstbestimmung zuwider und verstößt gegen die Menschenwürde.

 ؚ Die verantwortlichen Personen in Politik und Verwaltung sind verpflichtet, unabhängig vom  
Aufenthaltsstatus die Unterbringung zum Wohle des/der Einzelnen zu gestalten.

 ؚ Es ist eine ständige Aufgabe für Politik und Öffentlichkeit, die Situation von Menschen mit Flucht- 
erfahrung menschenwürdig zu gestalten.

 ؚ Die formulierten Mindeststandards müssen auch für tagesaktuelle Notsituationen gelten.  
Die Definition als Mindestanforderung muss ernst genommen werden und darf nicht  
relativierbar sein.

 ؚ Standards für eine menschenwürdige Unterbringung sind notwendig, um unhaltbare und ge- 
fährdende Zustände zu beenden.

 ؚ Die Erfahrungen des Jahres 2015 haben eklatant verdeutlicht, dass eine vorausschauende und 
nachhaltige Planung unerlässlich ist.

Nötig sind:

 ؚ Gesetzlich verbindliche Standards zur Unterbringung und Betreuung von geflüchteten Menschen  
in den Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes, den Landkreisen und kreisfreien Städten.

 ؚ Entwicklung eines tragfähigen, vorausschauenden und menschenwürdigen Betreuungs- und Be- 
ratungskonzeptes für die Erstaufnahmeeinrichtungen des Landes/den jeweiligen Landkreis/die je-
weilige kreisfreie Stadt.

 ؚ Gesetzlich verbindliche Standards zur Unterbringung und Betreuung von geflüchteten Menschen 
für die sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte und jegliche Unterbringungsformen in den Land-
kreisen. Es müssen Anreize für selbstbestimmte Wohnungsunterbringung geschaffen werden.

 ؚ Umfassende und flexible Konzepte der Kommunen zur Unterbringung, Betreuung und Integration 
der Geflüchteten in die Gesellschaft.

 ؚ Erarbeitung kurz-, mittel- und langfristiger Unterbringungs- und Aufnahmekonzepte in den Kommunen.

 ؚ Eine intensive und kontinuierliche Zusammenarbeit auf lokaler Ebene zwischen Kommunen,  
Wohnungsbaugesellschaften, Wohnungseigentümer*innen, Flüchtlingsberatungen und Unter- 
stützer*innen.

 ؚ Flüchtlinge müssen bei der kommunalen sozialen Wohnungsplanung dauerhaft mitgedacht werden.

 ؚ Es muss ermöglicht werden, dass Geflüchtete auch privaten Wohnraum nutzen können – z. B. bei 
Freund*innen, Verwandten – und Konzepte alternativen und selbstbestimmten Zusammenwohnens 
möglich sind.
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Flucht und Asyl – Wege und Zuständigkeiten

Die meisten Menschen, die in Deutschland einen Asylantrag stellen, kommen aus Situationen, in denen 
ihre Menschenrechte massiv gefährdet sind. Im Jahr 2015 kamen knapp 36 Prozent der Asylsuchenden, 
die Erstanträge stellten, von Geflüchteten aus dem seit vier Jahren andauernden Bürgerkrieg in Syrien, 
12,2 Prozent aus Albanien, 7,6 Prozent aus dem Kosovo, in dem seit der Loslösung von Serbien immer 
noch ethnische Konflikte schwelen. 7,1 Prozent flohen vor dem Bürgerkrieg in Afghanistan, 6,7 Prozent  
vor dem Bürgerkrieg im Irak und 3,8 Prozent aus Serbien, wo seit dem sogenannten Jugoslawienkrieg 
Roma, Albaner*innen und andere Gruppen verstärkt diskriminiert werden. Und schließlich ist die  
grausame Diktatur Eritreas mit 2,5 Prozent zu nennen.29

Hauptherkunftsländer im Jahr 2015

Gesamtzahl der Erstanträge: 441.899

• Syrien, Arab. Republik – 35,9 % | 158.657

Albanien – 12,2 % | 53.805 •

Kosovo – 7,6 % | 33.427 •

Afganistan – 7,1 % | 31.382 •

• Irak – 6,7 % | 29.784 • Serbien – 3,8 % | 16.700

• Ungeklärt – 2,7 % | 11.721

• Mazedonien – 2,1 % | 9.083

• Sonstige – 17,5 % | 78.265

• Pakistan – 1,9 % | 8.199

• Eritrea – 2,5 % | 10.876

Quelle: BAMF29

Die Asylantragszahlen sind nur eingeschränkt aussagekräftig. Einigen Hunderttausenden war es auf-
grund der chaotischen Zustände beim Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) nicht möglich, 
einen Asylantrag zu stellen. Die EASY-Zahlen sind etwas belastbarer zur Frage, wieviele Menschen 2015 
nach Deutschland kamen. Im EASY-System werden die Asylsuchenden zunächst registriert. Für 2015 
waren das ca. 1,1 Millionen Menschen. Unter diesen 1,1 Millionen bleibt jedoch eine hohe unbekannte 
Zahl an Doppel- und Fehlregistrierungen sowie Weiterwanderungen in andere EU-Staaten.

Im Vergleich der EASY-Zahlen zu den Asylantragszahlen zeigt sich noch deutlicher, dass ein Großteil der 
2015 eingereisten Schutzsuchenden aus Kriegs- und Krisenregionen kommen. Von den knapp 1,1 Milli-
onen im EASY-System Registrierten, kamen ca. 704.000, somit knapp zwei Drittel, allein aus den Staaten 
Syrien, Irak und Afghanistan. Im letzten Quartal des Jahres 2015 lag die Quote aus den Staaten Syrien, 
Afghanistan, Iran und Irak in EASY sogar bei rund 84 Prozent. Das sind diejenigen, denen eine sehr hohe 
sogenannte Bleibeperspektive zugeschrieben wird. Unter den Neuankommenden befinden sich in den 
letzten Monaten des Jahres 2015 kaum noch Asylsuchende aus den sogenannten Balkanstaaten.30

Die Fluchtrouten aus dem westlichen Teil Afrikas führten im Jahr 2015 teilweise über die spanischen 
Enklaven Ceuta und Melilla, die seither militärisch befestigt wurden. Viele Menschen kommen mit 
nicht hochseetauglichen Booten aus Somalia und Eritrea über das seit Gaddafis Sturz vom Bürgerkrieg  
zerrissene Libyen. Die Überfahrt dauert tagelang, oft wochenlang in drangvoller Enge auf den Schiffen 
mit unzureichendem Proviant an Essen und Wasser. Die Menschen haben kaum Platz, um sich zu bewegen,  
sind dehydriert und hungrig, wenn sie nach der Überfahrt in Italien oder Griechenland ankommen. 
Viele Menschen aus Syrien gelangen ebenfalls über das Mittelmeer zumeist nach Griechenland. Bei der  

29 https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/statistik-anlage-teil-4-aktuelle-zahlen-zu-asyl.pdf?__
blob=publicationFile, Stand 27.01.2016.

30 http://www.proasyl.de/de/themen/zahlen-und-fakten/, Stand 27.01.2016.

http://www.proasyl.de/de/themen/zahlen-und-fakten/
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Überquerung des Mittelmeers sterben viele durch Kentern der überladenen Boote, die teilweise mit zu 
wenig Treibstoff hilflos den Wellen ausgesetzt sind.

Aus Afghanistan kommen wegen des Bürgerkrieges viele Menschen, die mit den KFOR-Truppen zusammen- 
gearbeitet haben und nun vor den Taliban flüchten müssen. Mit Bussen und Flugzeugen reisen sie über 
Pakistan und den Iran und von dort weiter in Richtung Europa. Die Flucht dauert oft wochen- und monate- 
lang. Viele Menschen aus Syrien fliehen über die Landwege zwischen der Türkei und Griechenland oder 
den östlichen EU-Mitgliedsstaaten. Auch diese Wege sind entbehrungsreich und gefährlich.

Schwierige Wege bis an die europäischen Grenzen
Mit dem Ankommen in Europa greifen rechtlich die Regelungen der Dublin-Verordnung. Die Dublin- 
Verordnung gilt in allen EU-Staaten, Norwegen, Island sowie der Schweiz und wurde auf Druck der 
starken Staaten wie Deutschland und Frankreich durchgesetzt. Die Zuständigkeitsregelungen sehen im 
Kern vor, dass der Asylantrag, in dem Land bearbeitet wird, das die Einreise in das „Dublin-Gebiet“ zuge-
lassen hat. Diese Regelung hat in den Ländern, in denen die meisten geflüchteten Menschen ankommen, 
zu unhaltbaren Zuständen geführt, bzw. diese verschärft. In Griechenland sind die Bedingungen für  
Asylsuchende so katastrophal, dass die Bundesregierung die Abschiebung von Asylsuchenden dorthin 
2011 aufgrund eines Urteils durch den Europäische Gerichtshof für Menschenrechte stoppte. Mitglied-
staaten wie Italien, Polen, Malta oder Bulgarien erfüllen zwar die verabredeten europäischen Mindest- 
standards nicht, dennoch wird in diese Länder weiterhin „überstellt“.31

Ein weiteres Problem der Dublin-Verordnung ergibt sich daraus, dass die Asylantragsverfahren verkom-
pliziert und verlängert werden. Die Recherche, ob eine Antragsteller*in in ein anderes EU-Land zu über-
führen ist und die damit verbundene europaweite Bürokratie sind enorm aufwendig. Jeder Mitglieds-
staat hat jedoch die Möglichkeit, den Selbsteintritt zu erklären und keine Überstellung in den nach der 
Dublin-Verordnung zuständigen Mitgliedstaat vorzunehmen – das sogenannte Selbsteintrittsrecht.32

Gegenwärtig wird das Dublin-Abkommen nicht konsequent angewendet. Viele der Erstaufnahmeländer 
sehen sich nicht mehr in der Lage, die Registrierung durchzuführen und lassen die Asylantrags- 
stellenden in andere EU-Staaten unregistriert weiterreisen.

PRO ASYL tritt mit der Diakonie Deutschland, dem Paritätischen Wohlfahrtsverband, der Arbeiterwohlfahrt, 
dem Jesuiten-Flüchtlingsdienst, dem Deutschen Anwaltsverein, dem Republikanischen Anwältinnen- und 
Anwälte-Verein, der Neuen Richtervereinigung und der Rechtsberaterkonferenz dafür ein:

 ؚ Flüchtlinge sollen ihr Asylverfahren im Land ihrer Wahl durchlaufen.

Das Prinzip der freien Wahl bewirkt, dass Asylsuchende dort hingehen können, wo sie die Unterstützung 
ihrer Familien oder Communities erhalten. Damit würden die Interessen der Asylsuchenden berück-
sichtigt. Dies führt darüber hinaus dazu, dass sich die Menschen von Beginn an besser zurechtfinden 
und integrieren können. Zudem können Menschenrechtsverletzungen verhindert werden, indem die 
Menschen nicht gezwungen werden, in Ländern zu leben, die kein ordentliches Asylsystem haben und 
in denen die Menschenrechte der Geflüchteten verletzt werden.34

31 Es wird rechtlich zwischen Überstellung und Abschiebung unterschieden. Die gesetzlich genaue Bezeichnung für eine Abschiebung in 
einen anderen EU-Staat auf der Grundlage der Dublin-Verordnung wird als „Überstellung“ bezeichnet. Bei der Durchführung an sich  
macht das für die Betroffenen jedoch keinen Unterschied. In Bezug auf die Unterbringungsqualität, die Einhaltung der Menschenrechte 
durch die Polizei und in Bezug auf das Verbot, Menschen in Länder abzuschieben, in denen ihnen Gefahr für das Leben droht. Vgl. http://
www.proasyl.de/de/themen/eu-politik/detail/news/ineffektiv_ungerecht_menschenrechtswidrig_das_dublin_system, Stand 27.01.2016.

32 http://www.proasyl.de/de/themen/eu-politik/detail/news/ineffektiv_ungerecht_menschenrechtswidrig_das_dublin_system, 
Stand 10.02.2016. Schröder, Tim und Suwelack, Benita (2005): Aus der Beratungspraxis. Das Dublin-II-Verfahren in der Praxis, In:  
Asylmagazin 7-8, 2005, S. 7ff. http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2005-07-06-Schoeder-Suwelak.pdf, 
Stand 10.02.2016. 

33 rbb inforadio, 01.09.2015. Vgl. http://www.presseportal.de/pm/51580/3110662, Stand 27.01.2016.
34 ProAsyl 2015: Refugees Welcome. Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in Deutschland. Forderungen an Bund und Länder. 

http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Presserkl_Anhaenge/23.09.2015_Forderungen_an_Bund_und_Laender.pdf, 
Stand 27.01.2016.

Die Vizepräsidentin des EU-Parlaments, die Österreicherin Ulrike Lunacek, erklärte angesichts der Durchreise 
vieler Flüchtlinge durch Griechenland und Ungarn die europäische Flüchtlingspolitik für gescheitert. „Dublin 
ist tot – und das ist auch gut so“, sagte sie dem rbb inforadio.33

http://www.proasyl.de/de/themen/eu-politik/detail/news/ineffektiv_ungerecht_menschenrechtswidrig_das_dublin_system
http://www.proasyl.de/de/themen/eu-politik/detail/news/ineffektiv_ungerecht_menschenrechtswidrig_das_dublin_system
http://www.proasyl.de/de/themen/eu-politik/detail/news/ineffektiv_ungerecht_menschenrechtswidrig_das_dublin_system
http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/AM2005-07-06-Schoeder-Suwelak.pdf
http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Presserkl_Anhaenge/23.09.2015_Forderungen_an_Bund_und_Laender.pdf
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Der Ablauf des Asylverfahrens
Wenn Menschen in Deutschland einen Asylantrag stellen wollen, sollen sie bei der Polizei oder einer 
anderen Behörde um Asyl ersuchen, d. h. sich als asylsuchend melden. Ab diesem Moment haben sie 
das Anrecht auf ein ordentliches Asylverfahren. Mit der ersten Registrierung in Deutschland beginnt die 
Phase des Asylersuchens. Die Asylsuchenden erhalten zunächst eine „Bescheinigung über die Meldung 
als Asylsuchender“ (BÜMA); die eigentliche Asylantragstellung kann entweder zeitgleich oder zu einem 
späteren Zeitpunkt erfolgen.

Stand: Juli 2015

Der Ablauf des deutschen Asylverfahrens1

Erstmalige Äußerung des Asylgesuchs/-begehren innerhalb des Bundesgebiets
z.B. bei den Grenzbehörden, Ausländerbehörden, Sicherheitsbehörden, Aufnahmeeinrichtungen

„Erstverteilung der Asylbegehrenden“ (EASY) auf die Bundesländer

Meldung in der nach EASY zuständigen Aufnahmeeinrichtung

Persönliche Asylantragstellung bei der zuständigen Außenstelle des Bundesamtes

Prüfung Dublinverfahren

Weitere Prüfung des Antrags im nationalen Asylverfahren bei Zuständigkeit Deutschlands

Anhörung des Asylantragstellers

Kurzübersicht der Sachentscheidungsmöglichkeiten im nationalen Asylverfahren:

1 Vereinfachte Darstellung eines Asylerstverfahrens eines volljährigen Antragstellers. Nicht jede theoretische Variante eines Einzelfalles ist abgebildet.

Abschiebungs-
androhung

mit Ausreisefrist
30 Tage

Abschiebungs-
androhung

mit Ausreisefrist
eine Woche

Zuerkennung: 
Flüchtlingseigenschaft
ggf. zusätzlich
Asylberechtigung

Zuerkennung:
subsidiärer Schutz

Feststellung: 
Abschiebungsverbot

Ablehnung:
Flüchtlingseigenschaft
Asylberechtigung
subsidiärer Schutz
Abschiebungsverbote

Ablehnung als offen-
sichtlich unbegründet:
Flüchtlingseigenschaft
Asylberechtigung
subsidiärer Schutz

Ablehnung:
Abschiebungsverbote

Ablehnung:
Flüchtlingseigenschaft
Asylberechtigung

Ablehnung:
Flüchtlingseigenschaft
Asylberechtigung
subsidiärer Schutz

Rechtsmittel:

Rechtsmittelfrist zwei 
Wochen

Rechtsmittelfrist zwei 
Wochen

Rechtsmittelfrist zwei 
Wochen

Rechtsmittelfrist eine 
Woche

Klage hat „aufschie-
bende Wirkung“ 

(= Abschiebungs-
androhung bis zum 
Ende des Gerichts-

verfahrens nicht 
vollziehbar)

Eilantrag 
(Ziel: Anordnung der

„aufschiebenden
Wirkung“) 
und Klage

Ausreisepflicht:Aufenthaltsrecht/ Bleiberecht:

Aufenthaltserlaubnis 
für drei Jahre

Aufenthaltserlaubnis 
für ein Jahr 

(bei Verlängerung für 
zwei weitere Jahre)

In der Regel
Aufenthaltserlaubnis 

für mindestens ein Jahr

Vollziehbarkeit der Abschiebungsandrohung nach 
Ablauf der Ausreisefrist

bzw. Entscheidung des Verwaltungsgerichts

Quelle: BAMF http://www.bamf.de/SharedDocs/Bilder/DE/Content/Asyl/Sonstige/ablauf-asylverfahren.png?__blob=poster&v=4, Stand 27.01.2016.

http://www.bamf.de/SharedDocs/Bilder/DE/Content/Asyl/Sonstige/ablauf-asylverfahren.png?__blob=poster&v=4
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Rechtsfreie Räume? Flughafenverfahren, „Transitzonen“, Erstaufnahmezentren.

Die im Zuge der sogenannten Flüchtlingskrise 2015 diskutierten Transitzonen sollten das Flughafenverfahren 
auf die Landesgrenzen der Bundesrepublik ausweiten. Das Ziel war, die Asylverfahren zu verkürzen und die 
Antragstellenden schneller abschieben zu können. Dies sollte damit gerechtfertigt werden, dass das Flughafen-
gelände ebenso wie die Transitzonen als extraterritorial angesehen wurden. Offiziell befinden sich Geflüchtete 
dort nicht auf deutschem Boden, und das extrem verkürzte Verfahren würde in dieser Rechtsauffassung nicht 
über das Asylrecht, sondern über die Einreise in die Bundesrepublik entscheiden. Statt der Transitzonen wurden 
nun fünf „Erstaufnahmeeinrichtungen“ beschlossen, in denen aber diese beschleunigten Verfahren ebenfalls 
angewendet werden sollen. Es bleibt abzuwarten, ob diese Regelung vor dem Bundesverfassungsgericht und 
dem Europäischen Gerichtshof Bestand haben wird. Die Basis der Entscheidungen ohne ordentliches Gerichts-
verfahren sind Listen von sogenannten sicheren Drittländern und sicheren Herkunftsländern sowie Verhöre 
durch die Bundespolizei, bei denen die Dolmetscher*innen teilweise nur telefonisch herangezogen werden. 
Eventuell entstehende Widersprüche werden den Antragstellenden ebenso wie fehlende Ausweispapiere als 
„mangelhafte Kooperation“ angelastet.35 Verstöße gegen die Residenzpflicht sollen als Abschiebungsgrund aus-
reichen.

Nach dem Asylgesuch
Die Beamt*innen der Bundespolizei bzw. der Polizeidienststellen der Länder bringen die geflüchteten 
Menschen zunächst in die nächstgelegene Erstaufnahmeeinrichtung des jeweiligen Bundeslandes. Von 
dort aus werden sie nach dem sogenannten „EASY“-System in die zuständige Erstaufnahmeeinrichtung 
gebracht. Diese „Erstverteilung“ erfolgt auf Grundlage der Herkunftsländerzuständigkeit beim BAMF 
und des „Königsteiner Schlüssels“.

35 Welge, Ines 2009: Hastig, unfair, mangelhaft. Untersuchung zum Flughafenasylverfahren gem. § 18a AsylVfG. Hg: ProAsyl.  
http://www.proasyl.de/fileadmin/fm-dam/q_PUBLIKATIONEN/Hastig_unfair_mangelhaft.pdf., Stand 27.01.2016.

Verteilung der Asylbewerber*innen auf die Bundesländer: Der Königsteiner Schlüssel

Die Verteilung der Asylsuchenden auf die Bundesländer erfolgt gemäß dem Asylverfahrensgesetz nach dem 
„Königsteiner Schlüssel“. Mit ihm werden die Aufnahmezahlen entsprechend der Bevölkerungszahl und den 
Steuereinnahmen der jeweiligen Bundesländer ermittelt. Das Steueraufkommen wird mit zwei Dritteln, die Be-
völkerungszahl mit einem Drittel gewichtet. Der Schlüssel wird von der Gemeinsamen Wissenschaftskonferenz 
jedes Jahr neu berechnet. Dieser Verteilungsschlüssel wird auch für andere Bereiche der Lastenverteilung unter 
den Ländern eingesetzt. Benannt wurde er nach dem hessischen Königstein, wo die Bundesländer 1949 die 
Finanzierung von Forschungseinrichtungen beschlossen.
Seit Anfang 2005 dient der Schlüssel auch als Grundlage für die Verteilung von Asylbewerber*innen.

Verteilung der Antragstellenden auf die Bundesländer nach dem Königsteiner Schlüssel 2015

Bundesländer Asylerstanträge Quote nach dem Königsteiner Schlüssel
Baden-Württemberg 57.578 12,86%
Bayern 67.639 15,52%
Berlin 33.281 5,05%
Brandenburg 18.661 3,06%
Bremen 4.689 0,96%
Hamburg 12.437 2,53%
Hessen 27.239 7,36%
Mecklenburg-Vorpommern 18.851 2,03%
Niedersachsen 34.248 9,32%
Nordrhein-Westfalen 66.758 21,21%
Rheinland-Pfalz 17.625 4,84%
Saarland 10.089 1,22%
Sachsen 27.180 5,08%
Sachsen-Anhalt 16.410 2,83%
Schleswig-Holstein 15.572 3,40%
Thüringen 13.455 2,72%
Unbekannt 187 0,01%
Insgesamt 441.899 100,00%

Quelle: BAMF, https://www.bamf.de/SharedDocs/Anlagen/DE/Downloads/Infothek/Statistik/Asyl/201512-statistik-anlage-asyl-geschaeftsbericht.
pdf?__blob=publicationFile, Stand 04.02.2016.
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Forderungen

 ؚ Keine Zwangsunterbringung in Erstaufnahmeeinrichtungen.

 ؚ Mitbestimmung der Menschen über den Ort ihres Aufenthalts.

 ؚ Schnelle und faire Asylverfahren für die Wahrung der Menschenrechte.

 ؚ Großzügige Anwendung des Instruments der Definition von Gruppenverfolgung für bestimmte  
Herkunftsländer und somit eine Beschleunigung der Asylverfahren durch eine schnelle Gewährung 
von Asyl bei Geflüchteten aus Ländern mit hohen Anerkennungsquoten.

Erstaufnahme in Sachsen-Anhalt
In Sachsen-Anhalt werden die Menschen zuerst der Zentralen Aufnahmestelle für Asylbewerber*innen 
– ZAst – zugewiesen. Das ZAst-Gelände dient einerseits der Unterbringung. Ebenfalls hat dort das  
Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF), das für die Prüfung der Asylanträge in Deutschland 
zuständig ist, eine Außenstelle. Hier erfolgt auch die Antragstellung und die Anhörung zum Asylantrag 
durch das BAMF. Asylsuchende sind nach § 47 AsylG verpflichtet, dort bis zu sechs Monaten zu ver- 
bleiben. Für Menschen aus sogenannten sicheren Herkunftsstaaten gilt diese Verpflichtung sogar für 
die gesamte Dauer ihres Asylverfahrens.36 Wird ihr Asylantrag als „offensichtlich unbegründet“ oder als 
„unzulässig“ abgelehnt, müssen sie so lange in der Erstaufnahme bleiben, bis sie entweder „freiwillig“ 
ausgereist sind oder abgeschoben wurden.37

Aktuell baut das Land Sachsen-Anhalt die Erstaufnahmeplätze stark aus. In Stendal-Klietz und Magde-
burg stehen weitere Plätze für die Erstaufnahmen seit 2015 bzw. Januar 2016 zur Verfügung. Ab 
01.03.2016 soll ausschließlich im sogenannten Ankunftszentrum in der ZAst-Halberstadt in Schnellver-
fahren über die Asylanträge entschieden werden. Eventuell erfolgt nach der ersten Registrierung,  
Antragstellung und dem Interview in Halberstadt eine Zuweisung in eine der weiteren Erstaufnahme-
stellen des Landes in Stendal-Klietz oder Magdeburg.

36 Siehe dazu: Kalkmann, Michael (2015): Wichtige Neuerungen durch das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, In: Asylmagazin 11/2015, 
S. 365f. bzw. http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/Beitraege_AM_2015/AM2015_11_Beitrag_AsylVerfBG.
pdf, Stand 10.02.2016.

37 Für eine Übersicht über die Begrifflichkeiten und eine Darstellung der Kritikpunkte siehe: Kreienbrink, Axel (2006): Freiwillige und 
zwangsweise Rückkehr von Drittstaatsangehörigen aus Deutschland. Forschungsstudie 2006 im Rahmen des Europäischen Migrations-
netzwerks, S. 15. http://ec.europa.eu/dgs/home-affairs/what-we-do/networks/european_migration_network/reports/docs/emn-studies/
return-migration/4b._de_emn_ncp_return_country_study_final_april2007de_version_de.pdf, Stand 10.02.2016.

Erstaufnahme nach dem „Heidelberger Modell“

Ab dem 01.03.2016 soll die Erstaufnahme in Sachsen-Anhalt nach dem sogenannten „Heidelberger Modell“ er- 
folgen. Das Ziel besteht darin, die Asylverfahren zu beschleunigen. Dies bedeutet, dass innerhalb von 96 Stunden 
in Schnellverfahren über die Asylanträge entschieden werden soll. Dafür wird bei der Außenstelle des BAMF in 
Halberstadt um 90 Stellen aufgestockt. Die Asylantragstellenden werden entsprechend ihres Herkunftslandes 
und der danach definierten sogenannten Bleibeperspektive in Cluster A bis D eingeteilt. Entsprechend dieser 
Cluster durchlaufen sie das Asylverfahren entlang eines auch räumlich neu strukturierten Verfahrens, dass auf 
eine schnelle Entscheidung ausgelegt bzw. verfahrenstechnisch optimiert ist.

• Schnellverfahren in 96 Stunden
• Cluster A, B, C, D nach „Bleibeperspektive“ definiert
• Cluster A: „gute Bleibeperspektive“ (aktuell: Syrien, Iran, Irak, Eritrea)  

» vorauss. positive Entscheidung nach bis zu 96 h » direkt Verteilung in LK
• Cluster B: „schlechte Bleibeperspektive“ (alle sicheren Herkunftsländer)  

» vorauss. negative Entscheidung nach bis zu 96 h » Abschiebung in das Herkunftsland
• Cluster C: schwieriger zu definierende Bleibeperspektive (restliche Länder)  

» vorauss. längere Verfahren » bis zu 6 Monate in EAE, danach LK
• Cluster D: Reiseroute klären, Dublin-Fall (nachweislich über sicheren Drittstaat eingereist)  

» Dublin-Überstellung in zuständiges EU-Land

Während des Verbleibs in der Erstaufnahmeeinrichtung besteht Residenzpflicht für die Betroffenen, die bis zu 
sechs Monaten dauern kann.

Kritik: Die Schnellverfahren beschneiden das Recht auf ein faires und individuelles Asylverfahren weiter. Der Zugang zu den not- 
wendigen und wichtigen Informationen zum Asylverfahren sowie über die Rechte wird erschwert. Der Kontakt zu unabhängigen Unter-
stützer*innen, Anwält*innen/Rechtsschutz, Ärzt*innen, Psycholog*innen ist extrem schwierig bzw. fast unmöglich. Durch die Schnell-
verfahren wird das Grundprinzip des Asylverfahrens – die individuelle, sorgfältige Prüfung von Anträgen – vollends ausgehebelt.

Siehe: http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2016/02/pm-4-2-16-keine-asylschnellverfahren/, Stand 10.02.2016.

http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2016/02/pm-4-2-16-keine-asylschnellverfahren/
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Die geflüchteten Menschen sind oft durch die Geschehnisse in der Heimat und auf der Flucht gestresst 
und/oder häufig auch traumatisiert, zumindest aber erschöpft. Die meisten hatten seit Wochen, wenn 
nicht Monaten kein Dach über dem Kopf, kaum Erholung, wenig Nahrung und Getränke und haben  
körperlich erschöpfende Fußmärsche hinter sich.

In der Erstaufnahmestelle leben sie zwischen drei Wochen und sechs Monaten; Menschen aus soge-
nannten sicheren Herkunftsländern eventuell sogar noch länger. Die Zeit in der Erstaufnahmestelle 
ist auf andere Weise belastend, weil die Antragstellenden in Ungewissheit über ihre Zukunft sind, in 
überfüllten Unterkünften mit vielen anderen Menschen in einem Raum, Zelt oder in einer Halle leben, 
und sie sind von einem weitgehend undurchschaubaren bürokratischen System abhängig. Hinzu kommt 
die erzwungene Untätigkeit. Für Menschen aus den sogenannten sicheren Herkunftsländern wird die  
Arbeitsaufnahme grundsätzlich ausgeschlossen.38 Der Zugang zu den sogenannten Sprach- und  
Integrationskursen des BAMF ist grundsätzlich erst möglich, wenn der Asylantrag bewilligt wurde. Seit 
dem 24.10.2015 können Antragsstellende mit einer sogenannten „guten Bleibeperspektive“ bereits 
während des Asylverfahrens einen Integrationskurs besuchen, wenn freie Plätze zur Verfügung stehen. 
Das BAMF bzw. Bundesinnenministerium hat nach der momentanen Entscheidungspraxis des BAMF  
folgende Staatsangehörige als solche mit einer „guten Bleibeperspektive“ definiert: Syrien, Iran, Irak 
und Eritrea.

Von der Erstaufnahmestelle aus erfolgt die Zuweisung in die Landkreise und kreisfreien Städte im Land. 
Die Erstaufnahmestelle informiert die Landkreise und kreisfreien Städte monatlich über die Zahl der 
aufzunehmenden Asylbewerber*innen.39 Die Verteilung auf die Kreise und Städte erfolgt entsprechend 
ihrer Einwohner*innenzahl, wobei der Landkreis Harz bislang von der Zuweisung Geflüchteter ausge-
nommen war, da sich in diesem Landkreis die ZAst40 befindet. Die Kreise und Städte sind verpflichtet, 
Plätze für die Unterbringung in sogenannten „Gemeinschaftsunterkünften“ oder Wohnungen zur Ver- 
fügung zu stellen. In diesem Verfahren besitzen die geflüchteten Menschen kein Mitspracherecht bei 
der Wahl ihres Unterbringungsortes. Ihr Wohnort ist durch Verteilungsschlüssel, Verwaltungsorganisation 
und Kapazitäten vorgegeben. Die Menschen werden zu Objekten des Verfahrens, ihre Mitsprache ist 
nicht erwünscht, und ihre Motivation, ihre eigene Lage zu verbessern, wird dabei völlig außer Acht ge- 
lassen. Anstelle der bisherigen Regelung sollten die Geflüchteten an der Ortswahl beteiligt werden. Es 
bedarf eines Systems, das es ermöglicht, verwandtschaftliche Beziehungen bzw. bestehende soziale 
Netzwerke zu nutzen und und das darüber auf die Förderung eines selbstbestimmten Leben ausge- 
richtet ist.

In den Landesaufnahmestellen muss eine menschenwürdige Unterbringung gesichert sein, dabei  
müssen sich die Vorgaben und Umsetzung an der Sicherung des Kindeswohls orientieren. Dafür bedarf 
es der Sicherstellung der Privat- und Intimsphäre, um sozialen Spannungen innerhalb der Häuser vorzu-
beugen, sowie eines effektiven Gewaltpräventionskonzeptes und Gesundheitsmanagements. Ebenso ist 
es notwendig, unnötige Kontrollen innerhalb der Einrichtungen abzuschaffen. Auf die Sicherstellung der 
Integrität des Sicherheitspersonals ist zu achten. Es bedarf dringend eines unabhängigen und niedrig- 
schwelligen Beschwerdemanagements in den Landesaufnahmestellen, um Missstände und Probleme 
frühzeitig erkennen und diesen entgegenwirken zu können.

Aufgrund der besonderen Schutzbedürftigkeit von (Flüchtlings-) Kindern und Jugendlichen empfehlen 
wir, vierteljährliche Kontrollen durch die zuständigen Jugendämter bzw. deren Fachaufsicht durchführen 
zu lassen. Dabei muss auf die Einhaltung kindgerechter Standards, z. B. die Wohnsituation (Schutz der 
Familie), sanitäre Einrichtungen (familiengerecht), Ernährung, hygienische Standards, Freizeitgestaltung 
(Angebote durch Fachpersonal), Gelände/ Umfeld (Sicherheit, Spielplätze) etc. geachtet werden.

Das Land ist hier in der Pflicht, die Vorgaben der UN-Kinderrechtskonvention einzuhalten.

Es ist zu begrüßen, dass es seit Dezember 2015 eine gesonderte Unterbringungsmöglichkeit von allein-
reisenden Frauen mit Kindern und großen Familien in Bernburg gibt.

38 Der § 60a Abs.6 Nr.3 AufenthG gilt seit dem 24.10.2015 und sieht das unbefristete Arbeitsverbot für abgelehnte Asylsuchende aus den 
sogenannten sicheren Herkunftsländern vor, falls ihr „nach dem 31. August 2015 gestellter Asylantrag abgelehnt“ wird. Siehe dazu: 
Kalkmann, Michael (2015): Wichtige Neuerungen durch das Asylverfahrensbeschleunigungsgesetz, In: Asylmagazin 11/2015, S. 366 
bzw. http://www.asyl.net/fileadmin/user_upload/beitraege_asylmagazin/Beitraege_AM_2015/AM2015_11_Beitrag_AsylVerfBG.pdf, 
Stand 10.02.2016.

39 KlAnfrage LINKE, 2014, LT-Drs. 6/2755, Antwort Frage 8.
40 GrAnfrage B90Gr, 2015, LT-Drs. 6/4258, S. 2.
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Zu begrüßen ist, dass sich auf dem Gelände der ZAst bereits eine unabhängige Asylverfahrensberatung, 
d. h. durch einen Träger der Freien Wohlfahrtspflege, befindet. Es ist hier von zentraler Bedeutung, dass 
aufgrund der Komplexität von Fluchthintergründen und asylrechtlichen Bestimmungen und deren  
Bedeutung für den Verfahrensablauf die Beratung von einer unabhängigen Stelle durchgeführt wird. 
Wichtig ist eine institutionelle Absicherung des Beratungsangebotes, das auf dem Gelände der jeweiligen 
Erstaufnahmeeinrichtung zugänglich ist und über das bei Ankunft in einer verständlichen Sprache infor-
miert wird. Ebenfalls bedarf es der institutionellen Übernahme der Kosten für Dolmetscher*innen bzw. 
Sprachmittler*innen sowie ausreichende Fortbildungen und Supervision für die Mitarbeiter*innen der 
Beratungsstellen.

Angesichts der verantwortungsvollen Aufgabe und täglichen Konfrontation mit schwierigen Schicksalen, 
ist es erforderlich, dass die Arbeitsbedingungen den schwierigen inhaltlichen Bedingungen angepasst 
werden.

Die Einrichtung einer Stelle zur Koordination des Ehrenamts auf dem Gelände der ZAst-Halberstadt ist 
begrüßenswert, damit die vielfältigen Unterstützungsangebote genutzt, persönliche Kontakte entstehen 
und in ein soziales Aufnahmekonzept in den Landesaufnahmestellen einbezogen werden können.

Häufig auftretende Schwierigkeiten im Alltag

Zusammenfassung der Hinweise von Sozialarbeiter*innen unterschiedlicher UnterkünfteI

• Absicherung des gegenseitigen Verstehens von Bewohner*innen und Sozialarbeiter*innen bzw. Verwaltungs-
personal ist nicht gegeben. Daraus entstehen viele Konflikte, die durch Sprachmittlung vermeidbar wären.

• Gesundheitsversorgung ist nicht überall gegeben. Ärzt*innen nehmen keine neuen Patient*innen auf. Häufig 
wird deutlich, dass auch hier die Verständigungsschwierigkeiten und die ungewöhnlichen Abrechnungsver-
fahren die Ärzt*innen abschrecken. Auch ist die Behandlung von Kindern und Schwangeren nicht überall 
möglich. Hier spielt vor allem auch die Erreichbarkeit mit den öffentlichen Verkehrsmitteln eine zentrale 
Rolle. Es bedarf mehr Flexibilität bei der Abrechnung und Kostenübernahme z. B. von Taxikosten, wenn 
dadurch der Einsatz eines Krankenwagens vermieden werden kann.

• Der Zugang zur Asylverfahrensberatung muss gewährleistet werden. Informationen über Beratungsstellen  
werden teilweise nicht ausreichend zugänglich gemacht. Verständigung ist auch hier essentiell und strukturell 
nicht abgesichert.

• Es gibt keine ausreichenden Kindergartenplätze. 
• Hoher Bedarf an regelmäßig stattfindenden Deutschkursen vor Ort in den Einrichtungen.
• Es ist notwendig, dass die Kinder schnellstmöglich eingeschult werden. Der Zugang zu Bildung, Kontakt mit  

anderen Kindern, einem geregelten Tagesablauf ist grundlegend für die Sicherung des Kindeswohls. Ein-
schulung schnellstmöglich. Wartezeiten von mehreren Monaten sind nicht tragbar.

• Der Zugang zu psychologischer Betreuung bzw. Psychotherapie muss abgesichert werden. Die Sozialarbeiter*- 
innen können keine Diagnose erstellen und keine therapeutische Behandlung ersetzen. Durch die Isolation 
in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften werden Erkrankungen verstärkt bzw. werden teilweise durch 
die Ausgrenzung erst hervorgerufen.

• Wichtig ist, dass die Privatsphäre der Menschen respektiert und geschützt wird. Wohnräume und Sanitär- 
anlagen müssen abschließbar sein.

[I Aus Gesprächen von Sozialarbeiter*innen in Unterkünften in verschiedenen Landkreisen mit dem Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt in 2015/2016. 
Die Gesprächsspartner*innen wollen anonym bleiben.]
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Umsetzung der EU-Aufnahmerichtlinie

Im Rahmen der Schaffung eines „Gemeinsamen Europäischen Asylsystems“ (GEAS) mit einheitlichen Mindest- 
standards und festgelegten Aufnahmebedingungen für Flüchtlinge wurde am 26.06.2013 die Richtlinie 
2013/33/ EU vom Europäischen Parlament verabschiedet, welche zum 19.07.13 in Kraft trat. Art. 31 dieser 
Richtlinie bestimmt die Umsetzung in nationales Recht der Mitgliedstaaten bis zum 20.07.2015.
Artikel 21 Allgemeiner Grundsatz
„Die Mitgliedstaaten berücksichtigen in dem einzelstaatlichen Recht zur Umsetzung der Richtlinie die  
spezielle Situation von besonders schutzbedürftigen Personen wie:
• Minderjährige, unbegleitete Minderjährige,
• Behinderte, ältere Menschen, Schwangere
• Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern,
• Opfer des Menschenhandels,
• Personen mit schweren körperlichen Erkrankungen,
• Personen mit psychischen Störungen und
• Personen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer, physischer oder sexueller 

Gewalt erlitten haben, wie z. B. Opfer der Verstümmelung weiblicher Genitalien.“

[http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0033, Stand 10.02.2016.]

Der Betreuungsschlüssel von 1:100 ist nicht ausreichend – auch nicht in der Erstaufnahmeeinrichtung. 
Auf die Belange der Menschen kann nicht entsprechend der Bedarfe eingegangen werden. Die Fragen 
sind teilweise komplex, die Verständigung dauert aufgrund unterschiedlicher Sprachen weitaus länger.  
Noch dazu bleiben bei dem Schlüssel die Nacht- und Wochenendschichten unberücksichtigt. Die  
Arbeitszeiten außerhalb des regulären Rahmens zählen mehr, so dass der Schlüssel für diese Arbeits-
zeiten entsprechend angepasst werden müsste. So lange im Personalbereich keine entsprechende  
Berücksichtigung der Bedarfe bzgl. Sprachmittlung, Weiterbildungen, Supervision und Einhaltung der 
vereinbarten Arbeitszeiten erfolgt, werden auch hier die Krankentage des Personals hoch ausfallen.

Auf dem Gelände der ZAst bedarf es dringend mindestens einer*s Psycholog*in, die täglich vor Ort an-
sprechbar ist. Dies ist grundsätzlich notwendig, jedoch mit der Einführung der Schnellverfahren umso 
dringender. Der Zugang zu unabhängiger ärztlicher Begutachtung ist für den Asylantrag als auch für 
die Geltendmachung von Abschiebungshindernissen zwingend geboten. Das Land hat dafür Sorge zu 
tragen, dass es zu keinen Versäumnissen bei der Einlösung von Rechten kommt. Weiterhin muss es die 
verfahrensrelevanten Ressourcen für die Antragstellenden zur Verfügung stellen.41

Damit die Antragstellenden schnell an alle notwendigen Informationen gelangen können, muss der  
Zugang zum Internet für alle konstfrei möglich sein. Dies ist die Grundlage für die Kommunikation mit 
Familie und Verwandten in der Heimat, für den Zugang zu allen notwendigen Informationen zum Asyl-
verfahren, Beratungsinstitutionen, Angeboten und Infrastruktur vor Ort.

Nach den Erfahrungen in Burbach im September 201442, aber auch nach Informationen aus verschiedenen 
Landkreisen in Sachsen-Anhalt wird deutlich, dass es schwierig ist, geeignetes Wachpersonal für die 
Unterkünfte zu finden. Hier ist es ebenfalls notwendig, dass rassistische Überzeugungen und Verbin-
dungen zur (Neo-)Naziszene ausgeschlossen werden. Als Einstellungsvoraussetzung sollte hier ein um-
fangreiches Vorbildungsprogramm zur interkulturellen Sensibilisierung obligatorisch werden. Diese 
Vorgaben können durch das Land in einer Richtlinie und dann in entsprechenden Verträgen mit den 
Sicherheitsdiensten verankert werden. Es bedarf eines umfassenden Gewaltschutzkonzeptes des Landes, 
das auch die Frage der Sicherheitsfirmen berücksichtigt. Ziel des Wachschutzes sollte weniger die Ge-
bäudesicherung, sondern vielmehr die Sicherheit der Bewohner*innen sein.

Für ein integratives Gesamtkonzept ist vor allem auch die Etablierung von Sprachlern-Angeboten in der 
Zeit der Erstaufnahme von zentraler Bedeutung. Bestehende Angebote von freiwilligen Helfenden sind 
sehr begrüßenswert und sollten weiterhin zusätzlich möglich gemacht werden. Es bedarf jedoch bereits 
in der Erstaufnahmestelle professioneller Angebote bzw. einer professionellen Beratung und Einweisung 
für die jeweiligen Sprachlernangebote. Die staatliche Verantwortung kann nicht langfristig auf freiwillige  
Unterstützer*innen übertragen werden. Es bedarf auch hier einer institutionellen Absicherung. Der  
Zugang zu Sprache ist die wichtigste Grundlage für ein selbstständiges und selbstbestimmtes Leben.

41 Siehe hierzu auch die EU-Aufnahmerichtlinie, die Deutschland bislang noch nicht umgesetzt hat.
42 http://www.sueddeutsche.de/politik/uebergriffe-des-wachpersonals-in-nrw-fluechtlingsheimen-bilder-die-man-sonst-nur-aus- 

guantanamo-kennt-1.2151041, Stand 10.02.2016.

http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32013L0033
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Besonders für Kinder im Schulalter, deren Schulpflicht während der Aufenthaltszeit in den Erstauf- 
nahmeeinrichtungen ausgesetzt ist, sollte gezielter Deutsch als Fremdsprache/Deutsch als Zweitsprache 
(DaF/DaZ)-Unterricht unterbreitet werden. So können bereits mit Beginn der Beschulung in den 
Kommunen Grundkenntnisse der deutschen Sprache gewährleistet werden. Die Beschulung muss 
schnellst möglich erfolgen.

Die Aussetzung der Schulpflicht während der Erstaufnahme mag aus verwaltungstechnischen Er- 
wägungen nachvollziehbar sein, ist jedoch mit Blick auf UN-Kinderrechtskonvention und dem Grund-
satz der Wahrung des Kindeswohls nicht vereinbar. Das Land hat hier die UN-Kinderrechtskonvention  
umzusetzen und der Fürsorgepflicht nachzukommen. Das Recht auf Bildung muss unabhängig vom  
Aufenthaltsstatus gelten. Das Kindeswohl muss an oberster Stelle stehen. Dazu ist es notwendig, die  
bestehenden Ermessensspielräume auszunutzen und zwar zu Gunsten des Kindes. Der Zugang zu  
Bildung ist wichtig für die Entwicklung des Kindes. Dies stellt eine Bereicherung für die Kinder dar, egal 
welchen Ausgang das Asylverfahren nimmt.

Die Erstinformationsbroschüre der AGSA in Kooperation mit der Integrationsbeauftragten des Landes 
über das Asylverfahren, das Aufnahmesystem, über Beratungs- und Hilfsangebote sowie über ihre  
sonstigen Rechte und Pflichten ist ein wichtiger Schritt in die richtige Richtung. Die Planung der Ver- 
öffentlichung in weiteren Sprachen und der Anpassung der Erstinformationsbroschüre für die je- 
weiligen anderen Erstaufnahmeeinrichtungen sind sehr wichtig, um eine erste Orientierung zu bieten 
und über die weiteren Verfahrens- und Verteilungsschritte zu informieren.43

Notwendig sind ebenfalls entsprechende Informationsbroschüren für die jeweiligen Landkreise. Es dauert  
oft mehrere Wochen bis die Menschen sich die notwendigen Informationen über die Infrastruktur,  
Beratungsstellen im Landkreis, sonstige wichtige Adressen, Sprachkurse und sonstige Angebote bzw. 
wichtige Kontakte und regelmäßig stattfindende Veranstaltungen zusammengesucht haben. Auch hier 
ist eine Veröffentlichung in verschiedenen Sprachen wichtig.

Die Verwaltungsabsprachen zwischen den Landeserstaufnahmestellen und den Landkreisen sowie 
kreisfreien Städten müssen dringend optimiert werden. Eine möglichst frühzeitige Information an die 
Landkreise/kreisfreien Städte zur bevorstehenden Verteilung ermöglicht eine bessere Planbarkeit vor 
Ort sowie bedarfsgerechtere Unterbringung.

Besonders schutzbedürftige Menschen (z. B. Kinder und Jugendliche, Schwangere, Traumatisierte, Pflege- 
bedürftige, etc.) sollten in den Landeserstaufnahmestellen erfasst und Informationen dazu an die Land-
kreise/kreisfreien Städte weitergegeben werden. Nur so kann ab dem ersten Tag eine adäquate Versor-
gung vor Ort im Sinne der EU-Aufnahmerichtlinie sichergestellt werden.

Eine weitgehende Berücksichtigung der Wünsche und Interessen von Flüchtlingen bei der Verteilung – 
insbesondere wenn bereits Verwandte/Vertrauenspersonen in Sachsen-Anhalt leben – sollte sicherge-
stellt werden. Vorhandene Unterstützungsstrukturen können dadurch sinnvoll genutzt werden und bei 
besonderen Bedarfen (Traumabehandlung, spezielle medizinische Versorgung, etc.) sind so bestehende 
Strukturen leichter zugänglich und bieten noch dazu notwendige Stabilisierung. Kinder, Jugendliche 
aber auch junge Volljährige sollten vor dem Hintergrund ihres Rechts auf Bildung nur Kommunen zuge-
wiesen werden, die eine entsprechende Infrastruktur erreichbar zur Verfügung stellen können (Kinder-
tagesstätten, Allgemeinbildende Schulen, Berufsschulen).

Forderungen

 ؚ Mitbestimmung der Antragstellenden über ihren Aufenthaltsort

 ؚ Sprach- und Integrationskurse vom ersten Tag an für alle Antragstellenden –  
sie helfen auch bei der Abwicklung des Asylverfahrens, unabhängig vom Ausgang

 ؚ Arbeitserlaubnisse frühzeitig erteilen und Vorrangprüfung abschaffen

 ؚ Ausreichende Kapazitäten in den Erstaufnahmeeinrichtungen, Reserven sind vorzuhalten

 ؚ Keine Erstaufnahme in abgelegenen Orten ohne ausreichende Infrastruktur

 ؚ Beschulung bereits in der Erstaufnahmeeinrichtung

43 http://www.integriert-in-sachsen-anhalt.de/willkommen/erstinformationen-fuer-fluechtlinge/
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Zuständigkeiten im Land Sachsen-Anhalt
Die Unterbringung von Geflüchteten erfolgt in Sachsen-Anhalt nach einem zweistufigen System, 
welches den Aufnahmekommunen eine gewisse Eigenständigkeit bei der Unterbringung lässt.

Die oberste Aufsichtsbehörde ist das Landesverwaltungsamt, das dem Ministerium des Innern unter-
stellt ist. Das Landesverwaltungsamt bestimmt nach § 1 Abs. 3 Satz 1 AufnG ST unter Berücksichtigung 
der Einwohnendenzahl die Anzahl der Menschen, die zur Aufnahme in einen der Landkreise und bzw. 
eine kreisfreie Stadt aus der Erstaufnahme zugewiesen werden. Die Landkreise und kreisfreien Städte 
sind dann für die Aufnahme und Unterbringung vor Ort zuständig. Als Fachaufsichtsbehörde prüft das 
Landesverwaltungsamt die Verträge der Aufnahmekommunen mit den Betreibern der Unterkünfte. Die 
Landkreise und kreisfreien Städte sollen die Unterbringung nach den Empfehlungen des Ministeriums 
umsetzen, wie sie in den „Leitlinien für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht dauerhaft 
aufenthaltsberechtigten Ausländern“ festgehalten wurden, nach den allgemeinen gesetzlichen Vor- 
gaben, wie Gesundheits-, Bau- und Unfallvorschriften sowie dem unmittelbar aus dem Grundgesetz ab-
zuleitenden Gebot der menschenwürdigen Unterbringung.

Die Aufnahme und Unterbringung ist für die Landkreise und kreisfreien Städte eine Aufgabe des „über-
tragenen Wirkungskreises“ nach § 1 Satz 1 Nr. 5 bis 8 AufnG. Die Landkreise und kreisfreien Städte er- 
halten für diesen übertragenen Wirkungskreis eine Auftragskostenpauschale. Die entstehenden Kosten 
für die Aufnahme der ihnen zugewiesenen Personen werden nach § 2 Satz 1 AufnG gedeckt.

Mit der Änderung des Aufnahme- und Finanzausgleichsgesetzes hat der Landtag 2015 beschlossen, 
dass für die Kommunen zur Absicherung der Aufnahme von Geflüchteten 48 Millionen Euro aus dem 
Finanzausgleichsgesetz in das Aufnahmegesetz fließen. Ebenfalls soll vom Land an die Kommunen für 
2015 und 2016 jeweils eine Einmalzahlung in Höhe von 25 Millionen Euro erfolgen. Die Kommunen 
erhalten Fallpauschalen in Höhe von 8.600 Euro pro Asylbewerber*in pro Jahr, die sie vierteljährlich 
abrufen können. Es sollen außerdem medizinische Leistungen bei Krankheit, Schwangerschaft, Geburt 
oder Hilfe zur Pflege gesondert erstattet werden, soweit sie einen Betrag von 10.000 Euro je Person 
und Kalenderjahr übersteigen. Im Gesetz ist eine Revisionsklausel eingefügt, die eine Anpassung der  
Pauschale vorgibt. Die Unterbringungsstandards wurden jedoch nicht im Gesetz verankert.
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Ankommen in Landkreisen und Kommunen44

Die Unterbringung geflüchteter Menschen in den Landkreisen und Kommunen ist die letzte Station  
unter der Regie des Asylantragsverfahrens durch BAMF und Ausländerbehörden. Diese Phase der  
Unterbringung endet entweder mit einem dauerhaften Aufenthaltstitel bzw. der Erlaubnis, sich auf dem 
Wohnungs- und Arbeitsmarkt selbständig zu bewegen oder mit der sogenannten freiwilligen Rückkehr 
bzw. Abschiebung, die bereits während des gesamten Weges in Deutschland drohend im Raum steht.

Die Qualität der Unterbringung sowohl in der ZAst als auch in den Gemeinschaftsunterkünften der 
Landkreise und kreisfreien Städte wurde in den letzten Jahren von Initiativen, der LIGA der Wohlfahrts-
verbände, Gremien wie dem Runden Tisch gegen Ausländerfeindlichkeit und dem Bündnis für Zu- 
wanderung und Integration, Unterstützer*innen und dem Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt kritisiert und 
mit dem Land Sachsen-Anhalt diskutiert. Im Jahr 2012 hat das Land die „Leitlinien für die Unterbringung 
und soziale Betreuung von nicht dauerhaft aufenthaltsberechtigten Ausländern“ (Land Sachsen-Anhalt 
2013) im Austausch mit den zivilgesellschaftlichen Organisationen erarbeitet. Einige Punkte aus der 
Diskussion wurden in die Leitlinien aufgenommen, jedoch blieben viele bereits damals angesprochene 
Kritikpunkte unberücksichtigt.45 Zum 01.01.2013 trat die sogenannte Unterbringungsleitlinien in Kraft.

Diese regelt die Mindeststandards für die Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunter-
künften. Darin wird vorgegeben, wie die sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte ausgestattet sein 
sollten und die Anforderungen an die soziale Betreuung in den sogenannten Gemeinschaftsunter- 
künften definiert. Ebenfalls wird darin geregelt, wie die einmalige Kontrolle dieser Leitlinien durch ein 
Monitoring der Gemeinschaftsunterkünfte zu gewährleisten ist, als auch unter welchen Bedingungen 
Menschen Anspruch auf die Unterbringung in einer Wohnung geltend machen dürfen.

Die Erarbeitung und das Inkrafttreten einer solchen Leitlinie ist äußerst positiv zu bewerten. Die  
Leitlinie bietet eine Orientierung und Diskussionsgrundlage, auf der die Inhalte weiter ausgestaltet 
werden können und müssen.

Das Ministerium für Inneres und Sport hat am 15. September 2015 verkündet, dass die Leitlinien 
für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht dauerhaft aufenthaltsberechtigen Ausländern  
vorübergehend bis zum 1. Mai 2016 ausgesetzt werden.

44 Bis Februar 2016 vor Einführung der Schnellverfahren nach dem „Heidelberger Modell“.
45 Siehe Positionspapier des Flüchtlingsrats Sachsen-Anhalt e.V. vom 01.03.2013 auf Seite 32f.

  Magdeburg 1. März 2013

Positionspapier Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt zum Runderlass des Ministeriums für Inneres und 
Sport mit Leitlinien zur Flüchtlingsunterbringung vom 15.1.2013

Der Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt begrüßt den Erlass des Ministeriums für Inneres und Sport mit Leitlinien für 
die Unterbringung von nicht daueraufenthaltsberechtigten Ausländer_innen und deren soziale Betreuung als 
ersten Schritt in die Richtung einer Verbesserung der Unterbringung von Flüchtlingen und Asylsuchenden. Für 
diese Personengruppe besteht eine besondere Fürsorge, die verbindliche Standards der Unterbringung und  
sozialen Begleitung erfordert. Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil zum Asylbewerberleistungs-
gesetz vom 18. Juli 2012 ausdrücklich entschieden, dass es keine verschiedenen Standards im Existenzminimum 
von deutschen Staatsbürger_innen und Ausländer_innen geben darf und sich hierbei auf das Grundgesetz Art.1 
berufen. Daraus muss geschlossen werden, dass auch gleiche Standards der Unterbringung für Deutsche und 
Ausländer_innen gelten.
In diesem Sinne begrüßen wir den Erlass, verweisen aber gleichermaßen darauf, dass die Leitlinien keine 
Rechtsverbindlichkeit darstellen. Insofern besteht hier für die Umsetzung die Notwendigkeit einer gesetzlichen 
Verankerung z. B. im Landesaufnahmegesetz, um eine substantielle Veränderung der gegenwärtigen Unterbrin-
gungssituation zu erreichen.
 ǂ
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ǂ 
Der Erlass sieht Ausnahmen von der Regelunterbringung in Gemeinschaftsunterkünften bei gesundheitlichen 
und psychischen sowie anderen besonders schwerwiegenden Gründen unter 1.1. vor und die Regelunter- 
bringung in Wohnungen für Personen mit humanitären Aufenthaltstiteln (1.2.3) und für Familien (1.2.1). Das 
weist in eine positive Richtung. Zum Teil wird dies schon in Landkreisen und Städten von Sachsen-Anhalt praktiziert. 
Darüber hinaus sieht der Erlass die Möglichkeit der Wohnungsunterbringung nach drei Jahren nach Abschluss 
des Asylverfahrens vor. (1.2.2) Diese Frist sehen wir als zu lang an. Zum einen dauern Asylverfahren zwischen  
6 Monaten und mehr als einem Jahr.
Hinzu kommen noch mögliche anhängige Widerspruchs- und Klageverfahren. Zum anderen hat bereits eine  
zentrale Unterbringung in der ZAst Halberstadt stattgefunden. Hier sehen wir die Gefahr einer Dauerunter- 
bringung in Gemeinschaftsunterkünften, wie sie bereits in der Praxis verbreitet auftritt. Darüber hinaus sind 
drei Jahre Aufenthalt in Deutschland kein Kurzaufenthalt. Integrationsmöglichkeiten und Chancen auf gesell-
schaftliche Einbindung werden so nicht gefördert. Nur in einer dezentralen Wohnungsunterbringung in urbanen 
Strukturen mit gesellschaftlicher Anbindung können Isolation, Fremdbestimmung, Diskriminierung und Sicher-
heitsrisiken verhindert werden. Eine Schließung von Unterkünften in abgelegener Lage und mit kasernenartigem 
Charakter hat mit Bezug auf 2.1 aus unserer Sicht bald zu erfolgen. 
Unter 1.2.5 wird Wohnung als abgeschlossene Raumeinheit definiert. Es fehlt jedoch weiterhin die Definition  
der dezentralen Unterbringung als Wohnung inmitten der Mehrheitsgesellschaft. Eine verordnete Unter- 
bringung in Wohnungen in Wohnblöcken mit ausschließlich Ausländer_innen setzt unserer Meinung nach den 
Charakter einer Gemeinschaftsunterbringung mit den ihr verbundenen Eigenschaften und Folgen fort und stellt 
keine qualitative Verbesserung dar. Die jüngste politische Entwicklung mit rassistischer Stimmungsmache gegen 
Flüchtlinge durch die NPD in Vockerode belegt diese Einschätzung.
Besonders problematisch sind die Ausschlusskriterien von der Wohnungsunterbringung unter 1.2.2 wie Straf-
taten, mangelnde Identitätsklärung und fehlende Mitwirkungspflichten. Seit je her bildet die Personengruppe  
mit ungeklärter Identität und Duldung die große Gruppe der Bewohner_innen in Sammelunterkünften mit fünf 
bis mehr als zehn Jahren Aufenthalt. Hier sehen wir einen deutlichen Nachbesserungsbedarf also die Abschaffung  
der Ausschlusskriterien, um eine wirksame Veränderung in der Praxis zu erzielen. Das bedeutet auch, dass 
besonders schutzbedürftige Personen generell und sofort in Wohnungen untergebracht werden. Nach  
Schätzungen sind 40% der Asylsuchenden traumatisiert. Ein Verfahren der Früherkennung und Begleitung sollte  
in diesem Zusammenhang einerseits im Begleitungskonzept wiederzufinden sein sowie gleichermaßen die  
Unterbringungssituation bestimmen.
Grundsätzlich wirkt sich die Gemeinschaftsunterbringung negativ auf den psychosozialen Zustand der Personen- 
gruppe aus, bereits Traumatisierte sind darüber hinaus besonders gefährdet.
Positiv ist die Reduzierung der Kapazitäten unter 2.4. Dennoch ist der Umfang von 150 weiterhin zu groß. 
Anonymität, Kommunikationsprobleme und Isolation wie Stigmatisierung von außen bleiben bestehen. Die 
Aufstockung um 50 Plätze aus migrationspolitischen Gründen ist nicht akzeptabel, weil damit der Status quo 
erhalten bleibt. Auch ist die Vermischung von sozialrechtlichen und asylpolitischen Fakten bei der Frage der 
Unterbringung nicht nachvollziehbar. Die Festlegung von 7qm pro Person ist unannehmbar und steht einer  
menschenwürdigen Unterbringung entgegen, ebenso die Belegung von vier Personen pro Zimmer.
Die Einrichtung von Kinder- und Aufenthaltsräumen sowie Beratungsräumen, Krankenzimmern in Anlage 1 ist zu 
begrüßen. Eine Ausstattung mit Computerplätzen und Internetzugang muss aber Teil der Grundausstattung sein. 
Positiv sind weitere Vorgaben für die Ausstattung der Wohnräume, Küchen und Grundversorgung. Hier sehen 
wir es als unabdingbar an, dass öffentliche Aushänge mehrsprachig sind und Informationen über die gesonderten 
Beratungsstellen, kulturelle und soziale Angebote und Aktivitäten (Volkshochschule, Sprachkurse, religiöse Ein-
richtungen, Sportinstallationen etc.) der Nachbarschaft und näheren Umgebung bekannt gemacht werden.
Die Anwendung von Grundsätzen zur sozialen Beratung und Betreuung bei den Ansprüchen an die Kompetenzen 
von Heimleitung und Personal sowie Qualifizierungsmaßnahmen in der Anlage 2 ist positiv zu sehen, da sie Wert 
auf berufliche Qualifikation in Sozialpädagogik und Sozialarbeit, Kenntnisse des Asylverfahrens, Aufenthalts- 
und Sozialgesetzes, Fremdsprachen und interkulturelle Kompetenz legt, um eine professionelle Begleitung der 
Flüchtlinge zu ermöglichen. Allerdings sind die beruflichen Qualifikationen prioritär und nicht mit Arbeitser- 
fahrungen zu ersetzen. Auch muss aus unserer Sicht die Aufstockung der personellen Besetzung erfolgen, weil 
ein Personalschlüssel von 1:100 den Anforderungen der täglichen Beratungs- und Begleitung nicht genügen 
kann. Zu begrüßen ist das Monitoring unter Punkt 4. Zu ergänzen ist hier auch die Form und damit Nachvoll-
ziehbarkeit der Durchführung des Monitoring sowie die Form der Rechenschaftspflicht der Heimbetreibenden  
gegenüber dem Landkreis und dem Land und transparente Ausschreibungen für Betreibende und Unter- 
bringungsverträge.
Der Erlass lässt offen, ob und inwieweit die Leitlinien auch für die ZAst Halberstadt gelten und wie die Ver- 
änderungen angestrebt und umgesetzt werden. Diesbezüglich sehen wir einen deutlichen Klärungs- und Er- 
gänzungsbedarf der neuen Vorgaben.
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Was regeln die Leitlinien und was nicht?
Die Leitlinien des Landes Sachsen-Anhalt können ein Baustein für verbindliche Mindeststandards sein, 
um die menschenwürdige Aufnahme der schutzsuchenden Menschen zu gewährleisten.

Für ein solches Gesamtkonzept bedarf es jedoch einer Überarbeitung der bisherigen Leitlinien mit  
Ergänzungen bei den Standards und Erweiterung der Maßnahmen zur Gewährleistung der Umsetzung 
der gesetzten Ziele.

Das Ziel: Die Menschenwürde ist unantastbar

Das Ziel der Leitlinien ist die Unterbringung von Geflüchteten und politisch Verfolgten nach gesetzlichen Ge- 
boten und humanitären Standards. Unmittelbar aus der Verfassung lässt sich das Gebot ableiten, dass dies men-
schenwürdig und ohne gesundheitliche Beeinträchtigung erfolgen soll. Allgemein gelten für die Unterbringung 
bau-, gesundheits-, brand- und unfallschutzrechtliche Vorschriften.
Zudem sind Religionsfreiheit, der Schutz der Familie und die Privatsphäre zu gewährleisten.
Konkret heißt dies, dass den Menschen ein menschenwürdiges Existenzminimum zu gewähren ist und ihnen die 
Möglichkeit gegeben werden muss, ein eigenständiges Leben führen zu können. Dazu bedarf es insbesondere 
bei sogenannter Gemeinschaftsunterbringung entsprechender Räumlichkeiten, wie z. B. geschlechtergetrennter 
sanitärer Einrichtungen und eigener Schlafräume.
Die Unterbringung muss darüber hinaus so gestaltet werden, dass Erkrankten – insbesondere chronisch Kranken  
und traumatisierten Menschen – keine weiteren Schäden zugefügt werden und niemand durch die Unter- 
bringung krank gemacht wird.
Die soziale Integration ist durch die Lage der Unterbringung, durch Sprachkurse, kulturelle Angebote und Be- 
ratung zu fördern. Wirksam ist hier die Einbeziehung in das Leben vor Ort, in Vereine und in den Arbeitsmarkt. 
Bei alldem muss die Selbstbestimmung der geflüchteten Menschen stets handlungsleitend sein, um eine erfolg-
reiche gesellschaftliche Teilhabe zu fördern.
Die Form der Unterbringung darf diesen Zielen nicht im Weg stehen.
Daran werden die Leitlinien im Folgenden gemessen.

Was regeln die Leitlinien?

 ؚ Die Leitlinien für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht dauerhaft aufenthaltsbe- 
rechtigten Ausländer*innen beschreiben, wer in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften  
untergebracht werden soll.

 ؚ Die Leitlinien geben Empfehlungen zu den Mindeststandards wie Raumgrößen, Ausstattung der 
Schlafräume, Sanitäranlagen und Küchen, der Lage der Gemeinschaftsunterkünfte in Städten und 
Siedlungen, als auch zur Dauer des Aufenthaltes entsprechender Personengruppen.

 ؚ Die Leitlinien empfehlen die Einrichtung sogenannter Gemeinschaftsunterkünfte in relativ  
zentraler Lage und die Einbeziehung der Bewohner*innen in das soziale Umfeld.

 ؚ Die Leitlinien fordern, dass für die Sicherheit durch geeignete Maßnahmen (wie Wachdienste)  
gesorgt wird.

 ؚ Die Leitlinien regeln die Möglichkeit der Wohnungsunterbringung in bestimmten Fällen (s.u.).

 ؚ Die Leitlinien empfehlen kleine Gemeinschaftsunterkünfte bis zu 150 Plätzen (plus 50 Reserve- 
plätze).

 ؚ Die Leitlinien sehen ein Monitoring darüber vor, ob die Regelungen durch die Betreiber der  
sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte auch eingehalten werden.

 ؚ Bedauerlicherweise setzt die Leitlinie auf die Gemeinschaftsunterkunft als Regelunterbringung. 
Dass es auch anders geht, zeigt der bundesweite Vergleich der Quoten zur Unterbringung in soge-
nannten Gemeinschaftsunterkünften und Wohnungen. In Sachsen-Anhalt ist die Quote der Unter-
bringung in Wohnungen unterdurchschnittlich. Thüringen, Niedersachsen und Schleswig-Holstein 
sind vergleichbare Flächenländer und schneiden sehr viel besser ab.
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Wohnungsunterbringung nach Bundesland46

Bundesländer Insgesamt Davon in Wohnungsquote47

Aufnahme- 
einrichtung

Gemein-
schafts- 
unterkunft

dezentrale  
Unterbringung

ohne Aufnahme- 
einrichtungen

Wohnungs- 
quote gesamt48

Brandenburg 9.927 1.583 5.704 2.640 31,64% 26,59%
Baden-Württemberg 38.531 0 27.055 11.476 29,78% 29,78%
Sachsen 16.549 1.177 9.609 5.763 37,49% 34,82%
Hessen 26.617 4.360 12.773 9.484 42,61% 35,63%
Nordrhein-Westfalen 86.358 16.568 38.812 30.978 44,39% 35,87%
Sachsen-Anhalt 12.701 2.336 5.087 5.278 50,92% 41,56%
Mecklbg.-Vorpommern 6.762 364 3.497 2.901 45,34% 42,90%
Berlin 24.607 3.521 9.929 11.157 52,91% 45,34%
Bayern 45.396 6.033 17.096 22.267 56,57% 49,05%
Thüringen 8.552 1.419 2.926 4.207 58,98% 49,19%
Hamburg 12.272 2.917 3.068 6.287 67,20% 51,23%
Saarland 2.941 175 1.149 1.617 58,46% 54,98%
Bremen 5.994 182 1.871 3.941 67,81% 65,75%
Rheinland-Pfalz 16.804 1.891 2.141 12.772 85,64% 76,01%
Niedersachsen 36.591 2.006 5.776 28.809 83,30% 78,73%
Schleswig-Holstein 12.248 644 1.196 10.408 89,69% 84,98%
Deutschland gesamt 362.850 45.176 147.689 169.985 53,51% 46,85%

Nach § 53 des Asylverfahrensgesetzes (AsylG) „sollen [Asylantragsteller*innen] in der Regel in Ge-
meinschaftsunterkünften untergebracht werden“. Dabei sind „sowohl das öffentliche Interesse als auch  
Belange des Ausländers“ zu berücksichtigen (§ 53 AsylG). Es handelt sich hier um eine Soll-Regelung, 
das heißt, das Gesetz lässt hier Entscheidungsspielraum. Dieser Spielraum kann somit im Interesse der 
geflüchteten Menschen genutzt werden – wenn der politische Wille dafür vorhanden ist.49

Was regeln die Leitlinien nicht?

Die Leitlinien sagen nichts über mögliche Standards bei Wohnungsunterbringungen aus.
Dies bedeutet eine Regelungslücke, die in Fällen kommunaler Wohnungsunterbringung, d. h. Anmietung 
der Wohnungen und Zuteilung der Geflüchteten durch die Kommune sichtbar wird.

Es gibt sehr unterschiedliche Formen der Wohnungsunterbringung, die offiziell als „dezentrale Unter-
bringung“ im Unterschied zur „zentralen Unterbringung“ in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften 
definiert wird. Was die Bewohner*innen selbst, das Land, die Landkreise, Kommunen, kreisfreien Städte, 
die Verbände und Organisationen jeweils unter diesen Begriffen verstehen, weicht teilweise sehr weit 
voneinander ab. Eine Definition von Seiten des Landes steht bislang noch aus.

Was als „dezentrale Unterbringung“ im jeweiligen Landkreis, Kommune, kreisfreien Stadt definiert wird, 
reicht von sogenannter Blockunterbringung in komplett angemieteten Wohnblöcken, in denen hunderte 
geflüchteter Menschen in teilweise auch isolierter Lage untergebracht werden, über betreute Wohn- 
gemeinschaften bis hin zu durch die Geflüchteten selbst angemieteten und selbstbestimmt bewohnten 
Wohnungen. Dabei gibt es erhebliche Unterschiede, die durch die Leitlinie bisher nicht berücksichtigt 
werden.

Seit 2009 ergibt sich aus den offiziellen Zahlen eine vermehrte Unterbringung in Wohnungen. Für diese 
Art der Unterbringung gelten die in den Leitlinien empfohlenen Standards bislang offiziell nicht und 
es obliegt den Landkreisen, Kommunen und kreisfreien Städten, ob sie die Leitlinien auch für die so-
genannte dezentrale Unterbringung anwenden wollen. Die Leitlinien gelten aufgrund der Entwicklung 
somit einerseits für immer weniger Menschen, andererseits wird damit eine Umgehung der in die Leit- 
linien festgesetzten Standards möglich. 

46 Wendel, Kay (2014), S. 71. Sortierung: niedrigste Wohnungsquote bis höchste Quote bei Wohnungsunterbringung.
47 Innerhalb von Sachsen-Anhalt und erst recht zwischen verschiedenen Bundesländern gibt es sehr verschiedene Formen der „dezentralen 

Unterbringung“. Bei einigen Formen ist die Bezeichnung Wohnungsunterbringung unangebracht, etwa wenn es zwar abgeschlossene 
Wohneinheiten gibt, diese aber dem Personal eines Dienstleisters zugänglich sind und den Bewohner*innen kein selbstbestimmtes  
Leben möglich ist.

48 Da Aufnahmeeinrichtungen von der Unterbringungsqualität den GUs ähneln, haben wir sie bei der Berechnung der „Wohnungsquote 
gesamt“ eingerechnet.

49 Vgl. Kothen, Andrea 2011: Die Unterbringungspolitik der Bundesländer, In: Landesflüchtlingsräte und ProAsyl 2011: AusgeLAGERt.  
Zur Unterbringung von Flüchtlingen in Deutschland, S. 18.
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Ein wichtiger Aspekt dabei: Bei einer steigenden Wohnungsquote werden z. B. die in den Leitlinien be-
schriebenen Grundsätze der sozialen Betreuung vor Ort für einen immer geringeren Teil der Menschen 
geregelt.

Die Leitlinien enthalten keine Regelungen für einen verbesserten Zugang der Geflüchteten zu  
medizinischer Versorgung.

Die Leitlinien gehen nicht auf die frühzeitige Erkennung und Behandlung von traumatisierten  
Geflüchteten ein.
Wie in Kapitel 4 gezeigt werden wird, sind auch die in den Leitlinien definierten Mindestbedingungen 
für die sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte noch nicht ausreichend, um die Menschenrechte auf 
körperliche Unversehrtheit und Gesundheit, sowie die Rechte von Kindern bzw. besonders schutzbe-
dürftiger Menschen zu gewährleisten. Selbst diese noch unzureichenden Mindestbedingungen sind 
nur Empfehlungen und damit für Landkreise, Kommunen, kreisfreien Städte und private Anbieter 
nicht bindend.

Forderungen

 ؚ Das Land sollte unter Bezug auf das öffentliche Interesse und vor allem aus humanitären Erwägungen 
die Wohnungsunterbringung in den Leitlinien als Regel definieren oder zumindest die Ausweitung 
der Ausnahmen nahe legen. Mit einer solchen Regelung kann die Teilhabe und Integration der Ge-
flüchteten grundsätzlich verbessert werden.

 ؚ Empfehlungen und Mindeststandards für die dezentrale Einzelunterbringung als Wohnungsunter-
bringung in der Mitte der Gesellschaft sind eine notwendige Ergänzung für die Leitlinien.

 ؚ Die Grundsätze sozialer Beratung und Betreuung sollten durch ein umfassendes Integrations- 
konzept ergänzt werden.

 ؚ Die minimalen Bedingungen der Unterbringung sollten einen verpflichtenden Charakter erhalten, 
sodass sowohl die Geflüchteten als auch das Land die Einhaltung von Mindeststandards menschen-
würdiger Unterbringung durch Landkreise, Kommunen, kreisfreien Städte oder private Betreiber- 
firmen von Gemeinschaftsunterkünften einfordern können.

Form(en) der Unterbringung
Die Leitlinien sehen unter Punkt „1. Form der Unterbringung“ vor, dass nach der gesetzlich vorge- 
schriebenen Mindestunterbringungsdauer in Aufnahmeeinrichtungen die Unterbringung in sogenannten 
Gemeinschaftsunterkünften der Regelfall sein soll. Das heißt, dass nachdem die Menschen aus der 
Erstaufnahmeeinrichtung in die Landkreise verteilt werden, sollen sie regulär in sogenannten Gemein-
schaftsunterkünften leben. Aber es werden Ausnahmen für Menschen mit gesundheitlichen Störungen 
wie infektiösen Krankheiten oder psychischen Erkrankungen oder anderen besonderen Umständen 
definiert, die einer solchen Unterbringung entgegenstehen. Für Elternpaare oder Alleinerziehende mit 
ihren minderjährigen Kindern empfehlen die Leitlinien des Landes die Unterbringung in Wohnungen.

Die Regelunterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften gilt für eine Dauer von bis zu drei 
Jahren nach Abschluss des Erstverfahrens. Anschließend sollte die Wohnungsunterbringung zur Regel 
werden – wiederum mit Ausnahmen für bestimmte Gruppen.
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Regelung der Unterbringung

Regelhafte Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften
Zunächst sollen alle nach Asylbewerberleistungsgesetz Leistungsberechtigten nach dem Aufenthalt in der  
Aufnahmeeinrichtung zunächst in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden (1.1.).
Ausnahmen: So bald wie möglich in Wohnungen untergebracht werden sollen
• Familien und Alleinerziehende mit mindestens einem minderjährigen Kind, optional nach einer Verweildauer 

von 6 Monaten in der GU, (1.1.a)
• bei „erheblicher gesundheitlicher Störung, anderen besonderen Umständen von erheblichem Gewicht“ (1.1.b)

Regelhafte Wohnungsunterbringung für alle nach 3 Jahren
alle anderen Flüchtlinge 3 Jahre nach Abschluss des behördlichen Erstverfahrens beim BAMF.
Ausnahmen: Die regelhafte Wohnungsunterbringung soll auch nach drei Jahren keine Anwendung finden bei
• Verurteilung zu mehr als 50 Tagessätzen (90 Tagessätze nach Ausländerrecht),
• Täuschung über Identität oder andere erhebliche Verstöße gegen Mitwirkungspflichten.

(Vgl. Leitlinien 2013)

Den Landkreisen, Kommunen und kreisfreien Städten obliegt hier ein erheblicher Spielraum. So brachten 
bis Anfang 2015 zum Beispiel die Landkreise und kreisfreie Stadt Dessau-Roßlau, Mansfeld-Südharz50 
und Wittenberg offiziell alle zugewiesenen Asylantragstellenden weitestgehend „dezentral“ unter. Das 
hat in den jeweiligen Landkreisen dann jedoch unterschiedliche Qualität, was mit der dortigen Definition 
von „dezentraler Unterbringung“ zusammen hängt. Aber auch da, wo es sogenannte Gemeinschaftsunter- 
künfte gibt, werden Kinder mit ihren Eltern schneller und sogar weitestgehend in Wohnungen unterge-
bracht, wie zum Beispiel im Saalekreis.

Doch für die Mehrheit der Geflüchteten gilt: Nur in Einzelfällen, wie beispielsweise bei psychischen 
Erkrankungen oder aus anderen erheblichen Gründen, soll laut den Leitlinien auf die Unterbringung in 
sogenannten Gemeinschaftsunterkünften verzichtet werden. Diese Ausnahmen sind zumeist nur mit 
ärztlichen Gutachten und mittels komplizierter Antragsverfahren zu erwirken.

Die Landesregierung argumentiert unter Verweis auf die bundesrechtliche Soll-Vorgabe § 53, Abs. 1 Satz 1 AsylG, 
dass eine generelle Wohnungsunterbringung ausgeschlossen sei. Vielmehr schreibt sie:

„Die Landesregierung hat daher auch in der Vergangenheit nicht das Ziel verfolgt,  
 dass Asylbewerber generell vorzugsweise in Wohnungen untergebracht werden.“

(Landtag von Sachsen-Anhalt Drucksache 6/3117 vom 19.5.2014 S. 3).

Die Regelungen in der Leitlinien zeigen, dass die Landesregierung sogenannte Gemeinschaftsunter-
künfte durchaus als Belastung für die Bewohner*innen ansieht, die für Familien und gesundheitlich 
beeinträchtigte Menschen unzumutbar sind.

Zugleich setzt die Landesregierung die sogenannte Gemeinschaftsunterkunft als Strafmöglichkeit ein, 
von der die große Gruppe derjenigen betroffen sein kann und ist, die aufgrund der Flucht ihre Identität 
nicht nachweisen können. Im Angesicht dieser Sanktionspraxis ist es nachvollziehbar, dass Unterstützer*- 
innen und Initiativen wie „NoLagerHalle“ die Bezeichnung „Unterkunft“ für euphemistisch halten und 
stattdessen von „Lagern“ sprechen. Sie möchten damit die Frage stellen, ob die gesetzlich vorgeschriebene 
menschenwürdige Unterbringung überhaupt gewünscht ist. Je humaner die Unterbringungssituation, 
desto weniger hat sie den Charakter einer Strafmaßnahme.

 ؚ Die Unterbringung muss menschenwürdig und angemessen erfolgen und nicht eine Frage von  
Sanktionen gegen Einzelne sein.

„Gemeinschaftsunterbringung schränkt die Privatsphäre der Untergebrachten ein, beeinträchtigt 
  ihre psychische Situation, die sozialen Kontakte, das Familienleben. Solange Gemeinschaftsunter- 
  künfte existieren, sollte der Aufenthalt in ihnen so kurz wie möglich gehalten werden. Die Alterna- 
  tive der Wohnungsunterbringung muss so früh wie möglich ins Auge gefasst werden.“

(Wendel 2014:85)

50 Seit Juli 2015 gibt es in Mansfeld-Südharz eine sogenannte Gemeinschaftsunterkunft mit ca. 90 Personen, seit Oktober 2015 wurde in 
Roßlau eine sogenannte Gemeinschaftsunterkunft bezogen.
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In der Praxis bemühen sich Landkreise und Kommunen bereits, die Menschen in Wohnungen unterzu-
bringen. Dies ist aber vielerorts schwierig, aufgrund fehlender Konzepte, weniger öffentlich geförderter 
Sozialwohnungen, privatisierter Wohnungsunternehmen bzw. auch Bedenken bis hin zu Verweigerung 
von Wohnungsgesellschaften und -genossenschaften.

Verteilung auf Unterbringungsformen

Gemeinschafts- 
unterkünfte

Wohnungen Summe
Kommunal angemietet Privatrechtlich

absolut 3.770 5.287 1.823 10.880
Anteile gesamt 34,65 48,59 16,76 100,00

Verteilung GU / Wohnung 34,65 65,35 100,00

Verteilung auf Wohnungsformen 74,36% 25,64% 100,00

Quelle: Landtag von Sachsen-Anhalt Drucksache 6/4258 vom 16.07.2015. Eigene Berechnungen.

Trotz dieser Umstände und der vom Land empfohlenen Regelunterbringung waren am 19.05.2015 nur 
34,65 Prozent der Geflüchteten in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften untergebracht. Umso wichtiger 
wären Mindeststandards für die Wohnungsunterbringung und Integrationskonzepte, die sich an den  
Bedürfnissen der Geflüchteten orientieren.

Formen der Unterbringung Größe, Aufenthaltsdauer, Bedingungen
ZAst Halberstadt/Landeserst- 
aufnahmeeinrichtungen (LEA)

Größe: Aufnahmekapazität liegt im Dezember 2015 durch neue feste Wohn- 
container bei ca. 2.200 Plätzen. Darüber hinaus gibt es verschiedene Außenstellen 
der ZAst. In der Erstaufnahmeeinrichtung in Stendal/Klietz sind seit September  
2015 700 Plätze eingerichtet, in Halle seit Oktober 2015 ebenfalls 700 Plätze. 
Weitere LEA folgen in Magdeburg (vorauss. 600 Plätze plus weitere 400 Plätze in 
den Neustädter Höfen und im Landkreis Stendal wird ein Umzug von Klietz in der 
ehemaligen Grenztruppenkaserne in Stendal geplant.
Aufenthaltsdauer: Die vorgesehene Aufenthaltsdauer ist 6 Monate, aufgrund man-
gelnder Plätze ist die Frist gegenwärtig verkürzt.
Lebensbedingungen: Überfüllung, Lärm, mangelnde Ausstattung mit Sanitäranlagen. 
Selten Erlaubnis für Sprachkurse, keine Arbeitserlaubnis.

Sogenannte Gemeinschafts- 
unterkünfte

Größe: Gemeinschaftsunterkünfte in ST haben Kapazitäten zwischen 22 und 
480 Plätzen, größere Einrichtungen sind geplant. Die Infrastruktur wie Kochstellen, 
Sanitäranlagen etc. wird von vielen Personen geteilt.
Aufenthaltsdauer: Laut Leitlinien höchstens 3 Jahre nach Ablauf des Erstverfahrens. 
Die Verfahrensdauer der Erstverfahren beträgt nach Angaben der Bundesregierung 
durchschnittlich 6 Monate. Bis das Verfahren eröffnet wird, dauert es etwa 6-8 Monate.51 
Summe: ca. 4 Jahre.52

Lebensbedingungen: Die Geflüchteten können ihre Lebensbedingungen hier nicht 
selbst gestalten. Die Betreiber der GU regeln Tagesabläufe, Zimmerbelegung und 
Ähnliches (s.u.). Je größer die GU, desto häufiger treten Probleme auf.

Dezentrale Einzelunterbringung Ist ein Sammelbegriff für Unterbringungen, in denen Infrastruktur in abgeschlossenen 
Einheiten bereit gestellt wird.

Blockweise Teilweise gab es Unterbringung von Geflüchteten in Wohnblöcken wie z. B. in 
Vockerode (LK Wittenberg). Wenig Selbstbestimmung und Isolation kennzeichnen 
die Lage. Rassistische Angriffe wurden in der Anfangszeit nicht durch Wachschutz 
oder Polizei verhindert (Siehe Kapitel 5). Proteste der Anwohner*innen nehmen 
aktuell wieder zu.53

Einzelwohnungen/WGs Kleinere Wohneinheiten inmitten der Gesellschaft reduzieren den Stress und  
erhöhen die Chancen zur Integration. Tatsächlich dezentrale Einzelunterbringung 
erhöht die Chance auf Integration und wird seltener Angriffspunkt rassistischer 
Proteste. Oft können die Geflüchteten sich die Mitbewohner*innen nicht aus- 
suchen. Insgesamt bedeutet diese Unterbringung meist mehr Selbstbestimmung.

Selbstbestimmtes Wohnen Wenn Geflüchtete sich die Mitbewohner*innen aussuchen können oder als Familie 
eine Wohnung bewohnen und selbst einen Mietvertrag abschließen, ist das die 
Wohnform mit der größten Selbstbestimmung, die die Integration am besten be-
fördert. Hier bedarf es einer Infrastruktur zur Unterstützung bei der Wohnungssuche.



A
nk

om
m

en
 in

 L
an

dk
re

is
en

 u
nd

 K
om

m
un

en
33

Die Städte Stendal und Magdeburg haben beispielsweise Konzepte entwickelt, bei denen die ver- 
schiedenen Unterbringungsformen in einem Stufenmodell verbunden werden.

Zweistufiges Unterbringungskonzept in Stendal:

Ankommensphase von 1-3 Wochen in einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft. Anschließend folgt eine 
Unterbringung in Wohnungen, die von der Kommune angemietet werden. Die Wohnungen liegen überwiegend 
im Stadtgebiet mit guter Infrastrukturanbindung. Dies wird durch eine enge Zusammenarbeit von Wohnungs-
baugesellschaften, Sozialamt und Ausländerbehörde umgesetzt.54

Bei der Ankunft in den Landkreisen und Kommunen gibt es in der Orientierungsphase einen erhöhten 
Abstimmungsbedarf zwischen Geflüchteten und Ämtern und anderen Angeboten. Diese Zeit soll in den 
sogenannten Gemeinschaftsunterkünften genutzt werden, den Angekommenen die notwendigen Infor-
mationen zukommen zu lassen, da sie hier direkt erreichbar sind. Anschließend werden sie schrittweise 
in selbstbestimmtere Wohnformen begleitet. Diese Konzepte sind grundsätzlich vielversprechend und 
sollten möglichst mit Sprach- und Integrationskursen, Unterstützung bei der Wohnungssuche sowie  
Arbeitsvermittlung für die Geflüchteten kombiniert werden.

Magdeburger Drei-Stufen-Modell:

Stufe 1: beinhaltet die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften. Die Stadt hält dafür Plätze in Gemein-
schaftsunterkünften mit Betreuung in ausreichender und notwendiger Anzahl vor.

Stufe 2: bedeutet Anmietung von kommunalen Wohnraums. Hier erfolgt die Unterbringung in betreuten 
Wohngemeinschaften.

Stufe 3: Die Unterbringung erfolgt durch Anmietung von Wohnraum mittels privatrechtlichen Mietvertrages 
durch die Betroffenen selbst.55

Bei allen Modellen sollte jedoch unbedingt immer eine direkte Anmietung von Wohnraum möglich sein, 
wenn Menschen selbstständig eine Unterbringungsmöglichkeit finden.

Bis Februar 2016 hatten die Menschen, die aus der Erstaufnahmeeinrichtung in die Landkreise verteilt 
wurden, zu diesem Zeitpunkt noch keine Information über den Ausgang ihres Asylverfahrens. Die Unter-
bringung sollte laut Leitlinie regulär in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften erfolgen. Dies gilt für 
diejenigen, die sich noch im Asylverfahren befinden. Zuständig für die Unterbringung, Betreuung und 
die Auszahlung der Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetzes sind die Landkreise.

Seit Mitte 2015 standen fast alle Landkreise und kreisfreien Städte vor Herausforderungen bei der Unter- 
bringung geflüchteter Menschen. Die vielen kriegerischen Auseinandersetzungen und Krisenherde in 
der Welt sowie diskriminierenden Lebensverhältnisse für Minderheitenangehörige sorgen auch weiter- 
hin dafür, dass viele Menschen gezwungen sind, andernorts Schutz sowie eine Lebensperspektive zu 
suchen. Bisher ist es in Sachsen-Anhalt noch nicht gelungen, dass alle Landkreise und kreisfreien Städte 
ausreichend auf steigende Flüchtlingszahlen vorbereitet sind.

Schon seit Mitte 2015 wurden die Menschen aus den sogenannten sicheren Herkunftsländern nicht 
mehr auf die Landkreise verteilt, sondern mussten bis zu ihrer Abschiebung in der Erstaufnahme- 
einrichtung bleiben.

Die Auswirkungen der Änderungen durch die Schnellverfahren nach dem „Heidelberger Modell“ sind 
noch nicht absehbar.

51 Hier liegen keine Daten des Bundesamtes vor. Aber Berichte von Beratungsstellen, ProAsyl und dem BR stimmen hier weitgehend  
überein. BR: http://www.br.de/nachrichten/fluechtlinge-verfahren-bamf-100.html und ProAsyl: http://www.proasyl.de/de/news/detail/
news/tricks_fuer_die_statistik_wie_sich_die_bundesregierung_die_asylverfahrensdauer_schoen_rechnet/ (Stand 04.02.2016).

52 Die Unterbringung in einer GU dauert bei etwa 3,1 Prozent länger als fünf Jahre. Quelle: Landtag von Sachsen-Anhalt Drucksache 6/4258 
vom 16.7.2015 Anlage 8a, eigene Berechnung.

53 http://www.mz-web.de/wittenberg-graefenhainichen/protest-in-vockerode-200-buerger-demonstrieren-gegen-unterbringungspolitik- 
im-landkreis,20641128,32256698.html, Stand: 03.02.2016.

54 Stand der Information April 2015.
55 Stadt Magdeburg: http://www.magdeburg.de/Start/B%C3%Bcrger-Stadt/Leben-in-Magdeburg/Fl%C3%Bcchtlinge/Unterbringung, 

Stand 10.02.2016.
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Erfolgt die Verteilung in die Landkreise erst nach der positiven Entscheidung über den Asylantrag, 
wechseln die Zuständigkeiten. Das Land ist für die Unterbringung in der Erstaufnahme zuständig.  
Leistungen werden vom jeweiligen Landkreis ausgezahlt. Wird während des Asylverfahrens auf einen 
Landkreis verteilt, ist dieser Landkreis für die Unterbringung, Betreuung und Versorgung zuständig. Wird 
nach positiver Entscheidung über den Asylantrag auf einen Landkreis verteilt, kann sich der Mensch 
frei innerhalb der Bundesrepublik bewegen. Leistungen werden vom Jobcenter bezogen. Eine eigene  
Wohnungsanmietung ist möglich.

Forderungen

 ؚ Erarbeitung kurz-, mittel- und langfristiger Unterbringungs- und Aufnahmekonzepte in den Kommunen.

 ؚ Entwicklung eines tragfähigen, vorausschauenden und menschenwürdigen Betreuungs- und Beratungs- 
konzeptes für den jeweiligen Landkreis/die jeweilige Stadt.

 ؚ Eine intensive Zusammenarbeit auf der lokalen Ebene zwischen Kommunen, Wohnungsbaugesell-
schaften, Wohnungseigentümer*innen, Flüchtlingsberatungen und Unterstützer*innen.

 ؚ Von den Landkreisen/kreisfreien Städten und Kommunen sollte eine Wohnraumoffensive betrieben 
werden, welche sich die menschenwürdige Unterbringung von Flüchtlingen zur Aufgabe macht. 
Flüchtlinge müssen bei der kommunalen sozialen Wohnraumplanung dauerhaft mitgedacht werden.

 ؚ Es muss ermöglicht werden, dass Flüchtlinge auch privaten Wohnraum nutzen, z. B. bei Freunden 
und Verwandten, Konzepte alternativen Zusammenwohnens und die eigenständige Anmietung von 
Wohnraum möglich sind.

Sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte nach den Leitlinien
Das Bundesrecht sagt nichts zur Definition der Gemeinschaftsunterkunft im Asylverfahren und lässt 
daher den Ländern, Landkreisen, Kommunen und kreisfreien Städten erhebliche Spielräume.

Der Euphemismus „Gemeinschaftsunterkunft“

Der Begriff der Gemeinschaftsunterkunft ist ein Euphemismus, Schönfärberei der Tatsache, dass die Flüchtlinge 
dort eine Zwangsgemeinschaft mit häufig wechselnder Belegung eingehen müssen. Die teils privaten Betrei-
bergesellschaften gewähren oft nur eingeschränkte Besuchsrechte, die räumliche Organisation und die Enge er- 
lauben keine Privatsphäre im Zusammenleben von Menschen aus verschiedenen Ländern bzw. unterschiedlichem 
Hintergrund. Diese Situation belastet – zusätzlich zur persönlich schwierigen Lage, der Unsicherheit in einem 
fremden Land und der zumeist unsicheren Bleibeperspektive – emotional und führt häufig zu Konflikten, bzw. 
birgt ein erhöhtes Konfliktpotential. Die Bewohner*innen können sich nicht aussuchen, mit wem sie das Zimmer  
teilen oder Küche, Toilette und Bad nutzen. Oft ist die Zahl der Toiletten und Duschen unzureichend, die  
Sanitärbereiche nicht abschließbar. Der in den bisherigen Leitlinien zugestandene Wohnraum (von 7 m²) pro 
Person unterschreitet die vom Verfassungsgericht festgelegte Mindestgröße von Gefängniszellen. Oft werden 
diese Empfehlungen noch weiter unterschritten. Tatsächlich kommt der Begriff des „Sammellagers“ den Er- 
fahrungen der meisten dort untergebrachten Menschen näher.

In den Leitlinien heißt es, dass „leistungsberechtigte Ausländer*innen“56 in sogenannten Gemein-
schaftsunterkünften untergebracht werden sollen (Leitlinien 2013: Ziffer 1.1). Dies wiederholt einen 
Passus aus § 53 des Asylgesetzes, welcher für Asylbewerber*innen gilt, aber nicht für Menschen, deren  
Antrag abschließend – positiv oder negativ – entschieden ist. Eine Reihe von Bundesländern leitet aus 
diesem Paragraphen die Verpflichtung ab, sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte vorzuhalten bzw.  
Geflüchtete in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften unterzubringen. Eine solche Pflicht existiert 
im Asylgesetz nicht. Es besteht allerdings die Pflicht zur Aufnahme der Flüchtlinge. Wie sie aufgenommen  
werden, ist Ländersache. So existieren in Niedersachsen, NRW, Rheinland-Pfalz sowie in Hessen zu- 
mindest dem Wortlaut nach keine Verpflichtungen der Kommunen, in sogenannten Gemeinschafts- 
unterkünften unterzubringen. Gleiches gilt für Sachsen-Anhalt.

56 Nach AsylbLG § 1.
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Im Aufnahmegesetz (AufnG ST) des Landes wird lediglich davon gesprochen, dass „nach Möglichkeit 
[…] der Unterbringung in kleineren Gemeinschaftsunterkünften der Vorzug gegeben werden“ soll.  
Solange es sich bei den Formulierungen im Aufnahmegesetz und in den Leitlinien um Soll-Vorschriften 
bzw. Empfehlungen handelt, bleibt der Spielraum der Kommunen unverändert bestehen. Letzten Endes 
ist es eine politische Entscheidung, die in Sachsen-Anhalt auf Ebene der Landkreise und kreisfreien 
Städte gefällt wird, ob Geflüchtete in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften oder in vom Landkreis  
bzw. der kreisfreien Stadt angemieteten Wohnungen untergebracht werden oder aber, ob ihnen die 
Anmietung von Wohnungen gestattet wird. So werden in Dessau-Roßlau seit September 2010 keine 
Gemeinschaftsunterkünfte mehr unterhalten.57 Flüchtlinge werden stattdessen in Gemeinschafts- 
wohnungen bzw. Familien in Wohnungen in der Stadt untergebracht (Amt für Soziales und Integration 
Dessau-Roßlau 2014). Hier mietet die Kommune die Wohnungen an.

Ebenso kann es den geflüchteten Menschen gestattet werden, Wohnungen selbst anzumieten. Dies ist 
bislang keine allgemeine Praxis in Sachsen-Anhalt, anders als es bspw. in Bremen das Gesamtkonzept 
des Senats vorsieht.58

Die Standards der Leitlinien sind unzureichend

Die Empfehlungen zur Ausstattung der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte und Räumlichkeiten 
sind sehr detailliert. „Für jede Person soll eine Wohnfläche von mindestens 7 m2 zur Verfügung stehen. 
Ausnahmen von mindestens 6 m2 Wohnfläche sind zulässig. Damit unterschreiten die Richtlinien die 
übliche Größe von Gefängnissen bzw. Hafträumen von 8-10 m².59 Bei der Berechnung der Wohnfläche 
bleiben sonstige Flächen wie Flure, Toiletten, Küchen, Wasch-, Dusch- und Trockenräume sowie Ge-
meinschafts- und Verwaltungsräume unberücksichtigt. Die maximale Zimmerbelegung soll 4 Personen 
nicht übersteigen.“ (Leitlinien 2013, Anlage 1 Punkt 2) Außerdem wird die Ausstattung pro Person und  
Zimmer definiert, die unter anderem aus Tischen, Betten, Schränken, Lampen, Gardinen, Stühlen und 
Papierkörben bestehen soll. Darüber hinaus machen die Leitlinien Angaben, welche Funktionsräume 
in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften eingerichtet werden sollen. Die Orientierung an der 
Mindestgröße von Gefängniszellen gibt einen ersten Hinweis darauf, wie beengt und belastend die  
Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften ist, wenn die Mindeststandards eingehalten 
werden.

Was die unzureichende Ausstattung bedeutet

Um zu illustrieren, was die festgelegten Mindeststandards der Leitlinien für den Alltag im Leben der 
geflüchteten Menschen bedeuten, werden wir im Folgenden zunächst die Plausibilität mit Zahlenbei-
spielen untersuchen. Im nächsten Kapitel erhalten wir dann anhand von Berichten einen Eindruck von 
den bisherigen Lebensbedingungen in den Gemeinschaftsunterkünften.

57 In Rosslau wird seit Oktober 2015 eine Gemeinschaftsunterkunft eingerichtet, die allerdings nur vorübergehend und im Notfall genutzt 
werden soll. Stand: Oktober 2015.

58 Gesamtkonzept zur Aufnahme und Integration von Flüchtlingen in der Stadt Bremen sowie weitere Maßnahmen zur kurzfristigen Unter-
bringung (Vorlage Tischvorlage der Senatorin für Soziales, Kinder, Jugend und Frauen vom 12.09.2013), http://senatspressestelle.bremen.de/ 
sixcms/media.php/13/20130917_Gesamtkonzept_zur_Aufnahme_und_Integration_von_Fluechtlingen-NEU.pdf, Stand 10.02.2016.

59 So zum Beispiel das Bundeverfassungsgericht in – 1 BvR 409/09 – http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/
DE/2011/02/rk20110222_1bvr040909.html;jsessionid=E97B3C7ADE2EC05DA306CED5EBE7DC44.2_cid392, Stand 10.02.2016.

http://senatspressestelle.bremen.de/sixcms/media.php/13/20130917_Gesamtkonzept_zur_Aufnahme_und_Integration_von_Fluechtlingen-NEU.pdf
http://senatspressestelle.bremen.de/sixcms/media.php/13/20130917_Gesamtkonzept_zur_Aufnahme_und_Integration_von_Fluechtlingen-NEU.pdf
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/02/rk20110222_1bvr040909.html;jsessionid=E97B3C7ADE2EC05DA306CED5EBE7DC44.2_cid392
http://www.bundesverfassungsgericht.de/SharedDocs/Entscheidungen/DE/2011/02/rk20110222_1bvr040909.html;jsessionid=E97B3C7ADE2EC05DA306CED5EBE7DC44.2_cid392
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Duschen
„b) ein Duschplatz für 10-12 
Personen“
Leitlinien, Anlage 1, Punkt 3

Zwölf Personen teilen sich eine Dusche; bei einer Duschzeit von  
15 Minuten heißt dies, dass nach frühestens drei Stunden alle geduscht 
haben können.

3 h

Kochmöglichkeiten
„Für je 10 Personen ist folgende 
Ausstattung zur Verfügung zu 
stellen: a) ein Herd mit min- 
destens vier Kochstellen“
Leitlinien, Anlage 1, Punkt 4

Zehn Personen teilen sich einen Herd mit vier Kochstellen. Bei einer  
halben Stunde Kochzeit sind nach 5 Stunden alle fertig mit Kochen. 
Dann geht es von vorne los, und die nächste Mahlzeit muss vorbereitet 
werden.

5 h

Schlafräume
„Für jede Person soll eine 
Wohnfläche von mindestens  
7 Quadratmetern zur Ver- 
fügung stehen.“
Leitlinien, Anlage 1, Punkt 2

Bei einer Belegung mit vier Personen in einem Zimmer ergibt dies eine 
Raumfläche von 28 qm. Abzüglich Betten (8 qm), Schränken, Tisch und 
Stühlen (6 qm) bleiben theoretisch 14 qm, auf denen sich vier Personen 
tagsüber bei Regenwetter aufhalten müssen. Pro Person bleibt eine 
freie Bodenfläche 3,5 qm, das ist eine Fläche von ca. 1,7 Meter mal 2 
Meter – vergleichbar mit einem etwas breiteren Bett.

3,5 
qm

Waschmaschinen
„a) Waschräume zum Waschen 
der persönlichen Wäsche der 
Bewohner (eine Waschmaschine 
für maximal 20 Bewohner)“
Leitlinien, Anlage 1, Punkt 5

Vorgesehen ist eine Waschmaschine für 20 Personen. Bei einer Lauf-
zeit von eineinhalb Stunden dauert es mindestens 30 Stunden bis alle  
Personen eine Maschinenladung Wäsche gewaschen haben. – Für den 
Fall, dass eine ansteckende Krankheit ausbricht, bei der aufgrund der 
Enge die Hygieneempfehlung gegeben wird, jeden Tag Bettwäsche und 
Kleidung bei mindestens 60 Grad in der Waschmaschine zu waschen 
(z. B. bei Krätze), wird es den Menschen durch eine so geregelte Infra-
struktur unmöglich gemacht, sich zu schützen.

30 h

Grundsätzlich zu begrüßen ist die Vorgabe in der Anlage 1 der Leitlinie, dass Kinder- und Aufenthalts-
räume sowie Beratungsräume, Krankenzimmer vorhanden und zugänglich sein sollen.

 ؚ Eine Ausstattung mit Computerplätzen und Internetzugang muss ebenfalls Teil der Grundausstattung 
werden.

Die Bewohner*innen der Einrichtungen benötigen Internetzugang, um Informationen über das Asylver-
fahren zu recherchieren, den Kontakt zu Familie, Verwandten, Freund*innen und Unterstützer*innen 
halten, Informationen über die Situation im Herkunftsland, aber vor allem auch über die Beratungs-
stellen, für die Jobsuche und Sprachkursangebote recherchieren zu können. Kurz: Der Internetzugang 
ist notwendig für das soziale und psychische Wohlbefinden und die erfolgreiche Integration in die Ge-
sellschaft. Es ist zu diskutieren, ob die Menschenrechte aus den Artikeln 19 und 27 auf Meinungs- und 
Informationsfreiheit und Teilhabe am kulturellen Leben den Staat verpflichten, Menschen, die sich in 
seiner Obhut befinden, einen Internetzugang bereit zu stellen.

Zwar werden weitere Vorgaben für die Ausstattung der Wohnräume, Küchen sowie Duschen und  
Toiletten gemacht, doch sind diese angesichts der Nutzung durch viele verschiedene Personen nicht 
ausreichend. Die Wäsche aller Bewohner*innen kann nicht in angemessener Zeit gewaschen werden. 
Die Küche kann nicht durch alle zu den Essenszeiten gleichzeitig genutzt werden. Die sanitären Einrich-
tungen sind nicht darauf ausgelegt, dass morgens oder abends alle Personen zur annähernd gleichen 
Zeit aufstehen bzw. schlafen gehen können. Daher kann es beständig zu Auseinandersetzungen über 
die Nutzung der Einrichtungen, Maschinen und Kochstellen wie auch zu ständigen Lärmbelästigungen 
kommen, da die Menschen versuchen, die Tätigkeiten über den gesamten Tag zu verteilen und somit zu 
entzerren. Bei den Tagesabläufen muss es aufgrund der begrenzt zur Verfügung gestellten Infrastruktur 
zu Verschiebungen kommen, so dass auch die Schlafzeiten dementsprechend variieren.
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Durch die unzureichenden Mindeststandards in den Leitlinien kommt den Geflüchteten die Aufgabe zu, 
sich irgendwie damit zu arrangieren, ohne dass sie die Chance hätten, das Grundproblem ungenügender 
Ausstattung zu beseitigen bzw. sich eine andere Wohnmöglichkeit zu suchen.

Eine langfristigere und flexiblere Planung wie zum Beispiel das Vorhalten von Reserveplätzen in den 
sogenannten Gemeinschaftsunterkünften und eine enge Zusammenarbeit mit Wohnungsbauge-
sellschaften sowie privaten Vermieter*innen sind notwendig. Ebenso ist eine möglichst frühzeitige  
Kommunikation von Prognosen durch das BAMF erforderlich, um den Behörden vor Ort mehr Vorlaufzeit 
zu verschaffen.

Zu wenig Zeit für ausreichend Beratung und Integration

Für die Beratung sollen qualifizierte Personen, vorzugsweise Sozialarbeiter*innen eingestellt werden. 
Die inhaltlichen Schwerpunkte ihrer Arbeit reichen von Hilfestellung bei Alltagsproblemen, über Unter-
stützung bei Behördenangelegenheiten sowie Zugang zu Informationen bis hin zur Begleitung bei Arzt-
besuchen und mehr. Dies sind wichtige Voraussetzungen, um den geflüchteten Menschen Orientierung 
zu geben und ihre Selbstständigkeit zu stärken. Doch wird der angestrebte Personalschlüssel von 1:100 
den Anforderungen der täglichen Beratung und Begleitung kaum genügen.

Der Personalschlüssel muss daher verbessert und eingehalten werden.

Der Beratungsschlüssel von 1:100 bedeutet, dass bei einer 40-Stunden Stelle eine Sozialarbeiter*in  
24 Minuten pro Klient*in pro Woche aufwenden kann. Dabei handelt es sich aber nicht um die Kontakt-
zeit, sondern um die gesamte Bearbeitungszeit. Großzügig geschätzt könnte die Kontaktzeit pro Person 
und Woche 20 Minuten dauern. Das setzt aber voraus, dass es keine Rüst- oder Fahrtzeiten gibt, dass es 
keine Gespräche mit Kolleg*innen und Vorgesetzten gibt. Nicht einberechnet sind Wochenenddienste. 
Dadurch verringert sich die Zeit noch weiter. Ein Krankenhausbesuch, angemessene Unterstützung im 
Umgang mit Ämtern und Ärzt*innen nehmen aber mit Sicherheit mehr Zeit als 20 Minuten in Anspruch. 
Dabei ist ebenfalls noch zu berücksichtigen, dass die Verständigung in vielen Fällen länger dauert, da 
Klient*in und Sozialarbeiter*in meist nicht die gleiche Sprache sprechen und eventuell noch Über- 
setzungen mit einzuberechnen sind. Damit die Rechnung aufgeht, müssten die Klient*innen sich auf 
nur ein Thema beschränken. Eine Alternative bestünde womöglich darin, dass einige Geflüchtete  
wochenlang gar keinen Zugang zu Betreuung oder Beratung haben, während andere länger als 20 Minuten 
unterstützt werden. Das kann jedoch nicht im Sinne der Verantwortlichen sein. Um Konflikten vorzu-
beugen und vor allem um auf die Bedarfe der Menschen adäquat reagieren zu können, benötigen die 
Sozialarbeiter*innen ausreichend Zeit.

In jedem Fall stehen Aufgabenkatalog und Betreuungsschlüssel in einem offensichtlichen Wider-
spruch zueinander. Die Länder Brandenburg und Thüringen haben an dieser Stelle zumindest einen 
Betreuungsschlüssel von 1:80 vorgesehen, der aber immer noch nicht ausreichend ist.60

Monitoring zur Einhaltung der Mindeststandards
Das in den Leitlinien festgeschriebene Monitoring wurde seit 2013 bis zur Aussetzung der Leitlinie 
durchgeführt. In der großen Anfrage der GRÜNEN im Landtag (Landtag von Sachsen-Anhalt, Drucksache 
6/4258) wird berichtet, dass im ersten Halbjahr 2015 in 34 sogenannten Gemeinschaftsunterkünften 
und Wohnblöcken 79 Termine wahrgenommen wurden. Bei 26 Terminen handelte es sich um unan-
gekündigte Kontrollen. Im Zuge dieser Termine wurde das Landesverwaltungsamt 32 mal tätig wegen 
Verstößen gegen die Unterbringungsleitlinien. Bei diesen 32 Beschwerden wurden mehrere Arten von 
Mängeln festgestellt – und diese teilweise mehrmals (Tabelle). So wurde zum Beispiel die Qualifikation  
oder die Anzahl der Betreuer*innen in zehn Einrichtungen mehrmals als unzureichend festgestellt,  
woraus sich insgesamt 18 Beanstandungen ergaben. Positiv ausgedrückt, entsprach die Sozialbetreuung 
in 24 von 34 Einrichtungen den Mindeststandards.

60 Vgl. Flüchtlingsrat Thüringen 2015: Flüchtlingspolitisches Positionspapier zur Aufnahme, Unterbringung und Integration von Flüchtlingen 
in Thüringen, Erfurt.
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Grund für Mängel Zahl der monierten Einrichtungen Häufigkeit der Mängel
Wohnfläche / Einrichtung 7 11
Sanitäreinrichtungen 8 13
Kücheneinrichtungen 9 14
Andere Gemeinschaftsräume 9 14
Brand- oder Unfallschutz 10 16
Sozialbetreuung (Qualifikation oder Anzahl) 10 18
Gesamtzahl (ohne Mehrfachnennungen) 25 von 34 32

Insgesamt blieben nur 9 der 34 kontrollierten Einrichtungen unbeanstandet.

Fazit

 ؚ Die Leitlinien müssen klar formulieren, dass es im Ermessen der kommunalen Gebietskörperschaften 
liegt, den Menschen ohne dauerhaften Aufenthaltsstatus das Leben in Wohnungen zu gestatten. Aus 
humanitären Erwägungen kann die eigenständige Anmietung einer Wohnung als Unterbringung für 
alle festgelegt werden, da die sogenannte Gemeinschaftsunterkunft nur ein menschenunwürdiger 
Notbehelf sein kann/sollte.

 ؚ Die Leitlinien müssen klarstellen, dass die Anforderungen an die Unterbringung ebenfalls für die 
Erstaufnahmeeinrichtungen gelten.

 ؚ Eine Definition dezentraler Wohnungsunterbringung fehlt in den Leitlinien. Für eine Vergleichbarkeit 
bedarf es einer klaren Definition. Dezentrale Unterbringung ist gekennzeichnet dadurch, dass sie 
räumlich nicht getrennt und konzentriert erfolgt, sondern in Wohnungen in unmittelbarer Nachbar-
schaft zur ansässigen Bevölkerung, und im besten Falle von den Geflüchteten selbst angemietet 
werden kann.

 ؚ Die Wünsche der Geflüchteten in Bezug auf die Unterbringung sollten regelmäßig berücksichtigt 
werden. Daher sind Vertretungen von Geflüchteten wie bspw. Heimbeiräte und ihre Aktivitäten zu 
fördern. Dafür bedarf es u. a. geeigneter Räumlichkeiten, Computernutzung und Internetzugang.

 ؚ Beteiligung der Geflüchteten bei Ort und Art der Unterbringung auf der Ebene des Bundes und der 
Länder, indem die Wünsche und Bedarfe der Menschen frühzeitig in das Verfahren einfließen. Die An- 
bindung an bestehende Strukturen, Kontakte und Netzwerke erleichtert das Ankommen und hilft den  
Menschen, sich schneller in der neuen Umgebung zurechtzufinden. Bewegungs- und Entscheidungs- 
freiheit darf nicht vom aufenthaltsrechtlichen Status eines Menschen abhängig gemacht werden. 
Diese Maßstäbe müssen für alle Menschen gelten.
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Sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte in Sachsen-Anhalt

In Sachsen-Anhalt entscheiden die Landkreise und kreisfreien Städte, wie sie die ihnen zugewiesenen 
geflüchteten Menschen unterbringen, ob in Wohnungen oder sogenannten Gemeinschaftsunterkünften.

Im Land gibt es 32 Gemeinschaftsunterkünfte, in denen 3770 Menschen untergebracht sind. (Stand 
19.5.2015). Einige der Landkreise und kreisfreien Städte unterhielten bis Juli 2015 keine Gemein-
schaftsunterkünfte, wie die Stadt Dessau-Roßlau, der Landkreis Mansfeld-Südharz oder der Landkreis 
Wittenberg. Allerdings heißt dies nicht, wie im Landkreis Wittenberg – wie später zu besprechen sein 
wird –, dass die Menschen dort dezentral untergebracht sind. Die Größe der Gemeinschaftsunterkünfte 
variiert in Sachsen-Anhalt zwischen 22 (eine der GUs in Magdeburg) und 480 Plätzen (Stendal).

In der zweiten Hälfte des Jahres 2015 wurden Geflüchtete in der Erstaufnahme und in fast allen Land-
kreisen und kreisfreien Städten in sogenannten Notunterkünften wie in Zelte, Turnhallen, Baucontainern 
oder abseits bewohnter Siedlungen in Industriegebieten untergebracht. Notunterkünfte sind ein Zeichen 
für mangelhafte Vorbereitung und fehlende Konzepte auf der Ebene von Verwaltung und Politik flexibel 
auf Veränderungen zu reagieren. Die bundesweite Quote der Wohnungsunterbringung zeigt, dass in 
den Jahren 2007 bis 2012 in den Ländern die Unterbringung in Wohnungen abgenommen hat. „Erst 
seit 2013 wird die Unterbringung in Wohnungen fast genauso stark erweitert wie die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften.“ (Wendel 2014, 68)

Die Politik hat zu spät auf die steigenden Zahlen Geflüchteter reagiert.

In Sachsen-Anhalt wurden in den Jahren 2012 und 2013 die Kapazitäten zur Unterbringung erweitert. 
Zum überwiegenden Teil wurde dies durch die Unterbringung in sogenannten dezentralen Unterbringungs-
formen gewährleistet. Nur fünf Prozent der Aufnahmeplätze wurden durch neue Gemeinschaftsunter-
künfte geschaffen.61 Dies ist eine erfreuliche Tendenz. Zu berücksichtigen bleibt hier jedoch, dass die 
Definition dessen, was als „dezentrale Unterbringung“ gewertet wird nicht einheitlich ist und somit die 
Vergleichbarkeit der Zahlen erschwert. In den Landkreisen und kreisfreien Städten konnte unterschiedlich 
flexibel auf die steigenden Zahlen im Jahr 2015 reagiert werden. Während einige Landkreise sich im 
April 2015 schon mit der Planung für 2016 beschäftigten wie z. B. in Stendal, wurde in Magdeburg noch 
damit gerungen die Quote für den aktuellen Monat erfüllen zu können. Zum Tragen kommt hier neben 
der Vorausplanung durch die politischen Entscheidungsträger*innen auch die Wohnungspolitik, das 
heißt vor allem im Bereich des sozialen Wohnungsbaus in den Regionen.

 ؚ Das Land Sachsen-Anhalt und die Kommunen sollten diese Chance nutzen, um ein umfassendes 
Konzept zur Aufnahme, Förderung und langfristigen Integration der Geflüchteten zu erarbeiten.

Leben in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften
Die Lebensqualität in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften in Sachsen-Anhalt ist gewiss sehr 
unterschiedlich. Vermutlich ist das Leben in einer Einrichtung mit 22 Bewohner*innen weniger be- 
lastend als das Leben in einer Einrichtung mit 480 Plätzen. Im folgenden wird kein Monitoring durch-
geführt, sondern die Situation in vielen Gemeinschaftsunterkünften nachvollziehbar gemacht. Der 
Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt hat Bewohner*innen solcher Unterkünfte über ihr Erleben der Situation 
befragt. Zitate aus diesen Gesprächen werden im Folgenden kombiniert mit anderen Erfahrungsberichten  
und Dokumentationen, die einen Eindruck von der Situation in sogenannten Gemeinschaftsunter- 
bringungen vermitteln.

Verlust der Privatsphäre

Die Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften ist für die dort Lebenden sehr be- 
lastend. Es gibt psychische, soziale und medizinische Folgeerscheinungen, die im Wesentlichen auf die 
Art der Unterbringung zurückzuführen sind. Für die Menschen selbst, aber auch für die Behörden er- 
geben sich daraus Folgeprobleme, die schwierig zu bewältigen sind.

61 „Antwort der Landesregierung auf eine Kleine Anfrage zur schriftlichen Beantwortung“, Landtag Sachsen-Anhalt, Drs. 6/2755, 04.02.2014, 
eigene Berechnungen.
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Die beengten Wohnverhältnisse verhindern jede Form von Privatsphäre. Laut Empfehlungen des Landes 
soll für jede Person in der sogenannten Gemeinschaftsunterkunft „eine Wohnfläche von mindestens  
7 Quadratmetern zur Verfügung stehen.“62 Sieben Quadratmeter pro Person entsprechen der Mindest-
größe einer Gefängniszelle in Deutschland. Die Zimmer sind in der Regel mit vier Personen besetzt. 
Vier Personen, die nicht miteinander vertraut sind, die sich oft nicht in einer gemeinsamen Sprache 
verständigen können, die eventuell unterschiedliche Religionen und oft unterschiedliche Tagesabläufe 
haben. Diese vier Menschen müssen sich bei der Nutzung des engen Raumes koordinieren. Da auch 
die Gemeinschaftsräume überwiegend besetzt sind, gibt es keine ausreichenden Rückzugs- und Ruhe- 
möglichkeiten. Das bedeutet ständigen Stress.

Du hast keine Rechte

Eine alleinstehende Frau (43) berichtet von ihrem Leben in einem Heim in Magdeburg. Sie lebt dort bereits seit 
zwei Jahren: 
„Es vergeht viel zu lange Zeit, es ist wie im Gefängnis. Du hast keine Rechte. Du hast keine Wahl,  
  z. B. mit wem Du in einem Raum lebst. Das kann eine Person sein, die eine andere Sprache spricht,  
  ein völlig anderes Alter hat oder in besonderen Umständen ist. Wie jetzt, ich lebe mit einer Frau  
  zusammen, die im siebten Monat schwanger ist. Ich kann mich nicht mit ihr verständigen.“
„Ich selbst lebe seit zwei Jahren hier im Heim. Es gibt hier einen chinesischen Mann, der lebt seit  
 10 Jahren hier. Uns wurde gesagt, Familien dürfen nach drei Monaten aus dem Heim ausziehen,  
 wir Single-Frauen und -Männer nicht.“
„Ich habe im Heim nach dem Zugang zu Internet gefragt. Die Antwort war: ‘Die Idee der GU ist  
 es, nur kurz, temporär zu bleiben.’ Aber das ist nicht die Realität. Wir haben keinen Internetzu- 
 gang, und damit sind wir ohne soziale Kontakte zu Familie, Freunden, deutschen Menschen.  
 Wir können so kein Deutsch über das Internet lernen und wir dürfen keinen Integrationsdeutsch- 
 kurs machen. Wie soll ich da Deutsch lernen?“

Zudem wird die Anwesenheit in der Unterkunft kontrolliert. Wenn bei diesen Kontrollen die Anwesen-
heit über drei Tage oder länger nicht festgestellt wurde, sind die Heimleitungen verpflichtet, die Aus-
länderbehörde zu informieren, die Bewohner*innen abzumelden und deren Habe aufzubewahren. Es 
kommt ebenfalls regelmäßig zur Verletzung der Privatsphäre der Bewohner*innen durch die Sozial- 
arbeiter*innen in den sogenannten Gemeinschaftsunterkunft. Allein die Verpflichtung zur Kontrolle der 
regelmäßigen Anwesenheit bedeutet einen Eingriff in die Privatsphäre und führt zur Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit.

Der Gesetzgeber hat Anfang 2015 die Residenzpflicht aufgehoben und sich damit für die Bewegungs-
freiheit der Asylantragstellenden ausgesprochen. Wenn die Anwesenheitskontrollen in den Gemein-
schaftsunterkünften dazu führen, dass die Bewegungsfreiheit weiter eingeschränkt bleibt, dann  
widerspricht dies dem Grundgedanken der Bundesregelung.

Isolation

Darüber hinaus sind die sozialen Kontakte der in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften Le-
benden durch die Unterbringungsform eingeschränkt. Der Zugang zum Gebäude und den Zimmern 
ist oft reglementiert. Private Kontakte, gemeinsames Kochen, sich unterhalten oder Tee trinken mit 
Freund*innen sind zum Teil in diesen Unterkünften nicht möglich. So können die Menschen ihre Be-
kannten und Verwandten nicht einfach einladen, da der Zugang von außerhalb wohnenden Personen 
meist kontrolliert und eventuell beschränkt wird. Die Gemeinschaftsräume und Küchen lassen kein ge-
meinsames Essen zu, da sich die Bewohner*innen diese Räumlichkeiten teilen und nicht für Zusammen-
künfte unter Freunden eingerichtet sind.

„Friends can only stay 2 hours, have to leave after. (…) There´s no freedom.  
 They treat us like children. (…) There´s no privacy. People from office come and  
 knock on my door.“

A. J. (23)

62 (Land Sachsen-Anhalt 2013, 6) Anlage 1 „Anforderungen an die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften“, Punkt 2.
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 ؚ Besuchsrechte für Verwandte und Bekannte in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften sind 
ein Maß für Offenheit und Anerkennung.

Auch der Kontakt zur Familie und zu Bekannten in der Ferne ist erschwert, da kein Zugang zu Internet 
und Computern vorgesehen ist. Die Hürden sind daher hoch, die sozialen Beziehungen aufrechterhalten 
zu können und Nachrichten auszutauschen.

 ؚ Daher sind in den Leitlinien nicht nur Gemeinschaftsräume, sondern auch Computerräume mit Inter- 
netverbindung zu verankern.

„Internet, we use Facebook a lot, is not working since many months.  
  The Computerroom is closed again.“ 

M. B. (18)

Die Leitlinien klären unter Punkt 3 über die Ziele der gesetzlich verankerten Beratung auf. Die „anzu-
bietende Beratung und Betreuung soll die Ausländer in die Lage versetzen, sich in dem für sie fremden 
Lebens- und Kulturbereich in der Bundesrepublik Deutschland zu orientieren und ihr Leben selbständig 
zu gestalten.“ (Leitlinien Punkt 3, S. 4 f.)

„The Immigration Office is just giving us the letters in German.  
  We can´t speak German. Nobody speaks English.“

M. C. (21)

Stigmatisierung und rassistische Bedrohung

Mit der zentralen Unterbringung geht eine Stigmatisierung einher, die zu einer Belastung der politischen  
Situation vor Ort werden kann, die die Kommunen nur mit großem Engagement wieder auffangen können. 
So kommt es immer wieder zu Protesten gegen zentrale Unterkünfte, die auch mit Übergriffen auf die 
Bewohner*innen und Anschlägen auf die Unterkünfte verbunden sind. Nach Angaben der Bundesregierung 
kam es 2014 zu 75 Straftaten im Zusammenhang mit Flüchtlingsunterbringungen.63 Die Chronik der 
Amadeu Antonio Stiftung und PRO ASYL zählte 153 Angriffe auf Unterkünfte, darunter 35 Brandanschläge 
und 118 Sachbeschädigungen. Daneben listet sie 77 tätliche Übergriffe auf bzw. Körperverletzungen 
von Flüchtlingen in Deutschland.64 

Die Mobile Beratung für Opfer rechter Gewalt in Sachsen-Anhalt (MOB) hat in ihrer Jahresbilanz 2014 
allein für Sachsen-Anhalt 103 politisch rechts motivierte Gewalttaten mit 140 Betroffenen dokumentiert.65 
Für die ersten drei Quartale des Jahres 2015 registrierte die MOB bereits 122 politisch rechts motivierte 
Gewalttaten mit 189 direkt Betroffenen. Dies sind deutlich mehr als für das gesamte Vorjahr verzeichnete 
rechte und rassistische Angriffe.66

Im Jahr 2015 hat die Gewalt bundesweit stark zugenommen. In den ersten drei Quartalen meldete das  
Bundeskriminalamt 461 rechte Straftaten. Die Initiative www.mut-gegen-gewalt.de berichtet für Sachsen- 
Anhalt vom 1.1.2015 bis zum 19.11.2015 von den folgenden Angriffen auf Unterkünfte67:

Angriffe auf Unterkünfte 22
Davon Brandanschläge 7
Davon sonstige Angriffe auf Unterkünfte 
(Stein-/Böllerwürfe, Schüsse, rechte Schmierereien etc.)

15

63 BT-Drs. 18/3964, 2013.
64 https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/news/meldung/rechte-hetze-gegen-fluechtlinge-eine-chronik-der-gewalt-2014-03, Stand: 

03.02.2016.
65 Siehe auch: http://www.mobile-opferberatung.de/b_0001321.html, Stand: 03.02.2016.
66 http://www.mobile-opferberatung.de/b_0001404.html, Stand 04.02.2016.
67 Diese Dokumentation erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit.

http://www.mut-gegen-gewalt.de/
https://www.mut-gegen-rechte-gewalt.de/news/meldung/rechte-hetze-gegen-fluechtlinge-eine-chronik-der-gewalt-2014-03
http://www.mobile-opferberatung.de/b_0001321.html
http://www.mobile-opferberatung.de/b_0001404.html
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Die Isolation und Stigmatisierung könnte durch die Teilhabe der Geflüchteten am öffentlichen Leben 
und den selbstbestimmten Zugang zu Arbeit durchbrochen werden. Letzteres ist in der Form von be-
zahlter Erwerbsarbeit aufgrund gesetzlicher Einschränkungen nur begrenzt möglich. Doch insbesondere 
die Unterbringung in großen Unterkünften verschärft die Situation und lässt die Bewohner*innen in 
einer erzwungenen Untätigkeit zurück. In Verbindung mit der Ungewissheit der Bleibeperspektive und 
der hohen sozialen Dichte, die zu Konflikten innerhalb der Einrichtungen führen kann, wird die Ent-
strukturierung des Alltags und Langeweile gefördert. Dies steigert das Gefühl, das eigene Leben nicht 
gestalten zu können und der ungewissen Situation ausgeliefert zu sein. Große Unterkünfte führen zu 
großen Problemen.

Die Leitlinien empfehlen, dass die Größe der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte auf 150 Plätze 
begrenzt sein soll und kleineren Einheiten der Vorzug gegeben wird.68 Denn mehr Menschen auf engem  
Raum bedeutet Konflikte und sozialen Stress für die dort Lebenden einerseits, andrerseits Isolation 
und Stigmatisierung. Durch kleinere Wohneinheiten sollen diese Probleme verringert werden. In den 
Leitlinien der Stadt Köln wird eine Maximalgröße von 50 bis 80 Plätzen gefordert mit der Begründung  
„…, dass mit zunehmender Größe eines Wohnheimes bei gleichzeitig schlechter Ausstattung ein  
erhöhtes Maß an kostenträchtigen Zerstörungen im Wohnheim sowie ein Rückgang der Eigenverant-
wortlichkeit und eine steigende Rücksichtslosigkeit gegenüber der direkten und weiteren Nachbar-
schaft besteht“ (Leitlinien Köln nach Wendel 2014, 38).

Die Vorgabe der Leitlinien des Landes Sachsen-Anhalt von maximal 150 Plätzen (+50 Plätze Reserve)  
halten acht der 32 sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte nicht ein69, ihre Kapazitäten und ihre  
Belegung überschreiten diese Grenze.70 Selbst wenn die in den Leitlinien erwähnte mögliche zusätzliche 
Reserve von 50 Plätzen miteinbezogen wird, bleiben vier sehr große Unterkünfte mit Kapazitäten von 
250 und mehr Plätzen im Bördekreis, Magdeburg, im Saalekreis und in Stendal übrig, die nicht den  
Empfehlungen entsprechen. Mit dieser Größenordnung wird die Konzentration von Flüchtlingen an 
einem Ort gefördert, anstatt ihre gesellschaftliche Teilhabe und Integration. Mit der Möglichkeit, eine 
zusätzliche Reserve in dieser Größenordnung zu bilden, bleibt der traurige Status quo erhalten. Mit 
Verweis auf die Notlage der Landkreise im Jahr 2015 durch steigende Zahlen, sind weitere sogenannte 
Gemeinschaftsunterkünfte wie z. B. in Salzwedel entstanden.

 ؚ Deshalb ist in den Leitlinien die maximale Kapazitätsgröße weiter zu reduzieren, auf 50 Plätze pro 
Einrichtung.

Belastung durch Lärm und hygienische Bedingungen

Mit zunehmender Bewohner*innenzahl steigen die unvermeidbaren Störungen durch Lärm, die vielfach 
zu Schlafmangel und Schlafstörungen führen. Weitere Folgen der Unterbringungsform zeigen sich in 
vermehrten Kopfschmerzen und Depressionen. Ebenfalls führen die hohen Belegungszahlen zu einer 
Verschlechterung der hygienischen Zustände. Es treten Gefahren durch Zeckenbisse, Kakerlaken oder 
Erkrankungen wie Krätze auf. Diese hygienischen Belastungen sind in den sogenannten Gemeinschafts-
unterkünften immer wieder anzutreffen. Die Bekämpfung muss durch entsprechende nachhaltige Maß-
nahmen der Verantwortlichen veranlasst und begleitet werden. So gab es zum Beispiel in der sogenannten 
Gemeinschaftsunterkunft in Zeitz (Burgenlandkreis) ein Problem mit Kakerlaken und in der ZAst einen 
bei der Überbelegung kaum unter Kontrolle zu bringenden Bettwanzenbefall.

Anlage 1, Punkt 5 d) der Leitlinien sieht ein „Krankenzimmer zur kurzzeitigen Unterbringung erkrankter 
Bewohner“ vor. Dies ist beispielsweise bei Durchfallerkrankungen, Läusen und Krätze ungenügend. Das 
Infektionsschutzgesetz sieht für einige Erkrankungen vor, dass die betroffenen Personen sich nicht in 
Gemeinschaftsräumen aufhalten dürfen. Darüber hinaus sieht der Rahmen-Hygieneplan der Leitlinien 
besondere Maßnahmen bei Krätze, Durchfallerkrankungen und Lausbefall vor, die aber in den sogenannten  
Gemeinschaftsunterkünften kaum umgesetzt werden können. Zum Beispiel wird die gleichzeitige  
Behandlung aller Kontaktpersonen durch die hohe Fluktuation in den sogenannten Gemeinschafts- 
unterkünften erschwert. Außerdem ist die Umsetzung der notwendigen Maßnahmen zur täglichen  
Reinigung und zum Wechseln der Wäsche bei der in den Leitlinien empfohlenen Ausstattung mit der 
Anzahl der vorgesehenen Waschmaschinen nicht möglich.

68 So steht es auch im Aufnahmegesetz (§ 1 Abs. 5 S. 1 AufnG ST) des Landes Sachsen-Anhalt: „Nach Möglichkeit soll der Unterbringung in 
kleineren Gemeinschaftsunterkünften der Vorzug gegeben werden.“ Wie groß klein ist, klärt erst die Leitlinie zur Unterbringung.

69 Stand 19.05.2015.
70 Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion Bündnis90/die Grünen Anlage 1.
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Film „Vier Wochen Asyl – Ein Selbstversuch mit Rückkehrrecht“

Wir können uns kaum das Leben in einer Flüchtlingsunterkunft vorstellen. Viele Menschen auf engem Raum, 
abhängig von dem Wohlwollen und der Hilfe anderer. Der Film „Vier Wochen Asyl“ zeigt hautnah das Leben in  
einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft. Das zweiköpfige Reporter*innenteam, Caroline Walter und  
Bertram von Boxberg, die den Deutschen Menschenrechts-Filmpreis 2014 in der Kategorie „Magazinbeitrag“ 
gewonnen haben, zog für vier Wochen in eine sogenannte Gemeinschaftsunterkunft. Die Journalist*innen lebten  
unter den Bedingungen wie die Geflüchteten. Sie wollten wissen, ob es stimmt, was viele sagen: dass die  
Lebensbedingungen in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften menschenverachtend seien.
Sie dokumentieren das Leben mit den dort gemachten belastenden Erfahrungen und schildern, wie sich die Ge-
flüchteten unter diesen Bedingungen einrichten. Aus eigener Anschauung gibt der Film Einblick in die Situation 
einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft in Deutschland – im wahrsten Sinne des Wortes unter die Haut 
gehend. Denn bei Caroline Walter wird nach kurzer Zeit Krätze festgestellt, wie bei fast allen Bewohner*innen.  
Die Reportage gibt einen Einblick in das für viele nicht bekannte, alltägliche Leben in einer sogenannten  
Gemeinschaftsunterkunft.

Caroline Walter, Bertram v. Boxberg und Chris Humbs, Reportage, 30 Min. Deutschland 2012, zu finden im Internet auf https://www.youtube.com/
watch?v=Izp1O7t-PBc (Stand: 10.11.2015).

Dies kann nur ein Versuch sein, den Alltag nachzuvollziehen, da die Reporter*innen sich freiwillig in diese Situation 
begeben haben. Für die Menschen, die dort leben müssen, ist die Lebenssituation weitaus schwieriger. Der Film 
versucht einen ersten Eindruck zu vermitteln.

Mit der Größe der Unterkunft wächst auch das Problem von Schimmelbefall. Diese Gefahr nimmt mit der 
andauernden Nutzung von Küchen, Sanitäranlagen und mehrfachbelegten Schlafräumen zu. Empfohlen 
wird im Rahmen-Hygieneplan (Leitlinien 2013: Abschnitt 3.4), zumindest die Toiletten und Duschen 
gut zu lüften. Bei Dauernutzung müssten also jederzeit die Fenster offen stehen. Schimmelbefall kann 
ebenso wie seine Bekämpfung durch Fungizide zu Atemwegserkrankungen bzw. Asthmaanfällen führen. 
Das heißt, solange der Befall anhält und während der Bekämpfung wären die betroffenen Räume zu 
schließen.

Insbesondere ein Todesfall 2013 in Bernburg lässt aufhorchen, da dort ein chronisch an Asthma erkrankter 
Mann verstarb. Die Zimmer wurden während des Schimmelbefalls und nach dessen Bekämpfung weiter 
genutzt. Der Mann soll aufgrund akuter Atemnot aus dem Zimmer gegangen und auf dem Flur zusammen- 
gebrochen sein, so berichteten Mitbewohner*innen. Ein Reanimationsversuch des Rettungsdienstes 
blieb erfolglos.71

Forderungen:

 ؚ Einhaltung des Hygiene-Rahmenplans und gegebenenfalls die Sperrung betroffener Einrichtungen. 
Aufsicht durch das Landesverwaltungsamt.

 ؚ Bessere Ausstattung der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte sollte in den Leitlinien vorgegeben 
werden.

 ؚ Das Menschenrecht auf körperliche Unversehrtheit und Gesundheit darf nicht durch die Aufenthalts- 
bedingungen in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften verletzt werden.

Medizinische Unterversorgung

Unabhängig von der Art der Unterbringung ist die Krankenversorgung für Geflüchtete deutlich einge-
schränkt. Dies gilt für Menschen mit Duldung oder Aufenthaltsgestattung, letztere befinden sich noch 
im Asylverfahren. Diese erhalten nur eingeschränkte Behandlung und zwar nur bei akuten und akut be- 
handlungsbedürftigen Erkrankungen.72 Dies führt oft dazu, dass sich Krankheitsbilder erst massiv ver-
schlechtern bevor die Betroffenen behandelt werden können. Hinzu kommt, dass die Betroffenen eine 
solche Behandlung vor der ärztlichen Untersuchung bei ihrem jeweiligen Sozialamt beantragen müssen. 
Dort entscheiden nicht Ärzt*innen über eine medizinische Behandlung und die Gewährung eines Kranken- 
scheins, sondern Sachbearbeiter*innen des Sozialamts. Fehlentscheidungen an dieser Stelle gefährden 
Menschenleben. Bei akuten Erkrankungen ist dieses Verfahren schon wegen des Zeitaufwandes gesund-

71 http://www.ludwigstrasse37.de/nolager/2013_05_30_tot_bernburg_durch_duldung.htm, Stand 10.02.2016. Ebenfalls gab es Hinweise 
auf Schimmelbefall in der sogenannten Gemeinschaftsunterkunft in Magdeburg, die ebenfalls zu Atemwegserkrankungen der Bewohnerin 
geführt hatten.

72 Siehe: § 4 AsylbLG, § 6 AsylbLG.

https://www.youtube.com/watch?v=Izp1O7t-PBc
https://www.youtube.com/watch?v=Izp1O7t-PBc
http://www.ludwigstrasse37.de/nolager/2013_05_30_tot_bernburg_durch_duldung.htm
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heitsgefährdend. Lediglich Schwangeren und Frauen mit Kindern werden alle üblichen Leistungen ge-
währt. Diese Einschränkung der medizinischen Grundversorgung und die Ungleichbehandlung gegen-
über der restlichen Bevölkerung sind nicht mit dem Urteil des BverfG vom 18.07.2012 vereinbar. Anfang 
2015 wurde das Asylbewerberleistungsgesetz aufgrund dieses Urteils im Bundestag überarbeitet. Im 
Grunde hätte es abgeschafft werden und die Asylbewerber*innen nach dem SGB behandelt werden 
müssen. Eine Differenzierung in der Grundversorgung ist nicht haltbar. Wenn der Bund diese Verant-
wortung nicht übernimmt, sollte das Land mit gutem Beispiel voran gehen und die menschenwürdige 
Mindestversorgung gewährleisten. Die mindestens gebotene Maßnahme wäre zum Beispiel mit dem 
Bremer Modell möglich.

Das Bremer Modell der Gesundheitsversorgung für Asylbewerber*innen

Das Bremer Modell sieht vor, dass Asylbewerber*innen von einer gesetzlichen Krankenkasse eine Gesund-
heitskarte bekommen und damit ohne vorherige Antragstellung beim Sozialamt medizinische Versorgung in 
Anspruch nehmen können. Die gesetzliche Krankenkasse rechnet die entstehenden Kosten mit der Landeskasse 
ab. Das Land Bremen spart erhebliche Personalkosten durch dieses Modell.
Der Katalog der Leistungen bleibt eingeschränkt, denn er ergibt sich weiter aus § 4 bzw. 6 des Asylbewerber-
leistungsgesetzes. Die Krankenkasse übernimmt nur die Kosten für die Behandlung akuter Erkrankungen und 
Schmerzzustände und rechnet diese zuzüglich einer geringen Verwaltungspauschale quartalsmäßig ab. Immer 
noch antrags- und genehmigungspflichtig sind u. a. auch Zahnersatz und kieferorthopädische Behandlungen, 
Kuraufenthalte oder Reha-Maßnahmen sowie Hör- oder Sehhilfen. Psychotherapeutische Kurzzeitbehandlungen 
(25 Std.) können ebenfalls bei der Krankenkasse beantragt werden. Einer Zusage geht allerdings eine Begutachtung 
durch das Klinikum Bremen-Ost voraus. Ausgeschlossen bleiben u. a. „strukturierte Behandlungen chronischer 
Krankheiten“.

Das „Bremer Modell“ hat für die Gesundheitsversorgung Asylsuchender zum Ziel „die Zugangschancen 
zum Gesundheitssystem und die Wohn- und Lebensbedingungen“ zu verbessern.“ (Jung 2011, 6) Hier 
wurde die Bedeutung der Unterbringungssituation für die Gesundheit der Menschen in den Heimen 
erkannt. Dies fehlt in der Leitlinie des Landes Sachsen-Anhalt bislang noch.

Forderungen:

 ؚ Vereinfachter Zugang zu medizinischen Leistungen für Geflüchtete auf Landesebene mindestens 
nach dem Bremer Modell. Bis dahin sollten in Sachsen-Anhalt zur Überbrückung Quartalskranken-
scheine in allen Landkreisen und kreisfreien Städten ausgestellt werden.

 ؚ Zukünftige Mindeststandards müssen gewährleisten, dass das Menschenrecht auf körperliche Un-
versehrtheit nicht systematisch durch die medizinische Unterversorgung nach dem Asylbewerber-
leistungsgesetz verletzt wird. Durch den Genehmigungsprozess verzögerte oder durch medizinisch 
unkundiges Personal versagte Behandlung kann vermeidbare ernste gesundheitliche Schäden ver-
ursachen.

 ؚ Bereitstellung von Dolmetschenden oder besser kultursensible Übersetzungen für die Kommunikation 
mit Ärzt*innen, um eine angemessene medizinische Versorgung sicherzustellen.

 ؚ Die Kostenübernahme der Behandlung durch FachärztInnen sollte durch die Ausstellung einer ent-
sprechenden Überweisung durch den/die HausärztIn als bewilligt gelten und nicht durch eine lang-
wierige Einbeziehung der Gesundheitsämter hinausgezögert werden.

 ؚ Das Land sollte sich auf Bundesebene dafür stark machen, die Hilfen zur Gesundheit gemäß SGB XII 
zu regeln.

 ؚ Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes und Leistungsregelung nach SGB XII. Die Menschen- 
würde ist migrationspolitisch nicht zu relativieren. (BVerfG, 1 BvL 10/10 vom 18.07.2012, Rn. (1-140).

Menschenrechte traumatisierter Geflüchteter

Besonders belastend ist die Gemeinschaftsunterbringung für traumatisierte Menschen. In einer  
Untersuchung von 2004 wurde festgestellt, dass 40 Prozent der Asylsuchenden traumatisiert sind  
(Gaebel et al 2004). Die Bundespsychotherapeutenkammer (BPtK) und der Berufsverband Deutscher 
Psychologinnen und Psychologen (BDP) gehen davon aus, dass die Hälfte der Geflüchteten psychisch 
krank ist und eine – nicht vom Asylbewerberleistungsgesetz gedeckte – Langzeittherapie benötigen.
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Nach der aktuellen EU-Aufnahme-Richtlinie muss Deutschland die spezielle Situation schutzbedürftiger 
Personen berücksichtigen. Zu diesen schutzbedürftigen Personen zählen auch Menschen mit psychischen 
Erkrankungen und Menschen, die Folter, Vergewaltigung oder sonstige schwere Formen psychischer,  
physischer oder sexueller Gewalt erlitten haben. Die Richtlinie hätte bis zum Juli 2015 bereits um-
gesetzt werden müssen. Tatsächlich ist die Versorgung psychisch kranker Flüchtlinge in Deutschland 
weiterhin beschämend schlecht.73

http://www.bptk.de/aktuell/einzelseite/artikel/mindestens-d.html Stand 03.02.2016.

Von der Arbeit mit traumatisierten Geflüchteten

„Unsere Klientel besteht überwiegend aus psychisch belasteten Flüchtlingen (Asylbewerbern und  
  bis 2015 Geduldeten), von denen viele unter einer Posttraumatischen Belastungsstörung leiden.  
  Für Menschen, die in ihrer Vergangenheit unmittelbaren Bedrohungen ihres Lebens ausgesetzt  
  waren, sind Schutz, die Möglichkeit zum Rückzug und eine sichere Umgebung eine notwendige  
  Bedingung für ihre psychische Stabilisierung. Diese Bedingungen sind in Gemeinschaftsunter- 
  künften in den seltensten Fällen gegeben. Im Gegenteil, hier leben belastete Menschen erzwungen- 
  ermaßen auf engstem Raum. Ihnen fehlt jegliche Beschäftigung. Es ist laut und unruhig, und  
  die Wände sind meist hellhörig. Viele Unterkünfte liegen in isolierter Lage, und notwendige Ein- 
  richtungen wie Einkaufsmöglichkeiten, Ärzte, Behörden, Schulen etc. sind oft nur mit öffentlichen  
  Verkehrsmitteln, die Geld kosten und nicht immer zur Verfügung stehen, erreichbar. Die Lebens- 
  umstände in den Unterkünften stellen häufig bereits für sich genommen eine erhebliche psychische  
  Belastung dar.
  Aus der Perspektive eines Menschen mit traumatischen Erfahrungen kann sich dann das Gefühl  
  der Unsicherheit oder existentiellen Bedrohung um ein Vielfaches potenzieren. Dies alles kann zu  
  einer Vielzahl von körperlichen und psychischen Krankheitssymptomen führen, wie Depressionen,  
  Schlafstörungen, Albträumen, Angststörungen u. a., die dann chronischen Charakter annehmen  
  können.
  Aus unserer Perspektive sollte deshalb der Zeitraum der Unterbringung von Flüchtlingen in  
  Gemeinschaftsunterkünften auf ein absolut notwendiges Minimum begrenzt werden. Außerdem ist  
  der Aufbau eines flächendeckenden Früherkennungssystems für besonders schutzbedürftige Asyl- 
  suchende dringend erforderlich, damit ihre Belange berücksichtigt werden können und sie be- 
  sondere Unterstützung bekommen, wie z. B. spezielle Unterbringung, medizinische, psychothera- 
  peutische Versorgung u. a.“

Angelika Heinemann, Diplom-Pädagogin/Sozialpädagogin, Psychosoziales Zentrum für Migrantinnen und Migranten in Sachsen-Anhalt

Schmitt (2005), BDP und BPtK weisen darauf hin, dass Traumatisierungen mit Gedächtnislücken ein-
hergehen, die in den Anhörungen des BAMF häufig als Argument gegen die Anträge der Geflüchteten 
verwendeten werden. Auch Baron/Schriefers (2015) heben hervor, dass eine möglichst frühzeitige  
Erkennung von Traumata und ihre Behandlung notwendig ist, um das Menschenrecht auf ein faires Ver-
fahren zu gewähren und eine Verschlimmerung des Krankheitsbildes zu verhindern. Da psychosozialer 
Stress zu Retraumatisierungen führen kann und häufig den Krankheitsverlauf verschlimmert, stellt eine 
unsichere Bleibeperspektive, die Bedingungen in der ZAst und in den sogenannten Gemeinschafts- 
unterkünften eine enorme Belastung und damit potenziell einen Verstoß gegen die Menschenrechte 
dar.74 Die Situation der Gemeinschaftsunterbringung mit andauerndem Stress und ungenügenden Rück-
zugsmöglichkeiten wirkt sich auch grundsätzlich negativ auf den psychosozialen Zustand der anderen 
Bewohner*innen aus. Bereits Traumatisierte sind darüber hinaus besonders gefährdet. Es kommt immer 
wieder zu Suizid bzw. Suizidversuchen, wie in Haldensleben im August 2014, in Annaburg im September 
2014, in Stendal im Oktober 2015.75

Auch rassistische Anfeindungen und Angriffe auf die sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte und die 
Menschen selbst gefährden die Gesundheit der traumatisierten Menschen enorm.

73 Vgl. http://www.bptk.de/aktuell/einzelseite/artikel/mindestens-d.html, Stand 03.02.2016.
74 Vgl: Das Institut für Menschenrechte argumentiert ebenfalls so. Cremer (2014).
75 Siehe: www.fluechtlingsrat-lsa.de, http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2014/08/selbststoetung-in-haldensleben-bestaetigt/, 

Stand 10.02.2016; http://www.fluechtlingsrat-lsa.de/2014/09/erneuter-suizidversuch-in-annaburg/, Stand 10.02.2016;  
http://www.az-online.de/altmark/stendal/inder-stirbt-asylunterkunft-5677924.html, Stand 10.02.2016.

http://www.bptk.de/aktuell/einzelseite/artikel/mindestens-d.html
http://www.bptk.de/aktuell/einzelseite/artikel/mindestens-d.html
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Forderungen

 ؚ Ein Früherkennungssystem für besonders schutzbedürftige Personen muss aufgebaut werden. 
Hilfsangebote sollten Geflüchteten mit Symptomen aktiv angetragen werden.

 ؚ Schnellere Verfahren für geringere Belastungen der Traumatisierten, jedoch muss der Zugang zu 
Beratung, Ärzt*innen bzw. psychologischer Beratung vor dem Interview beim BAMF unkompliziert 
möglich sein.

 ؚ Die Geflüchteten müssen grundsätzlich möglichst frühzeitig Zugang zu psychologischen Beratungs-
stellen erhalten. Es bedarf ausreichender Beratungsstellen, deren Arbeit institutionell abgesichert 
sein muss.

 ؚ Für traumatisierte Geflüchtete ist es in besonderem Maße geboten, dass sie die Art ihre Unterbrin-
gung auswählen können.

Frauen in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften

Bereits auf der Flucht sind Frauen besonderen Gefahren ausgesetzt, vor allem in Bezug auf geschlechts-
spezifische und sexualisierte Gewalt bzw. sind eventuell auch wegen geschlechtsspezifischer Gewalt 
in den Herkunftsländern geflohen. Diese Gefahr bleibt auch in den Unterbringungen weiterhin bestehen. 
Die Situation von alleinreisenden Frauen und alleinreisenden Frauen mit Kindern ist dabei besonders 
schwierig. Die Wahrung ihrer Rechte muss sichergestellt werden. Flüchtlingsfrauen haben einen An-
spruch auf Schutz in Deutschland, auf psychosoziale Unterstützung und Gesundheitsversorgung. Es 
bedarf umgehend einer kritischen Bestandsaufnahme und Auswertung der bestehenden Schutzlücken 
und einer konstruktiven Auseinandersetzung bzw. Erarbeitung eines Konzeptes, um die Sicherheit von 
Frauen und Kindern zu gewährleisten.

In den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften bedarf es separater Etagen und Wohneinheiten für 
Frauen sowie Rückzugsmöglichkeiten bzw. Schutzräume. So gibt es beispielsweise in der Erstaufnahme-
einrichtung in Friedland ein Caritas-Projekt „Frauenzentrum“, das einen Schutzraum und Austausch bietet.

Nach gewalttätigen oder sexuellen Übergriffen sind es die Frauen, die die Einrichtung dann ggf. verlassen 
und Schutz in einem Frauenhaus oder im Flüchtlingsfrauenhaus in Halle finden müssen. Der Zugang 
zu den Kontaktadressen, Informationen zu den Möglichkeiten und eine Ansprechperson vor Ort sind  
notwendig, damit Schutzmaßnahmen auch wahrgenommen werden können. Wichtig ist es dafür auch 
parallel ausreichend Plätze und ausgebildetes Personal in den Frauenhäusern zu schaffen und ein ent-
sprechendes Notfalltelefon einzurichten, dass auch mit entsprechend sensibilisierten Dolmetscher*- 
innen zusammenarbeitet. Über die Wahrung der Anonymität und Datensicherheit der Betroffenen muss 
ausreichend sensibilisiert und diese durch entsprechende Maßnahmen sichergestellt werden.

Es ist notwendig, dass Hürden vermieden werden, da Ängste, Scham und Verunsicherung teilweise sehr 
groß sind. Dazu sollten möglichst niedrigschwellige Angebote geschaffen werden. Ein erster Schritt wären 
u. a. Informationsmaterialien in verschiedenen Sprachen zu den Rechten bei sexualisierter Gewalt zu 
erstellen, die dann in den Unterkünften anonym zugänglich sind. Ebenfalls sollte darin explizit über die 
Rechte Betroffener von Frauenhandel aufgeklärt werden.

Darüber hinaus ist die Anschlussfähigkeit bei der Versorgung z. B. bei einem Wechsel in ein Frauen-
haus möglichst unkompliziert zu ermöglichen, so dass hier nicht noch weitere Belastungen erfolgen. 
Die Abdeckung der Unterbringungskosten bei der Flucht in ein Frauenhaus muss sichergestellt werden. 
Die Verletzung der Residenzpflicht wegen Schutz vor Gewalt darf keine negativen Konsequenzen für 
die Betroffene nach sich ziehen. Weiterhin sollte den Betroffenen die freie Wohnsitzwahl ermöglicht 
werden. Es bedarf eines sensiblen Umgangs und schneller Reaktion. Hilfreich wäre ein Notfallplan, der 
vermittelt, was bei Verdacht auf sexualisierte Gewalt zu tun ist.

Um den Schutz ausreichend gewährleisten zu können, müssen einerseits die spezifischen Bedarfe er-
kannt und Schutzmöglichkeiten konkret umgesetzt werden. Es bedarf ebenfalls einer Sensibilisierung 
der Einrichtungen und Träger für die Lage und Situation von Frauen.76

76 Vgl. http://www.migration.paritaet.org/start/artikel/news/paritaetische-empfehlungen-fuer-ein-gewaltschutzkonzept-zum- 
schutz-von-frauen-und-kindern-in-gemeins/, Stand 10.02.2016.
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EU-Aufnahme-Richtlinie (2013/33/EU)
Gewaltschutz

Artikel 18 (4) – Es müssen geeignete Maßnahmen getroffen werden zur Verhinderung von Übergriffen 
und geschlechtsbezogener Gewalt einschließlich sexueller Übergriffe und Belästigungen in den 
Räumlichkeiten zur Unterbringung von Asylsuchenden (einschl. an der Grenze).

Artikel 17 (2) – Der Schutz der physischen und psychischen Gesundheit der Asylsuchenden muss 
gewährleistet sein.

Gesundheitsversorgung

Artikel 19 (1) – Asylsuchende müssen die erforderliche medizinische Versorgung erhalten, die 
zumindest die Notversorgung und die unbedingt erforderliche Behandlung von Krankheiten und 
schweren psychischen Störungen umfasst.

Artikel 25 (1) – Asylsuchende, die Folter, Vergewaltigung oder andere schwere Gewalttaten erlitten 
haben, müssen Zugang zu medizinischer und psychologischer Behandlung erhalten, die für den 
Schaden, der ihnen durch diese Handlungen zugefügt wurde, erforderlich ist.

Artikel 18 (7) – Personal in Einrichtungen muss angemessen geschult sein und unterliegt Schweige- 
pflicht.

Personen mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme

Artikel 2 k) – Asylsuchende mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme sind Personen, die 
besondere Garantien benötigen, um die Rechte aus der Richtlinie wahrnehmen und den sich daraus 
ergebenden Pflichten nachkommen zu können.

Artikel 21 – Beispielhafte Aufzählung von Asylsuchenden, die besondere Garantien benötigen 
könnten; z. B. Opfer von Vergewaltigung und physischer/psychischer/sexueller Gewalt.

Artikel 22 – Verpflichtung des Staates, diese Personen zu identifizieren und den Bedürfnissen für 
die Dauer des Verfahrens Rechnung zu tragen.

Artikel 19 (2) – Asylsuchenden mit besonderen Bedürfnissen bei der Aufnahme ist die erforderliche 
medizinische/sonstige Hilfe und erforderlichenfalls psychologische Betreuung zu gewähren.

HINWEIS
Die Frist zur Umsetzung der EU-Aufnahme-Richtlinie in nationales Recht ist bereits am 20. Juli 2015 
verstrichen. Die Gesetzesänderungen in den letzten Monaten wurden bislang nicht genutzt, um die 
Schutzstandards in deutsches Recht zu implementieren.

Die Situation von LSBTTI*

Es befinden sich unter den Menschen, die fliehen, auch lesbische, schwule, bisexuelle, transsexuelle, 
transgender, intersexuelle und queere (LSBTIQ*) Asylsuchende. Sie werden häufig in den Herkunftsländern 
massiv ausgegrenzt und verfolgt. Jedoch sind sie oftmals auch in Deutschland rassistischen, homophoben 
oder transphoben Anfeindungen ausgesetzt. Nicht nur ist die Anerkennung der Verfolgung wegen ihrer 
sexuellen Orientierung bzw. Geschlechtsidentität als Fluchtgrund für die Menschen äußerst schwierig, 
sondern auch ihre Lebenssituation in den Aufnahmeeinrichtungen selbst.77 Es kommt immer wieder 
zu Anfeindungen, Ausgrenzungen und wiederum zur Auseinandersetzung mit Vorurteilen durch Mit- 
arbeitende der Einrichtungen, Dolmetscher*innen, Behörden oder Sicherheitsdienste, aber auch von 
den Mitbewohner*innen der Unterkünfte. Wie z. B. ein Bewohner einer Unterkunft in Magdeburg be-
richtete, der keine Unterstützung durch die Mitarbeiter*in vor Ort und die Behörden erfahren hat, sich 
in der Unterkunft nicht mehr sicher fühlte und es erst durch Unterstützer*innen möglich wurde, aus der 
Unterkunft auszuziehen, um sich sicher fühlen zu können.

Eine menschenwürdige Unterbringung und Unterstützung für geflüchtete Menschen bedeutet auch 
Schutz vor jeglichen Anfeindungen zu gewähren und sie Unversehrtheit der Menschen sicherzustellen. 
Dafür ist es notwendig, auf die Belange und die besondere Situation der Menschen einzugehen.

77 Vgl. Darstellung zur Problematik der Anerkennung des Asylgrundes gegenüber den Mitarbeitenden des BAMF. Mertens, René (2015):  
Weit verbreitet. Homo- und Transphobie im deutschen Asylsystem. In: Südlink 174 (Dezember 2015): LGBTIQ. Kämpfe unterm Regenbogen. 
Siehe ebenfalls: http://www.queer-refugees.de/?page_id=79, Stand 10.02.2016.
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Ausgrenzung als Regelfall

So musste Soraya, eine junge Lesbe aus Syrien, in einer niedersächsischen Flüchtlingsunterkunft mit einer erz- 
konservativen Familie aus ihrer Heimat auf engstem Raum leben. Tagtäglich erlebte sie dieselben homophoben 
und menschenfeindlichen Einstellungen, vor denen sie aus ihrer Heimat gerade geflohen war. Die Familie  
verurteilte Homosexualität zutiefst und setzte Soraya einem unvorstellbaren psychischen Druck aus. Ihre Angst, 
als Lesbe „entlarvt“ zu werden, wurde nur dadurch noch übertroffen, dass sie als „alleinreisende“ Frau der  
täglichen Bedrohung seitens der männlichen Mitbewohner entkommen musste. Ein Sicherheitsdienst sei nur bei 
der Essensausgabe anwesend gewesen, Schutz vor sexualisierter Gewalt habe es genauso wenig gegeben wie 
Gewaltschutzkonzepte seitens des Betreibers der Einrichtung. Diese Zustände sind in deutschen Einrichtungen 
eher die Regel als die Ausnahme.
Ähnliches berichtete auch der junge Marokkaner Rashid, der in der Nähe von Braunschweig untergebracht 
worden war. Seine Mitbewohner bedrohten ihn massiv. „So einer wie du wäre in unserer Heimat gehängt 
worden“ war nur eine der Anfeindungen, die er über sich ergehen lassen musste. Eine Unterstützung seitens der 
Mitarbeitenden der Einrichtung gab es erst, als der Lesben- und Schwulenverband Deutschland auf die prekäre 
Situation des jungen Mannes hinwies.

[http://www.queer-refugees.de/?page_id=79, Stand 10.02.2016.]

Die Betreuung von besonders schutzbedürftigen Geflüchteten stellt für Unterstützer*innen, das Be- 
treuungspersonal, Beratungsstellen und Landkreise eine besondere Herausforderung dar. Auch Geflüchtete 
mit LSBTIQ*-Hintergrund sind besonders vulnerabel, wie u. a. Schwangere, Menschen mit Behinderung 
oder unbegleitete Minderjährige. Gerade weil die Kenntnis von dem LSBTIQ*-Hintergrund sogar zur Ge-
fahr für die Betroffenen werden kann, ist ein besonders sensibler Umgang mit der Thematik geboten.78

Für den Schutz von LSBTIQ* bei der Unterbringung und Versorgung bedarf es einerseits einer Sensibi-
lisierung aller am Asylverfahren beteiligten Stellen. Andererseits ist ein verbindliches Gewaltschutz- 
konzept und Schutzräume dringend notwendig. Dazu gehören ebenfalls entsprechend spezialisierte Be-
ratungs- und Unterstützungsangebote und eine verantwortliche Stelle im Land, die sich für die Belange 
von LSBTIQ*-Menschen einsetzt. Dafür sollten die Maßnahmen zum Schutz von geflüchteten LSBTIQ* in 
die Aktionspläne gegen Homo- und Transphobie aufgenommen werden. Es ist Aufgabe des Landes und 
der Landkreise die Sicherheit und Akzeptanz von LSBTIQ* sicherzustellen.79

78 Zur Zielgruppe der Flüchtlinge mit LSBTIQ*-Hintergrund liegen derzeit leider kaum praxisnahe Empfehlungen und Hintergrundinformationen 
vor. Siehe dazu hier: http://lsvd.de/fileadmin/pics/Dokumente/Asyl/handreichung-lsbtti-fluechtlinge.pdf, Stand 10.02.2016.

79 Vgl. http://www.queer-refugees.de/?page_id=76, Stand 10.02.2016.

http://www.queer-refugees.de/?page_id=79
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Schnellübersicht zum Flüchtlingskreis LSBTTI*

 1) Flüchtlinge mit LSBTTI*-Hintergrund sind, wie etwa Schwangere, Menschen mit Behinderung, Opfer des 
Menschenhandels und unbegleitete Minderjährige, als besonders schutzbedürftige bzw. vulnerable Flücht-
linge anzusehen.

 2) Die Abkürzung LSBTTI* steht für
L = Lesben
S = Schwule
B = Bisexuelle
T = Transsexuelle
T = Transgender
 I = Intersexuelle
* = Vielfalt geschlechtlicher und sexueller Identitäten

 3) Es ist vorsichtig geschätzt davon auszugehen, dass mindestens 5% der Flüchtlinge eine LSBTTI*-Identität 
haben.

 4) LSBTTI*-Flüchtlinge kommen meist aus Staaten, in denen ihnen Zwangsverheiratung, Gefängnisstrafen, Folter 
oder gar die Todesstrafe drohen. Viele LSBTTI*-Flüchtlinge müssen daher in ihrem Herkunftsland ihre sexuelle 
Identität verheimlichen, meist auch vor engsten Familienangehörigen.

 5) Es ist davon auszugehen, dass in Deutschland ankommende LSBTTI*-Flüchtlinge versuchen werden, in einer 
größeren Stadt aufgenommen zu werden, da dort erfahrungsgemäß eine breitere LSBTTI*-Infrastruktur  
(spezialisierte Beratungsstellen, Treffpunkte etc.) vorhanden ist.

 6) LSBTTI*-Flüchtlinge können nach Bekanntwerden ihrer sexuellen Identität in Erst- und Gemeinschaftsunter-
künften homophoben oder transphoben Anfeindungen durch Mitbewohner_innen ausgesetzt sein. Hier 
braucht es verbindliche Hausordnungen, LSBTTI*-inklusive Gewaltschutzkonzepte und Schutzräume für Be-
troffene.

 7) In den Flüchtlingsunterkünften kann es ein Problem geben, wenn Geflüchtete mit LSBTTI*-Hintergrund sich 
vor Dolmetscher_innen oder Übersetzer_innen offenbaren müssen und/oder diese bei Konflikten vermitteln 
sollen. Diskriminierung von homophoben Dolmetscher_innen oder Übersetzer_innen kann Auswirkungen 
auf das Asylverfahren haben.

 8) LSBTTI*-Flüchtlingen fällt es aufgrund ihrer persönlichen Erfahrungen oftmals sehr schwer, über ihre sexuelle 
Identität und ihre Verfolgung zu sprechen. Dies kann negative Auswirkungen auf ein Asylverfahren haben.

 9) Verfolgung aufgrund der sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität ist laut der EU-Qualifikations- 
richtlinie 2011/95/EU ein anerkannter Asylgrund. Die Verhängung einer Freiheitsstrafe für gleichge-
schlechtliche Sexualität ist nach der Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) eine solche 
Verfolgungshandlung. Geflüchtete LSBTTI* müssen deshalb in Deutschland überzeugend glaubhaft machen, 
dass sie in ihrem Herkunftsstaat wegen ihrer sexuellen Orientierung und geschlechtlichen Identität Ver-
folgung erlebt haben bzw. dass ihnen Verfolgung droht. Wenn sie unverfolgt ausgereist sind, müssen sie 
ausdrücklich vorbringen, dass sie (auch) aus Angst vor Verfolgung versteckt gelebt haben. Sonst wird ihr 
Asylgesuch abgelehnt.

10) Der EuGH hat die Rechte von LSBTTI* gestärkt. So hat er die bisherige Praxis verworfen, das Asylgesuch 
mit der Begründung abzulehnen, die Asylbewerbenden brauchten keine Verfolgung zu befürchten, wenn 
sie sich nicht „outen“ und nicht offen leben. Detaillierte Befragungen zu sexuellen Praktiken, psychologische 
Gutachten und medizinische Tests sowie das Einbeziehen von intimen Fotos sind nach EuGH-Recht- 
sprechung unzulässig. Wenn es ein Flüchtling nicht schafft, sich gleich bei der ersten Anhörung zu outen, 
darf das nicht mehr dazu führen, dass der angegebene Fluchtgrund als „übersteigertes Vorbringen“ abgetan 
wird.

[http://lsvd.de/fileadmin/pics/Dokumente/Asyl/handreichung-lsbtti-fluechtlinge.pdf, S. 4f., Stand 10.02.2016.]

http://lsvd.de/fileadmin/pics/Dokumente/Asyl/handreichung-lsbtti-fluechtlinge.pdf
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Wahrung von Kinderrechten

Die UN-Kinderrechtskonvention wurde von den Vereinten Nationen am 20.11.1989 verabschiedet und 
ist seit dem 10.07.1992 in Kraft. Am 15.07.2010 hat Deutschland den Vorbehalt gegen die Kinder-
rechtskonvention zurück genommen.

„Kinderrechte gelten uneingeschränkt auch für Flüchtlingskinder, in jedem Land in dem sie sich auf-
halten, egal ob sie registriert sind oder nicht. Auch in deutschen Unterkünften werden diese Rechte oft 
nicht eingehalten, obwohl gerade Kinder und Jugendliche besonders schutzbedürftig sind.“80

Artikel 3 der UN-Kinderrechtskonvention ist zentral: das Wohl des Kindes ist vorrangig zu berücksichtigen. 
Dies gilt sowohl für unbegleitete als auch für begleite Minderjährige.

Die bedeutet, dass der Vorrang des Kindeswohls in allen Bereichen, die Kinder betreffen, zu respektieren 
ist. Daraus folgt, dass bei Gesetzen, Verwaltungshandeln oder gerichtlichen Entscheidungen, von denen 
Minderjährige betroffen sind, zu prüfen ist, ob dem Kindeswohlvorrang Genüge getan wird. Bei Über-
schneidungen mit nationalem Recht bzw. Verwaltungsanweisungen ist die Rechtsprechung des BverfG 
zu beachten. Der UN-Konvention kommt eine verfassungsrechtliche und somit vorrangige Bedeutung 
zu.

Die Verantwortlichen haben die Aufgabe, den Kindeswillen zu erfragen und zu berücksichtigen (Art. 12). 
Das Kind hat das Recht auf beide Eltern (Art. 18). Nach Artikel 4 der UN-Kinderrechtskonvention muss 
der Staat alle Maßnahmen ergreifen, um diese Rechte zu sichern.

Notwendig ist hier, Kinderfreundlichkeit als Prinzip des Verwaltungshandelns zu implementieren.

Dazu bedarf es z. B. der Absicherung des Rechts auf Bildung. Bei einer Aufenthaltsdauer in der Erstauf-
nahmeeinrichtung von bis zu sechs Monaten, wird dies nicht mehr gewährleistet. Der bestmögliche 
Schulabschluss und Bildungsweg muss ermöglicht werden.

Auch bei begleiteten Minderjährigen muss das Primat der Jugendhilfe gelten. Dies wurde den unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen zuerkannt, jedoch nicht den begleiteten Minderjährigen. Das 
Kindeswohl ist nicht allein durch den familiären Zusammenhang gewahrt. Das Jugendamt ist bei den 
Standards für Unterbringung und Betreuung bzw. Zugang zu Bildung und kulturellem Leben von allen 
Minderjährigen zu beteiligen.

Es bedarf einer schnellen Unterbringung in angemessenem Wohnraum für Familien und Kinder. Die Privat- 
sphäre muss gesichert sein. Kinder brauchen Schutzräume und Rückzugsräume, um das Recht auf Bildung 
unter angemessenen Bedingungen wahrnehmen zu können. Aufgrund der Enge in den sogenannten 
Gemeinschaftsunterkünften entsteht zusätzlicher Stress für die Bewohner*innen, der neben der un- 
sicheren Zukunftsperspektive und schwierigen Lebenssituation ein erhöhtes Gewaltpotential begünstigt. 
Häufig werden Schlafstörungen und psychische Belastungen festgestellt. Diese Lebensbedingungen 
sind besonders für Kinder nicht angemessen.

Die medizinische Versorgung (Art. 24 UN-Kinderrechtskonvention) und der Zugang zu Kinderärzt*innen 
sowie Gynäkolog*innen muss abgesichert sein. Medizinische Unterversorgung bei Kindern kann die 
physische und kognitive Entwicklung von Kindern nachhaltig verzögern bzw. zu Folgeerscheinungen 
führen. Traumatisierungen können zu seelischen Langzeitschäden führen. Es bedarf hier eines speziellen 
und niedrigschwelligen Angebotes für traumatisierte Kinder.

Es ist notwendig die Bestimmungen der UN-Kinderrechtskonvention vor Ort umzusetzen.

Der Unabhängige Beauftragte hat eine Checkliste mit Mindeststandards zum Schutz von Kindern vor sexueller  
Gewalt in Flüchtlingsunterkünften erstellt. Die Checkliste will Betreiber von Flüchtlingsunterkünften dabei  
unterstützen, Schutzmaßnahmen für Kinder in Flüchtlingsunterkünften einzuführen. Hierzu zählen beispiels-
weise personelle Standards wie die Vorlage eines erweiterten Führungszeugnisses, räumliche Standards wie 
getrennte Wohnbereiche für Familien mit Kindern oder nach Geschlechtern getrennte Sanitärbereiche sowie 
Informationen in allen relevanten Sprachen zu Hilfs- und Beratungsangeboten.

[https://beauftragter-missbrauch.de/presse-service/meldungen/detail/news/checkliste-mindeststandards-zum-schutz-von-kindern-in-fluechtlings-
unterkuenften/?L=0&cHash=9089f71682e0cc5aed160410ba5c4e3a, Stand 16.02.2016]

80 Stellungnahme des Caritas-Verbandes Magdeburg zu „Kinderrechte gelten auch für Flüchtlingskinder“: http://www.caritas-magdeburg.de/ 
92462.html, Stand 10.02.2016.

https://beauftragter-missbrauch.de/presse-service/meldungen/detail/news/checkliste-mindeststandards-zum-schutz-von-kindern-in-fluechtlingsunterkuenften/?L=0&cHash=9089f71682e0cc5aed160410ba5c4e3a
https://beauftragter-missbrauch.de/presse-service/meldungen/detail/news/checkliste-mindeststandards-zum-schutz-von-kindern-in-fluechtlingsunterkuenften/?L=0&cHash=9089f71682e0cc5aed160410ba5c4e3a
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CHECKLISTE
MINDESTSTANDARDS ZUM SCHUTZ VON KINDERN VOR SEXUELLER GEWALT 
IN FLÜCHTLINGSUNTERKÜNFTEN

I. PERSONELLE STANDARDS
  Werden hauptberuflich und ehrenamtlich Helfende zu sexueller Gewalt gut sensibilisiert und informiert?

   Werden Helfende auf die Notwendigkeit einer unvoreingenommenen und kultursensiblen Haltung gegenüber  
  den geflüchteten Menschen hingewiesen?

   Gibt es gleichermaßen weibliche und männliche Helfende?

   Müssen hauptberuflich und ehrenamtlich Helfende, denen Flüchtlingskinder anvertraut werden, ein  
  erweitertes Führungszeugnis vorlegen?

   Oder wird alternativ vorübergehend eine Selbstverpflichtungserklärung unterzeichnet?

Kontakt und Information unter
Hilfetelefon Sexueller Missbrauch: 
0800 22 55 530

beratung@hilfetelefon-missbrauch.de
www.hilfeportal-missbrauch.de
www.beauftragter-missbrauch.de

II. RÄUMLICHE STANDARDS
   Gibt es abschließbare Toiletten?

   Sind geschlechtergetrennte Duschmöglichkeiten vorhanden?

   Können sich Kinder und Jugendliche in einem betreuten Spiel- und Freizeitbereich aufhalten?

   Ist eine separate Unterbringung von alleinstehenden Müttern mit ihren Kindern gewährleistet?

III. INFORMATIONS- UND HILFSANGEBOTE
   Werden kultursensible Informations- und Hilfsangebote leicht verständlich und in allen relevanten  
  Sprachen bereitgestellt?

   Ist eine Ansprechperson benannt, an die man sich bei Verdacht wenden kann?

   Ist dafür Unterstützung durch Sprachmittlerinnen und Sprachmittler sichergestellt?

   Gibt es eigene Informationen für geflüchtete Kinder, besonders zu ihren Rechten?

   Gibt es einen Notfallplan, der vermittelt, was bei Verdacht auf sexuelle Gewalt zu tun ist?

   Kooperiert die Flüchtlingsunterkunft mit einer Beratungsstelle?

https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/September/Checkliste_Missbrauchsbeauftragter_Mindeststandards_
Fl%C3%Bcchtlingsunterk%C3%Bcnfte.pdf, Stand 16.02.2016

https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/September/Checkliste_Missbrauchsbeauftragter_Mindeststandards_Flüchtlingsunterkünfte.pdf
https://beauftragter-missbrauch.de/fileadmin/Content/pdf/Pressemitteilungen/September/Checkliste_Missbrauchsbeauftragter_Mindeststandards_Flüchtlingsunterkünfte.pdf
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Zeit für ein Gewaltpräventionskonzept

Es bedarf eines Gewaltpräventionskonzeptes zum Schutz von Frauen, Kindern, LGBTIQ* vor geschlechts-
spezifischer Gewalt und zum Schutz der besonders Schutzbedürftigen in Gemeinschaftsunterkünften. 
Dieses Gewaltschutzkonzept sollte in alle Betreiberverträge eingearbeitet und diese innerhalb diesen 
Jahres neu ausgeschrieben werden. Ähnliche Pläne bestehen bereits z. B. in NRW. Das Land hat die Auf-
gabe, die Sicherheit aller Menschen in Sachsen-Anhalt zu gewährleisten und dafür Sorge zu tragen, 
dass sie vor Angriffen auf ihr Leben, ihre Gesundheit, ihre Persönlichkeit und ihre Menschenwürde aus- 
reichend geschützt werden. Zur Absicherung der gesetzten Standards bedarf es darüber hinaus einer 
unabhängigen Vertrauens- und Beschwerdestelle, an die sich Betroffene wenden können, wenn die  
Situation in der Unterbringung nicht den Vorgaben entspricht bzw. sie nicht ausreichend Schutz erfahren.

Forderung:

 ؚ Landesweit rechtlich bindendes Gewaltpräventionskonzept, dass in den Betreiberverträgen ver-
pflichtend verankert wird.

 ؚ Einrichtung einer unabhängigen Vertrauens- und Beschwerdestelle.

Statement einer Frau mit Fluchterfahrung über ihre Situation

„[…] Man muss bestimmte Dinge anerkennen. Das deutsche System hat uns einerseits unterstützt,  
  sie gaben uns eine Unterkunft, wir wurden natürlich in eine Heim gesteckt, und die Situation dort  
  ist schwierig. Ich war fast sieben Jahre lang nur in einem Zimmer in […]. Oft konnte meine Tochter  
  nachts nicht schlafen wegen der Schreie und dem Weinen der anderen, die mit im selben Zimmer  
  waren, und sie hatte früh am nächsten Tag Schule. Ich musste zu dieser Zeit Beruhigungsmittel  
  nehmen, um schlafen zu können. Sie haben einige Dinge für uns getan, dass kann man nicht be- 
  streiten, ich meine natürlich war es nur ein Zimmer, aber Gott sei Dank mussten wir nicht auf der  
  Straße sein. Wir hatten Kleidung und Essen. Aber unsere Situation hier, das was in Deutschland  
  nicht schön ist, ist, dass sie uns in Heime stecken, die weit weg sind von allem. Als ob wir an- 
  steckende Krankheiten hätten, als ob wir nicht Menschen wären, als ob unsere Kinder nicht  
  Kinder wären, die das Recht haben, wie Kinder zu leben. Es kann wirklich unerträglich sein.  
  [...]“81

Die Gefahr des Daueraufenthalts

Die Leitlinie definiert bislang die Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften für Ge-
flüchtete als Regelunterbringung. Ausnahmen müssen beantragt werden für Kinder mit ihren Eltern, 
gesundheitliche Gründe sowie sonstige wichtige Gründe. Den anderen Geflüchteten soll bis zu einer 
Zeit von drei Jahren nach Ende des Erstverfahrens der Einzug in eine eigene Wohnung verwehrt werden. 
Erst wenn der Erstantrag bereits seit drei Jahren abgeschlossen ist, sollen sie in Wohnungen ziehen 
dürfen. Selbst dies soll aber den Geflüchteten regelmäßig versagt werden bei „erheblichen Verstößen 
gegen Mitwirkungspflichten“ oder Verurteilungen von mehr als 50 Tagessätzen oder 90 Tagessätzen, 
die z. B. wegen Straftaten gemäß dem Ausländerrecht verhängt werden können. Hier wird deutlich, dass 
die Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften als Sanktionsmittel verwendet wird, 
was aber zugleich bedeutet, dass alle in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften untergebrachten  
Menschen zunächst für die Dauer bis zum Erstverfahren (ca. 4-8 Monate)82, für die Dauer des Erstver- 
fahrens (ca. 5-20 Monate) und zusätzlich für die Dauer von drei Jahren bestraft werden.

81 N.N. (2015): Egal ob im Iran oder in Deutschland, ich erlaube es niemandem meine Würde zu gefährden. In: International Women Space 
[Hg.]: In unseren eigenen Worten. Geflüchtete Frauen in Deutschland erzählen von ihren Erfahrungen, Berlin, S. 129.

82 Stand 04.02.2016. Im Jahr 2015 wurden teilweise Termine für die Antragstellung in bis zu 8 Monaten in der Zukunft vergeben. Die ab März 
2016 geplante Umstellung des Verfahrens und der Abläufe beim BAMF in der ZAst wird die Situation entsprechend verändern. Bis zum Juli 
2016 soll die Umstellung auf die schnelleren Verfahren komplett vollzogen sein. Wie die Landkreise auf die veränderte Situation reagie-
ren werden, ist bislang noch offen.
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In anderen Bundesländern ist der Zeitraum der Verpflichtung, in einer Gemeinschaftsunterkunft zu  
verbleiben, sehr viel kürzer oder besteht gar nicht. Lediglich Bayern und Mecklenburg-Vorpommern 
verpflichten Flüchtlinge, länger, nämlich vier Jahre, in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften zu  
leben. Die langjährige Verpflichtung, in der Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, steht in einer Tradition, 
diese Art der Unterbringung als Instrument der Bestrafung und als „Abschreckungsmaßnahme“ zu ver-
stehen.83

Wie die Entwicklungen der letzten Jahre zeigen, wird die Höhe der Flüchtlingszahl nicht durch hiesige 
Abschreckungsmaßnahmen beeinflusst, sondern, wie die Berichte des UNHCR immer wieder zeigen, von 
den Gräueln des Krieges und Hungers in den Herkunftsländern und Nachbarregionen.

 ؚ Die Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften darf kein Instrument der Bestrafung 
sein.

Obgleich also die Leitlinien vorsehen, dass der Bezug einer Wohnung nach drei Jahren nach Ablauf des 
Asylverfahrens möglich sein soll, wird dieser Zeitraum bei einigen Geflüchteten, darunter auch Familien, 
überschritten. Nach Auskunft der Landesregierung waren 117 Bewohner*innen (Stand 19.05.2015)  
bereits mehr als fünf Jahre in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht (3,1 Prozent).84 Bereits die in 
den Leitlinien empfohlene Frist von drei Jahren ist zu lang.

Hinzu kommt, dass die Unterbringung in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften meist an die 
zentrale Unterbringung in der Erstaufnahmestelle ZAst anschließt, die nach der neuen Regelung bis zu 
sechs Monate dauern kann.

Verfahrensdauer in Monaten Plus BÜMA (Dauer vor dem Verfahren) Gesamt
Syrien 4,0 Monate 3-8 Monate 7-12 Monate
Kosovo 2,3 Monate 3-8 Monate 5,3-10,3 Monate
Afghanistan 12,5 Monate 3-8 Monate 15,5-20,5 Monate
Eritrea 12,5 Monate 3-8 Monate 15,5-20,5 Monate
Irak 7,6 Monate 3-8 Monate 10,6-15,6 Monate
Anhängige Verfahren und unbearbeitete Anträge 237.877 Monate

Quelle: Pro Asyl (2015) Refugees Welcome. S. 5.85

Forderung:

 ؚ Die Verpflichtung, in einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft zu wohnen, muss aufgehoben 
werden.

 ؚ Bei Unterbringung in einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft muss diese zeitlich stark be-
grenzt und verkürzt werden – unabhängig vom Ausgang des Asylverfahrens oder der Unter- 
stellung von Fehlverhalten.

 ؚ Zur Wahrung der Rechte der Menschen bedarf es einer unabhängigen Beschwerdestelle.

UN-Kinderrechtskonvention – Wohl des Kindes – 

Art. 3 (1)  
Bei allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen 
der sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, 
ist das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.
…

83 So der baden-württembergische Ministerpräsident Späth 1980: „Wenn wir ab 1. September [1980] die ersten sieben Sammellager in 
Betrieb nehmen, werden Sie sehen, dass die Zahl noch schneller heruntergeht.“ Bundesrat, Plenarprotokoll Nr. 491 (18.07.1980),  
S. 361 B.; Vgl. Stuttgarter Nachrichten am 19.7.1980.

84 Eigene Berechnung; Landesregierung Sachsen-Anhalt 2015: Anlagen 1 und 8a.
85 http://www.proasyl.de/fileadmin/proasyl/fm_redakteure/Presserkl_Anhaenge/23.09.2015_Forderungen_an_Bund_und_Laender.pdf, 

Stand 04.02.2016. Eine kritische Betrachtung der Statistiken des BAMF zur Dauer der Asylverfahren: http://www.proasyl.de/de/news/
detail/news/tricks_fuer_die_statistik_wie_sich_die_bundesregierung_die_asylverfahrensdauer_schoen_rechnet/, Stand 10.02.2016. 
Im Oktober 2015 entschied das Osnabrücker Verwaltungsgericht, dass die Verfahrensdauer von 16 Monaten zu lang ist. Siehe dazu: 
http://www.deutschlandfunk.de/dauer-des-asylverfahrens-richter-halten-16-monate-fuer-zu.1818.de.html?dram:article_id=333914, 
Stand 10.02.2016.
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Kritik an den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften –  
Notwendige Änderungen, notwendiges Umdenken
Die sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte sind ein Notbehelf und können keine menschenwürdige 
Unterbringung gewährleisten. Eine Unterbringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften darf 
nur ausnahmsweise geschehen. Wenn es besondere Bedarfe gibt, könnten u. U. bestimmte Formen des  
Gemeinschaftswohnens den Bedürfnissen der Geflüchteten nach medizinischer und therapeutischer Ver-
sorgung sowie besonderem Schutz, wie dies beispielsweise Flüchtlingsfrauenhäuser bieten, entgegen- 
kommen und eine geeignete Unterbringungsform darstellen. Dabei muss dann auf die Privatsphäre und 
besonderen Bedarfe der Menschen eingegangen und die Räumlichkeit dementsprechend angepasst 
werden. Sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte sind aber angesichts der Probleme, die sie produzieren, 
stets zweite Wahl.

Die allermeisten Menschen werden unfreiwillig in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften unter-
gebracht. Es ist nicht allein die unzureichende materielle Ausstattung, wie sie die Leitlinien vorsehen, 
die dieses Urteil über Sammelunterkünfte stützt. Dort wird Leiden produziert. Wie bereits ausführlich 
erläutert wurde, führt die soziale Dichte zu Stress, Schlafmangel, Krankheiten und zu einer Ent-
strukturierung des Alltags bei den dort lebenden Menschen. Der Begriff der „Gemeinschaftsunter-
kunft“ bleibt ein unangebrachter Euphemismus. Das Wort übersieht die Funktion und Wirkungsweise 
dieser Art der Unterbringung, die den Bedürfnissen Einzelner nicht gerecht werden kann. Diese Form 
der Unterbringung schließt die dort untergebrachten Menschen vom gesellschaftlichen Leben aus, statt 
sie zu integrieren. Leitlinien, die dies bei ihrer Konzeption im Blick haben, können einen Baustein für 
eine menschenwürdige Unterbringung sein.

 ؚ Um Integration und menschenwürdige Unterbringung zu erreichen, wird ein umfassendes Konzept 
zur Teilhabe und für ein selbstbestimmtes Leben benötigt, dass die Menschen im Blick hat.

 ؚ Notwendig ist ein Paradigmenwechsel: Die Landesregierung sollte sich von der Abschreckungs- 
mentalität verabschieden und sich zu einem humanitären Selbstverständnis bekennen, bei dem 
künftig die Bedürfnisse der geflüchteten Menschen an erster Stelle stehen. Es geht um Menschen 
und nicht um eine Verwaltungsmasse, die es abzuschieben gilt. Die Stärkung der Handlungsfähig-
keit der Menschen sollte dabei im Mittelpunkt stehen.87

86 N.N. (2015): Egal ob im Iran oder in Deutschland, ich erlaube es niemandem meine Würde zu gefährden. In: International Women Space 
[Hg.]: In unseren eigenen Worten. Geflüchtete Frauen in Deutschland erzählen von ihren Erfahrungen, Berlin, S. 117ff.

87 Die Landesregierung in Nordrhein-Westfalen und der Innenminister Jäger haben 2015 einem Paradigmenwechsel in ihrer Unterbringungs-
politik von Asylsuchenden angekündigt. Demnach soll mehr auf Qualität, denn auf Quantität gesetzt werden. Es gehe dabei um „unser 
humanitäres Selbstverständnis“, so Jäger. Der Anspruch besteht, menschenwürdige Unterbringung, psychosoziale Betreuung, mehr Für- 
sorge für besonders schutzbedürftige Flüchtlinge wie Minderjährige, Schwangere, Behinderte, Alte und Traumatisierte zu gewährleisten. 
An erster Stelle sollen künftig die Bedürfnisse der Asylbewerber stehen.

Statement einer Frau mit Fluchterfahrung über ihre Situation

„[…] Die Behörden wollten, dass ich Beweise liefere für die Dinge, die ich durchlebt habe. Ich gab  
  ihnen alles, was ich hatte: Meine Identität, meine Geschichte, meinen Pass. Wenn du dein Land  
  verlässt, sammelst du nicht vorher noch Beweise über das, was passiert, du gehst einfach. Alle  
  wissen, wie die Zustände in Saudi-Arabien sind.
 […]
 Ich weiß nicht, wodurch ich depressiv wurde. Es ist nichts Neues passiert, aber ich fühle es.  
 Manchmal wache ich morgens um 1 Uhr auf und frag mich, was das Problem ist. Von Zeit zu Zeit  
 habe ich Alpträume, in denen ich mich am Flughafen sehe. Ich hoffe nur darauf frei sein zu  
 können, aber ich bin ein Feigling. […]
 Ich weiß nicht, wie lange ich hier bleiben muss. Dieser Ort bringt mich um. Wir hören die  
 Propaganda über Menschenrechte, aber in der Realität gibt es sowas hier nicht.“86
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In den letzten Monaten wurden in vielen Landkreisen und kreisfreien Städten neue Sammelunterkünfte 
geplant bzw. eröffnet. Das sollte aber nicht zu einer Verstetigung dieser Unterbringungsform führen. 
Die Unterbringung in Gewerbegebieten ist nicht akzeptabel. Eine Platzkapazität von 50 Plätzen sollte 
nicht überschritten werden. Die Unterkünfte sollten Wohnungscharakter haben (statt Gemeinschafts- 
toiletten und -küchen). Eine ggf. erforderliche Bewachung durch integres und speziell geschultes Wach-
personal sollte unverzüglich sichergestellt sein.

Auch in den bestehenden Sammelunterkünften halten wir eine Mindestwohnfläche von sieben Qua-
dratmetern pro Person als völlig unzureichend und nicht für würdevoll. Es existieren keine Rückzugs-
räume, keine Privatsphäre.

Soziale Spannungen und erhebliche psychische Belastungen werden provoziert bzw. verstärkt, wenn 
Menschen auf so engem Raum zusammen leben müssen. Zudem bedarf es einer Festlegung auf eine 
maximale Höchstdauer des Wohnens in einer Sammelunterkunft. Diese sollte drei Monate nicht über-
schreiten und ein dezentrales Wohnen nach sich ziehen.

Gemeinschaftsunterkünfte müssen nicht gesondert nachweisen, dass sie geeignete Lebensorte für Kinder  
sind. Aufgrund der besonderen Schutzbedürftigkeit von Kindern und Jugendlichen empfehlen wir,  
mindestens halbjährliche Kontrollen durch das örtlich zuständige Jugendamt vorzunehmen mit Blick 
auf die Einhaltung von kindgerechten Standards, z. B. betreffend der Wohnsituation (Schutz der Familie;  
Privatsphäre; Rückzugsräume für Kinder), sanitärer Einrichtungen/hygienischer Standards, Gelände/
Umfeld (Sicherheit, Spielplätze) etc.88 Die in den Gemeinschaftsunterkünften vorgehaltenen Spiel- 
zimmer sollten den Kindern täglich und ganztags zugänglich sein.89

Fazit

 ؚ Um die Teilhabe und Integration der Geflüchteten an der deutschen Gesellschaft zu fördern,  
muss die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften so kurz wie möglich gestaltet werden.

 ؚ Die Verpflichtung, in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften zu wohnen, muss früher als nach 
drei Jahren beendet werden. Drei Jahre in einer sogenannten Gemeinschaftsunterkunft sind zu 
lang.

 ؚ Die Vermischung der Unterbringungssituation mit asylverfahrensrechtlichen Gesichtspunkten ist  
zu unterlassen; Unterbringung darf keine Strafe oder ein verstecktes Druckmittel darstellen.

 ؚ Begrenzung der Kapazitäten der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte, einschließlich der Reserve 
auf 50 Plätze, muss durchgesetzt werden. Je größer die sogenannte Gemeinschaftsunterkunft, desto 
größer die Folgeprobleme.

 ؚ Eine Schließung von Unterkünften in abgelegener Lage und mit kasernenartigem Charakter hat mit 
Bezug auf 2.1 der Leitlinien aus Sicht des Flüchtlingsrats schnellstmöglich zu erfolgen, um Teilhabe 
und Integration zu fördern.

 ؚ Ein Verfahren der Früherkennung und Begleitung von Traumatisierten sollte im Konzept zur Beratung 
und Begleitung wiederzufinden sein sowie gleichermaßen die Unterbringungssituation des Einzelnen 
bestimmen.

 ؚ Der Personalschlüssel zur sozialen Beratung und Betreuung ist zu niedrig angesetzt. Er sollte un- 
bedingt erhöht werden, damit die Personalabdeckung durchgehend gewährleistet ist. Dabei  
sollten ebenfalls die Arbeitszeiten an Wochenenden bzw. evtl. Spätdienste und Urlaubszeiten  
entsprechend berücksichtigt werden.

88 Es gilt hier die UN-Kinderrechtskonvention umzusetzen. Die Bundesrepublik Deutschland hat 1992 trotz anhaltender Proteste die UN-Kinder- 
rechtskonvention unter ausländerrechtlichen Vorbehalten unterzeichnet. 2010 beschloss die Bundesregierung die bei der Ratifizierung  
der UN-Kinderrechtskonvention abgegebene Vorbehaltserklärung zurückzunehmen. Der Art. 3 Abs. 1 UN-KRK gilt somit uneingeschränkt.  
Es besteht somit die Pflicht der Behörden und politischen Entscheidungsträger*innen sowie der Gerichte, den Vorrang des Kindeswohls 
umzusetzen und abzusichern.

89 Vgl. 2.4. „Räumlichkeiten, individuelle Belange bei der Unterbringung“ der Leitlinie für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht 
dauerhaft aufenthaltsberechtigten Ausländern, RdErl. des MI vom 15.01.2013 – 34.11-12235/2-24.10.1.4.3.
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Dezentrale Einzelunterkünfte

Nachdem die problematischen Aspekte der regelmäßigen Zwangsunterbringung in sogenannten Ge-
meinschaftsunterkünften ausführlich dargestellt wurden, soll es im Folgenden um die dezentrale Ein-
zelunterbringung oder auch Wohnungsunterbringung gehen, deren Gestaltung keine Berücksichtigung 
in den Leitlinien erfährt.

Die Wohnungsunterbringung bietet im Vergleich zur Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften 
zahlreiche Vorteile für alle Beteiligten (s.u.). Deshalb lautet die Forderung von Pro Asyl, der Landtags-
fraktion der Grünen und Linken sowie des Flüchtlingsrates, die bestehenden Spielräume zu nutzen und 
die Geflüchteten möglichst schnell und möglichst oft in Wohnungen unterzubringen.

Die Landesregierung interpretiert die bundesrechtlichen Vorgaben zwar als Verpflichtung zur Unter-
bringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften, erwähnt aber auch den Spielraum für die Ab-
wägung durch Länder und Kommunen im Rahmen von Einzelfallprüfungen – wobei das öffentliche 
Interesse und die Belange der Asylbewerber*innen berücksichtigt werden könnten.

Damit können Landkreise und Kommunen auf die Einrichtung von Gemeinschaftsunterkünften verzichten 
und alle Geflüchteten in Wohnungen unterbringen, wie es zum Beispiel die Stadt Dessau-Roßlau und die 
Landkreise Mansfeld-Südharz und Wittenberg überwiegend praktizieren. Sollte die Leitlinie als Gesetz 
formuliert werden oder einen gesetzesähnlich bindenden Charakter für die Kommunen und Landkreise 
bekommen, müssen diese Spielräume erhalten bleiben.

 ؚ Spielräume für Wohnungsunterbringung erhalten und nutzen.

Nach den Leitlinien in Sachsen-Anhalt fehlt bei der Definition von „Wohnung“ die Bestimmung de-
zentraler Unterbringung der Geflüchteten, die erfordert, dass selbige in Wohnungen in unmittelbarer 
Nachbarschaft zur ansässigen Bevölkerung untergebracht werden, damit keine Segregation, Isolation 
und Stigmatisierung erfolgt. Von Blockanmietungen ist abzusehen, da der Charakter zur sogenannten 
Gemeinschaftsunterkunft kaum zu unterscheiden ist.

 ؚ Wohnungsunterbringung als Unterbringung in der Mitte Gesellschaft definieren

Vorteile der Wohnungsunterbringung
Wie erwähnt hat die Wohnungsunterbringung erhebliche Vorteile für die Geflüchteten, aber auch für 
das Land, die Landkreise und Kommunen. 

Diese Vorteile werden im Folgenden aufgeführt:

• Die Wohnungsunterbringung ist eine menschenwürdigere Unterbringung
Die Wohnungsunterbringung ermöglicht den Geflüchteten ein selbstbestimmteres Leben. Den Ge-
flüchteten erspart eine angemessene Wohnungsunterbringung den sozialen Stress, mit hunderten 
unbekannter Menschen auf engstem Raum zu leben. Die Wohnungsunterbringung reduziert die Wahr-
scheinlichkeit der Verbreitung ansteckender Krankheiten; und dort, wo sie doch auftreten, wird die 
Zahl der Betroffenen reduziert, und die Heilungschancen steigen.

Nur weil Menschen den gleichen Aufenthaltsstatus erhalten, werden sie dadurch nicht zu einer homo-
genen Masse. Die Bedürfnisse und Integrität des Individuums müssen respektiert werden.

• Die Wohnungsunterbringung fördert Integration und den Abbau von Vorurteilen
Das politische Ziel der Integration von Geflüchteten in die Gesellschaft wird besser durch die Wohnungs-
unterbringung gefördert als durch die Konzentration großer Gruppen von Geflüchteten an einzelnen 
Orten. Das räumte auch die Landesregierung ein in der Antwort auf die große Anfrage der Landtags-
fraktion von Bündnis 90 / Die Grünen: Da „eine Unterbringung in Wohnungen in der Regel mehr Möglich-
keiten der Begegnung mit der einheimischen Bevölkerung eröffnet, kann diese zum Abbau wechsel-
seitiger Vorurteile beitragen.“ (Landtag von Sachsen-Anhalt Drucksache 6/3117 vom 19.5.2014 S. 3).

Die Geflüchteten können sich durch den Kontakt mit den Nachbar*innen schneller und besser ver-
ständigen.

• Die Wohnungsunterbringung reduziert den Wohnungsleerstand
Der Wohnungsleerstand ist in Sachsen-Anhalt besonders hoch (9,4 Prozent) – bei einem Bundesländer- 
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vergleich mit Daten von 2011 war der Leerstand nur in Sachsen noch höher. Die Wohnungsanbieter*- 
innen würden davon profitieren, wenn möglichst viele Geflüchtete in Mietwohnungen untergebracht 
würden.

 ؚ Je kleiner die Einheiten der Unterbringung sind, desto selbstbestimmter können die Menschen leben.

 ؚ Je kleiner die Einheiten der Unterbringung sind, desto flexibler können die Objekte entsprechend 
des Hygiene-Rahmenplans evakuiert werden.

 ؚ Bei veränderter Asylantragslage können die Kapazitäten durch Anmietung und Kündigung flexibler 
gesteuert werden.

 ؚ Grundsätzlich ist die Wohnungsunterbringung der Unterbringung in sogenannten Gemeinschafts-
unterkünften vorzuziehen.

 ؚ Je kleiner die Wohneinheiten sind, in denen die Menschen leben, desto geringer sind die Belastungen 
für die/den Einzelnen durch Lärm, sozialen Stress und desto geringer sind gesundheitliche Risiken.

 ؚ Der Zugang zur Gesellschaft und der Abbau rassistischer Vorurteile in der Bevölkerung ist mit kleineren 
Wohneinheiten in der Mitte der Gesellschaft besser möglich.

• Die Wohnungsunterbringung ist kostengünstiger
Ein Vorteil, der an dieser Stelle besondere Beachtung finden soll, ist der Kostenfaktor. Befunde 
aus Thüringen und Hessen sprechen dafür, dass die Unterbringungskonzepte, die auf angemietete  
Wohnungen setzen, weniger Kosten verursachen. Dies ist ein starkes Argument für die Landkreise, 
kreisfreien Städte und Kommunen.

Beispiel Thüringen: Einzelunterbringung ist im Durchschnitt günstiger

In vielen Bundesländern gibt es keine Transparenz über die Kosten der Unterbringung von Geflüchteten. 
Thüringen bildet hier eine Ausnahme. Das Land verfügt über eine relativ vollständige Statistik, in der verschiedene 
Unterbringungsformen nach ihren Kosten verglichen werden können. Wendel kommt zu dem Ergebnis, dass bei 
der Unterbringung in Einzelwohnungen die durchschnittlichen Kosten 2341,67 Euro pro Person und Jahr betragen, 
während die Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft sich im Durchschnitt auf 2601,21 Euro pro Person 
und Jahr beläuft

(Wendel 2014: 32).

Da die Wohnungsmieten als ein wesentlicher Kostenfaktor identifiziert wurden, steht zu vermuten, 
dass die Wohnungsunterbringung in Sachsen-Anhalt wesentlich günstiger als in Hessen und Thüringen 
zu realisieren ist, während die Kosten für die Gemeinschaftsunterkünfte vergleichbar sein dürften 
(Einrichtung, Betrieb, Bewachung).

Der Wohnungsleerstand in Sachsen-Anhalt war 2011 mit 9,4 Prozent sehr hoch, daher sind die Mieten  
wesentlich niedriger als in Hessen (Leerstandsquote 3 Prozent) und in Thüringen (Wohnungsleerstand 6,8 
Prozent). In Sachsen-Anhalt lag 2013 die durchschnittliche Bruttokaltmiete der Wohngeldempfänger*- 
innenhaushalte mit 5,89 Euro pro Quadratmeter unterhalb des bundesdeutschen Durchschnitts von 
7,01 Euro.90 Zudem steigt die Leerstandsquote mit der Größe der Kommune, was es ermöglicht, die 
Geflüchteten in urbanen, mit Infrastruktur besser ausgestatteten Regionen unterzubringen. Diese 
Kommunen sind vermutlich auch eher in der Lage, Geflüchtete sozial zu integrieren, als dies in kleineren 
Gemeinden der Fall ist (Statistische Ämter des Bundes und der Länder o. J.).

Beispiel Hessen: Einzelunterbringung ist im Durchschnitt günstiger

Zu dieser Bewertung kam der hessische Landesrechnungshof. In vier von fünf Landkreisen war die Unterbrin-
gung in Wohnungen günstiger als die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften. Wesentliche Faktoren, die 
eine Unterbringung in Wohnungen verteuern könnten, sind die Erstausstattung, die im ersten Jahr eine solche 
Wohnung verteuert, und die Höhe der Mietkosten. Die Gemeinschaftsunterkünfte werden wegen hoher Fixkosten 
und langfristiger Mittelbindung kritisiert. 

(Kommunalbericht 2013 n.d.: 125 ff.)

Die Wohnungsunterbringung ist aus humanitären, aber auch aus finanziellen Gründen vorteilhaft für 
das Land, die Landkreise, kreisfreien Städte und die Kommunen.

90 Wohngeld- und Mietenbericht 2014. Unterrichtung durch die Bundesregierung, BT-Drs. 18/6540, S. 125. „Die durchschnittliche Bruttokalt-
miete belief sich laut der aktuellsten Erhebung im Rahmen des SOEP des DIW im Jahr 2013 auf 7,01 Euro je Quadratmeter und Monat (alte 
Länder: 7,33 Euro je Quadratmeter; neue Länder: 6,29 Euro je Quadratmeter).“ Ders., S. 23.
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Die Gestaltung von Wohnungsunterbringung –  
Spielräume nutzen, Selbstbestimmung ermöglichen
Die Leitlinien regeln vor allem Qualitätsstandards der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte. Die Art 
und Weise der Wohnungsunterbringung bleibt daher weitgehend ungeregelt. Aber auch bei der Woh-
nungsunterbringung ist es wichtig, Mindeststandards zu formulieren.

Es bedarf daher der Formulierung von Mindeststandards, die die „Anforderungen an die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften“ auf keinen Fall unterschreiten dürfen und darüber hinaus weitere Aspekte 
regeln, wie zum Beispiel das Problem der Kaution bei privater Anmietung.

Ebenso bedarf es spezieller „Grundsätze der sozialen Beratung und Betreuung“ analog zu denen der Ge-
meinschaftsunterkünfte sowie Regelungen zur medizinischen Versorgung im Rahmen der Wohnungs-
unterbringung. Diese müssten so organisiert sein, dass die Menschen diese Angebote beispielsweise 
ohne zusätzliche Fahrtkosten in Anspruch nehmen können.

Die Unterbringung von Geflüchteten in Wohnungen darf nicht dazu führen,  
dass die öffentlichen Stellen sich zu Lasten der Geflüchteten aus der Verantwortung ziehen.
Bisher sehen die Leitlinien vor, dass die für die Menschen angemieteten Wohnungen und Gemein-
schaftsunterkünfte „in einem oder im Anschluss an einen bebauten Ortsteil liegen. Medizinische, schulische 
und andere Einrichtungen des täglichen Lebens sollten sich in örtlicher Nähe befinden. Soweit sie nicht 
in der Nähe sind, soll eine regelmäßige Verkehrsanbindung des ÖPNV mit zumutbarem Zeitaufwand 
erreichbar sein.“

Diese Regelung sollte beibehalten werden.

Ansonsten wird in den Leitlinien die Wohnungsunterbringung nicht geregelt. Daher gibt es viele  
Möglichkeiten der Ausgestaltung für Landkreise, kreisfreie Städte und Kommunen, von denen einige 
sehr problematisch sind.

Vockerode – Wie Wohnungsunterbringung nicht praktiziert werden sollte.

Ein Negativbeispiel für die Unterbringung von Geflüchteten in Wohnungen ist Vockerode im Landkreis Wittenberg.
Nachdem die Gemeinschaftsunterkunft in Möhlau vom Landesverwaltungsamt wegen gravierender Mängel ge-
schlossen wurde, stand der Landkreis unter Zugzwang. Im Dezember 2012 wurden 170 Menschen aus Möhlau 
in einem leerstehenden Plattenbaukomplex in dem 1.300 Menschen zählenden Ort Vockerode einquartiert. Der 
Landkreis bezeichnet die Unterbringung als „dezentrale Wohnungsunterbringung“ und verweist darauf, dass es 
sich um jeweils abgeschlossene Wohnungen handele. Die Kapazität der „Unterbringung anderer Art“ (Antwort 
auf die große Anfrage der Grünen) wird mit 164 Plätzen angegeben. Die Unterbringung in Vockerode erhielt zu 
Beginn des Jahres 2016 zunehmend öffentliche Aufmerksamkeit. Anfang Februar waren dort 750 Geflüchtete 
untergebracht.91

Vockerode ist ein Beispiel für die Lücken der Leitlinien und dafür, was in Zukunft bezüglich Wohnungsunter-
bringungen geregelt, bzw. vermieden werden sollte.
• Vockerode fällt nicht unter die Leitlinien, da es sich nicht um eine sogenannte Gemeinschaftsunterbringung 

handelt.
• Die Gebäude befinden sich zwar im Ort, aber der Ort hat kaum Infrastruktur und liegt weitab von Infrastruktur- 

einrichtungen (Supermarkt, Sprachkurse, Ämter etc.).
• Die Konzentration von vielen Geflüchteten auf wenige Gebäude verhindert die Integration in die örtliche 

Gesellschaft.
• Die Geflüchteten werden in Vockerode zwangsweise untergebracht.
• Das Sozialamt weigert sich, die durch die abgelegene Lage anfallenden Fahrtkosten der Geflüchteten zu 

übernehmen.
• Der Landkreis fordert die Einhaltung der Hausordnung ein, die den Bewohner*innen jedoch nicht bekannt ist.
• Bei Bezug müssen die Bewohner*innen eine Unterschrift leisten auf einem Schriftstück, dass ihnen nicht 

übersetzt wird und von dem sie keine Kopie erhalten.
• Den Geflüchteten werden zu wenig Beratungs- und Betreuungsangebote gestellt.

Diese Problematik hat die Initiative NoLagerHalle so formuliert: „Der Landkreis Wittenberg hat die von Seiten 
der Geflüchteten geäußerte Forderung nach dezentraler Unterbringung insofern unterwandert, als dass er die 
de facto existierende Lagerunterbringung vor einiger Zeit in ‚zentrale Wohnungsunterbringung‘ umdefiniert hat 
– schließlich hätten ja alle ihren eigenen Briefkasten. Doch das ist bürokratische Augenwischerei und hat mit 
einem selbstbestimmten Leben für alle nicht das Geringste zu tun.“

91 Vom 04.02.2016: http://www.mdr.de/sachsen-anhalt/dessau/vockerode-fluechtlinge-haseloff100.html, Stand: 29.02.2016.
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Aufgrund der Erfahrungen mit Vockerode wird deutlich, dass es ebenfalls Leitlinien oder besser noch 
Qualitätsstandards für die Wohnungsunterbringung von Geflüchteten geben sollte.

 ؚ Mindeststandards für die Wohnungsunterbringung formulieren.

Dabei sind einerseits Aspekte zu definieren wie sie auch schon für die sogenannten Gemeinschafts- 
unterkünfte formuliert wurden (Leitlinien Anlage 1). Damit diese Wohnungen die Führung eines eigenen 
Haushalts ermöglichen, müssen sie mit einer entsprechenden Ausstattung versehen sein: mit einer  
Küche, Kochmöglichkeit, Badezimmer sowie Aufenthalts- und Schlafräumen. Die Fläche pro Person muss 
sich auf den persönlichen Wohnbereich beziehen (ohne Flur, Bad, Küche, Abstellräume) und muss sich 
bei der Wohnraumgröße an den Grundsätzen der Angemessenheit von Wohnraum im SGB II orientieren.  
Insgesamt sollten für die Wohnungsunterbringung Mindeststandards dieser Art definiert werden.  
Zudem bedarf es des klaren Schutzes der Privatsphäre gegenüber VermieterInnen und der Möglichkeit, 
den Wohnraum individuell zu gestalten. Post muss individuell und unverzüglich zustellbar sein.

Die Selbstbestimmung der Geflüchteten in den Wohnungen
Die Selbstbestimmung der Geflüchteten sollte zum zentralen Ziel eines Konzeptes des Landes zur Unter- 
bringung und Betreuung werden. Ein wesentliches Element dafür stellt die Unterbringung in eigenen 
Wohnungen dar.

Definition von Wohnungsunterbringung durch die Landesregierung

„Die Begriffe ‚Gemeinschaftsunterbringung‘, ‚dezentrale Unterbringung‘ und ‚dezentrale Wohnungsunter- 
bringung‘ sind nicht gesetzlich oder amtlich definiert. Die ‚Gemeinschaftsunterbringung‘ betrifft regelmäßig 
die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften. Die ‚dezentrale Unterbringung‘ bzw. ‚dezentrale Wohnungs- 
unterbringung‘ hingegen betrifft regelmäßig die Unterbringung in Wohnungen.
Nach den Unterbringungsleitlinien sowie den damit in Zusammenhang stehenden Verwaltungsvorschriften  
wird als `Wohnung‘ jede baulich abgeschlossene Raumeinheit, unabhängig von der Anzahl der darin enthaltenen 
Räume verstanden, die zum Wohnen und Schlafen geeignet ist, hierzu von einer Person allein oder mehreren 
Personen gemeinsam eigenverantwortlich und selbständig genutzt wird und durch einen eigenen Eingang un-
mittelbar von einem Treppenhaus, einem Vorraum oder von außen betreten werden kann. Der Wohnungsbegriff 
der Unterbringungsleitlinien setzt somit eine eigenverantwortliche und selbständige Nutzung durch den oder 
die Bewohner voraus. Eine fremdbestimmte Nutzungszuweisung und Nutzungsausgestaltung, die keinen oder 
nur einen geringen Spielraum für eigenverantwortlich, selbständige Entscheidungen der Bewohner bietet, ist 
daher keine Wohnungsnutzung im Sinne der Unterbringungsleitlinien. Demzufolge sind Raumeinheiten, die 
zwar baulich abgeschlossen sind und durch einen eigenen Eingang betreten werden können, aber ausschließlich 
der Verwaltung und Bewirtschaftung durch eine Hausverwaltung oder Heimleitung unterliegen, welche den 
Bewohnern die Raumeinheit zuweist und den Ablauf der Nutzung, z. B. im Hinblick auf Reinigungszyklen, Wasch-
tage, Sozialbetreuung etc. dergestalt regelt, dass den Bewohnern kaum selbständige Entscheidungen obliegen, 
keine Wohnungen im Sinne der genannten Vorschrift.“

Aus der Antwort der Landesregierung auf die Große Anfrage der Fraktion Bündnis90/Die Grünen Drs. 6/4056

Dies sollte in den entsprechenden Regelungen deutlicher formuliert werden.

Von dieser konkretisierten Definition ausgehend handelt es sich bei Vockerode weder um eine Wohnungs- 
unterbringung noch um eine Gemeinschaftsunterkunft, und es stellt sich die Frage, welchen Regelungen 
diese Variante unterliegt.

 ؚ In jedem Fall bedarf es einer klareren Regelung, welche Arten der Unterbringung zulässig sind, und 
einer Formulierung von Mindeststandards, die nicht unterschritten werden dürfen.

Es bedarf folgender weiterer Bestimmung:

 ؚ Die dezentrale Unterbringung sollte als Wohnung inmitten der Bevölkerung definiert werden.
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„Eine verordnete Unterbringung in Wohnungen in Wohnblöcken mit ausschließlich Ausländer_- 
  innen setzt unserer Meinung nach den Charakter einer Gemeinschaftsunterbringung mit den ihr  
  verbundenen Eigenschaften und Folgen fort und stellt keine qualitative Verbesserung dar. Die  
  jüngste politische Entwicklung mit rassistischer Stimmungsmache gegen Flüchtlinge durch die  
  NPD in Vockerode belegt diese Einschätzung.“ 

(Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt e.V. 2013)92

Diese Wohnungen können entweder von Städten und Gemeinden gestellt werden oder – bevorzugt –  
von den Geflüchteten mit entsprechender Unterstützung selbst gesucht werden. Sinnvoll ist ver- 
mutlich eine zeitlich begrenzte Erstaufnahme in einer betreuten Wohngemeinschaft in der Kommune  
bzw. kreisfreien Stadt, die auf den späteren Übergang in eine eigene, mit Unterstützung gesuchte  
Wohnung vorbereitet.

 ؚ Forderung nach einem Übergangsmanagement.

Auch wenn ein – möglichst frühzeitiger – Auszug aus der sogenannten Gemeinschaftsunterkunft und 
der Einzug in Wohnungen möglich sein sollte, bedarf dies eines begleitenden Übergangsmanagements. 
Wird die sozialarbeiterische Begleitung nicht durch einen entsprechenden Personalschlüssel angemessen 
gewährleistet, sind Probleme absehbar. Insbesondere sind mit den Verhältnissen vor Ort nicht ver- 
traute Geflüchtete oft nicht in der Lage, ihre Interessen gegenüber Vermieter*innen ohne Unterstützung 
angemessen zu wahren. Der Abbau des sozialen Wohnungsbaus in den vergangenen Jahrzehnten er-
schwert die Lage zusätzlich. Zu fordern ist in diesem Kontext auch die Umsetzung eines Paketes von 
Maßnahmen zur Erleichterung der Wohnungssuche durch die Länder – wie es u. a. in Berlin, Bremen 
schon geschieht – sowie der Vermietung von städtischem Wohneigentum (Wendel 2014: 87).

 ؚ Forderung nach Maßnahmen zur Erleichterung der Wohnungssuche.

Geflüchtete haben auf dem Wohnungsmarkt auch mit sozialarbeiterischer Betreuung oft sehr schlechte 
Chancen. Deshalb sollten Maßnahmen zur Erleichterung der Wohnungssuche ergriffen werden, wie sie 
schon in den Bundesländern Bremen, Berlin und Schleswig-Holstein erfolgreich waren.

•	 Definition angemessener Unterkunftskosten durch örtlich variable Mietobergrenzen in Anlehnung an 
SGB II und XII

•	 Übernahme von Mietkautionen
•	 Übernahme von Maklerprovisionen
•	 Ausstellen von Wohnberechtigungsscheinen
•	 Verträge mit Wohnungsbaugesellschaften zur Bereitstellung eines geschützten Wohnungssegments 

für Geflüchtete
•	 Investorenmodell zum Neubau von Sozialwohnungen
•	 Auszugsmanagement, was Aufgaben umfasst wie die Akquisition von Wohnungen, die Beratung von 

Flüchtlingen bei der Wohnungssuche, die Vorbereitung auf die eigene Wohnung bis hin zur Konflikt-
mediation mit der Nachbarschaft (s. Wendel 2014: 66).

Den aktuellen Ausbau der dezentralen Unterbringung in Wohnungen begrüßen wir als Flüchtlingsrat 
Sachsen-Anhalt. Damit Flüchtlinge hier eine menschenwürdige und respektvolle Aufnahme finden, 
sind Mindeststandards jedoch auch für die dezentrale Unterbringung notwendig. Der Grundsatz der Er-
reichbarkeit von Einrichtungen des täglichen Lebens und der ausreichenden Infrastruktur vor Ort muss  
gleichermaßen beachtet werden.

92 Positionspapier Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt zum Runderlass des Ministeriums für Inneres und Sport mit  Leitlinien zur Flüchtlingsunter-
bringung vom 15.1.2013.
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Der Zugang zur sozialen Betreuung muss gewährleistet und in geeigneter Weise bekannt gemacht  
werden. Es bedarf Einrichtungen und Orten in den Kommunen, die den Flüchtlingen als Anlaufstelle in 
Beratungsfragen sowie als Ort des gegenseitigen Kennenlernens und Unterstützens dienen.

Die Bedürfnisse von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien müssen beachtet werden (ausreichend 
Rückzugsraum für schulpflichtige Kinder, Möglichkeit der getrennten Schlafzimmer für Eltern und  
Kinder, geeignete sanitäre Möglichkeiten für Babys und Kleinkinder, etc.).

Um von den Erfahrungen der einzelnen Landkreise und Kommunen zu gelungenen Maßnahmen und 
Strategien gegenseitig zu profitieren, sollte ein regelmäßiger Austausch zwischen den Landkreisen und 
kreisfreien Städten stattfinden. Eine Förderung von Modellprojekten für gute Unterbringung und Auf-
nahme vor Ort (sowohl für Landkreise als auch für kreisfreie Städte) ist wünschenswert.

Auch die Wohnraumversorgung unmittelbar nach Erhalt einer Aufenthaltserlaubnis muss in den  
Planungen berücksichtigt werden. In der Regel kann es Flüchtlingen nicht innerhalb weniger Tage  
gelingen, geeigneten Mietraum zu finden und den behördlichen Anforderungen beim Sozialleistungs- 
übergang vom Sozialamt zum Jobcenter gerecht zu werden (Mietvertrag, Kaution, Mobiliar, Grundbe-
darf). In den Landkreisen und kreisfreien Städten sollte deswegen ein Übergangsmanagement sicherge-
stellt werden, in dem Berater*innen mit entsprechender Sprachmittlung unterstützen.

Fazit

 ؚ Die Wohnungsunterbringung ist human und allgemein üblich. Sie sollte deshalb aus humanitären 
und gesundheitspolitischen Gründen stets Vorzug vor einer Sammelunterbringung in sogenannten 
Gemeinschaftsunterkünften erhalten.

 ؚ Beratung und Betreuungsangebote sind auch bei Wohnungsunterbringung durch die Kommunen  
zu leisten.

 ؚ Es gilt, Integrationskonzepte für alle Geflüchteten zu erstellen. Die Wohnungsunterbringung bietet 
die besten Voraussetzungen hierfür.

 ؚ Die Leitlinien müssen auch entsprechende Qualitätsstandards für die Wohnungen (Fläche etc.)  
benennen.

 ؚ Wohnungsunterbringungen sollten auch dadurch definiert sein, dass sie die Selbstbestimmung  
der Geflüchteten und eine Integration in die Gesellschaft ermöglichen.
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Kontrolle zur Absicherung der Rechte und Standards

Die in den Leitlinien des Landes formulierten Mindeststandards sind nicht ausreichend, um ein men-
schenwürdiges Leben zu gewährleisten. Dies ist zurückzuführen erstens auf die Beschränkung des Geltungs-
bereichs der Leitlinien auf sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte. Damit werden z. B. Wohnblockan-
mietungen nicht erfasst. Zweitens gewährleisten die Gemeinschaftsunterkünfte keine ausreichende 
Privatsphäre, und ihre Ausstattung ist unzureichend. Letzteres zeigen bereits einfache Rechenbei-
spiele. Drittens steigt durch die dauerhafte Unterkunft in einem Sammellager die Gefahr, zu erkranken.  
Viertens fehlt in den Leitlinien ein umfassendes Konzept zur Förderung der Teilhabe und Integration 
sowie die Einbeziehung der Geflüchteten, um Missstände abzuwenden.

Hier soll ein weiterer Aspekt diskutiert werden, der die Umsetzung der Empfehlungen zur Unterbringung 
betrifft. Zielkonflikte der beteiligten Akteur*innen führen zu suboptimalen Ergebnissen. So unterscheiden 
sich die Interessen des Landes und der Kommunen wie auch der privaten Betreiberfirmen, welche in 
Fragen der Kontrolle und Finanzierung wichtig werden. Zudem werden wichtige Akteur*innen außen vor 
gelassen, so dass deren berechtigte Interessen an einer Verbesserung der Situation gar nicht erst gehört 
werden. Dies trifft insbesondere auf die Geflüchteten selbst zu.

Fehlende Sanktionen
Die Leitlinien sehen unter Punkt 4 ein Monitoring der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte in Sachsen- 
Anhalt vor. Auf Basis dieser Ergebnisse, die seit Anfang 2015 vorliegen, soll geprüft werden, inwieweit 
den Empfehlungen in den Aufnahmekommunen gefolgt wurde. Dieses Monitoring wird durch das Landes-
verwaltungsamt durchgeführt und es finden angekündigte, aber auch unangekündigte Kontrollen in 
einem Großteil der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte und angemieteten Wohnblöcke statt.

Allerdings sind keine Sanktionen vorgesehen, sollten die Empfehlungen nicht eingehalten werden. Erst 
wenn die Leitlinien mehr als einen empfehlenden Charakter besitzen und die Mindeststandards für Ge-
meinschaftsunterkünfte gesetzlich verankert werden, können Sanktionen gegenüber den Kommunen 
durchgesetzt werden.

Sanktionen könnten wiederum die Kommunen gegenüber privaten Betreiberfirmen bereits über die 
Vertragsgestaltung zur Unterbringung durchsetzen. Diese Verträge werden von den einzelnen Landkreisen 
und kreisfreien Städten mit den privaten Betreiberfirmen verhandelt. Ihr Inhalt kann daher sehr unter-
schiedlich ausfallen. Die inhaltliche Kontrolle, ob die Verträge der Sache nach eingehalten werden, ob-
liegt den Kommunen als Vertragspartnerinnen.

Die Kontrolle der Gemeinschaftsunterkünfte darf keine einmalige Sache bleiben. Die Unterbringung 
der Geflüchteten ist eine ständige Aufgabe, und ebenso fortlaufend müssen Land, Kommunen und die 
kreisfreien Städte die Bedingungen der Unterbringung prüfen.

Bislang wird nur ein Monitoring für die Gemeinschaftsunterbringungen durchgeführt. Es ist begrüßens-
wert, dass dies auch auf die Unterbringungen anderer Art ausgedehnt wurde. Solange keine Sanktions-
möglichkeiten und kein Beschwerdemanagement existieren, wird ein Monitoring ins Leere laufen.

Finanzierung
Die Finanzierung der Unterbringung Geflüchteter wird in Sachsen-Anhalt über einen pauschalen Finanz- 
ausgleich geregelt. Die Kosten, die den Landkreisen und kreisfreien Städten entstehen, erstattet das 
Land künftig in Form einer vierteljährlich zu zahlenden Fallpauschale. Aufgrund der pauschalen Zu-
weisung, die nicht nur Kosten der Unterbringung, sondern auch die Finanzierung anderer übertragener 
Aufgaben umfasst, gibt es keine Transparenz bei der Finanzierung der Unterbringung. Die Kosten der 
Unterbringung sind je nach Art der Unterbringung und den geschlossenen Verträgen mit Vermietenden 
und Betreiberfirmen von Kommune zu Kommune unterschiedlich.

 ؚ Daher muss die Transparenz der Finanzierung und Kosten landesweit garantiert werden.
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Dies sieht das bisherige Monitoring nicht vor, u. a. da hier nur die sogenannten Gemeinschaftsunter-
künfte in den Blick geraten. Die Erweiterung müsste auf die Formen dezentraler und Wohnungsunter-
bingung innerhalb eines erweiterten Monitorings erfolgen.

Da keine Spitzabrechnung erfolgt, sondern die Kostenerstattung über einen pauschalen Finanzaus-
gleich stattfindet, haben die Kommunen ein starkes Interesse an Kostensenkungen im Bereich der  
Unterbringung. Das führt dazu, dass durch die Kommunen günstige Angebote der Unterbringung bevor-
zugt werden.

Tagessätze

Für Anhalt-Bitterfeld, Bördekreis, Halle (Saale), Harz, Jerichower Land und den Salzlandkreis hat die Landes- 
regierung Informationen zu Tagessätzen in verschiedenen Gemeinschaftsunterkünften für 2012 und 2013 zu-
sammengestellt. Im Durchschnitt betrugen die Tagessätze 2012: 7,83 € und 2013: 7,71 €, wobei es Unterschiede 
von bis zu 3 € gab.

Daher kann es geschehen, dass Kommunen am Weiterbetrieb auch mangelhafter Unterkünfte interessiert 
sind und die Kontrollen durch die jeweilige Kommune weniger streng ausfallen. Dies gilt, solange mit 
den zwar günstigen aber womöglich unzulänglichen Angeboten der Unterbringung eine Kostenein- 
sparung möglich scheint. Als ein weiteres Interesse der Kommunen bei Betrieb einer sogenannten Ge-
meinschaftsunterkunft erscheint, die Größe der Unterkunft zu erhöhen und die Auslastung der Kapazi-
täten sehr hoch zu halten, damit die Fixkosten sinken können. Damit werden die Probleme der sozialen 
Dichte, wie bereits beschrieben, verstärkt. Zudem wird die Ausstattung und Bausubstanz stärker bean-
sprucht, was Ersatzinvestitionen nach sich ziehen müsste. Solange jedoch hier mit geringer Kontroll- 
intensität und fehlenden Sanktionen Einsparungen möglich sind, muss mit einer Verschlechterung der 
Unterbringung der Menschen gerechnet werden.

Um eine Verschlechterung der Unterbringungssituation zu verhindern, ist eine transparente kosten-
deckende Finanzierung sowie Abrechnung und Kontrolle der Ausgaben geboten.

Die Tagessätze zur Unterbringung errechnen sich aus den kalkulierten monatlichen Gesamtkosten der 
Unterkunft und hängen nach Auskunft der Landesregierung von ganz verschiedenen Faktoren ab, wie 
z. B. „Personalkosten, die Kosten aus dem Erwerb bzw. der Miete sowie der Unterhaltung der Liegen-
schaft und die laufenden Verbrauchskosten (Wasser, Strom etc.)“ und insbesondere „der Lage auf dem 
Immobilienmarkt“ (Große Anfrage Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, LT ST Drs. 6/2888, 19.05.2014). 
Eine Prüfung der Berechnung durch das Landesverwaltungsamt erfolgt nicht.

Angesichts der hohen Leerstandsquote auf dem Immobilienmarkt in weiten Teilen Sachsen-Anhalts  
haben auch die Immobilienbesitzenden und Wohnungsbaugesellschaften ein Interesse an Vermietung. 
Dies kann für die Unterbringung in Wohnungen genutzt werden, da die Mietpreise im Bundesvergleich 
günstig sind. Allerdings sollten die Kommunen von einer Anmietung ganzer Wohnblöcke absehen, 
da Isolation und Stigmatisierung der dort untergebrachten Menschen durch die zentralisierte Unter- 
bringung weiterhin ein Problem bilden. Auch die Vermieter*innenseite hat bei der Vermietung von 
Wohnraum ein Interesse daran, dass dann die Betreuung vor Ort ausreichend abgedeckt ist.

 ؚ Die Wohnungsunterbringung inmitten der Bevölkerung ist eine Notwendigkeit.

Rechte der Geflüchteten
Die Gruppe der Geflüchteten kann sich durch politischen Protest und über Heimbeiräte Gehör verschaffen. 
Die Heimbeiräte haben aber nur Gewicht innerhalb der sogenannten Gemeinschaftsunterkünfte und 
existieren auch bislang nur in sechs Unterkünften ((Große Anfrage Fraktion Bündnis 90/Die Grünen,  
LT ST Drs. 6/2888, 19.05.2014). Zudem sind diese Beiräte nicht-professionelle Interessenvertretungen. 
Sie stehen den privaten Betreiberfirmen, der Heimleitung und den Ämtern gegenüber und sind gleich-
zeitig von ihnen abhängig. Noch dazu werden sie von ihrem Gegenüber nicht notwendigerweise als 
legitime Interessenvertretung anerkannt.

Daher ist es notwendig, die Geflüchteten in ihrer Interessenvertretung zu stärken, z. B. durch Unter-
stützung der Beiräte in ihrer Arbeit sowie durch ein effektives Beschwerdemanagement, das wiederum 
von den Heimleitungen unabhängig ist.
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Dieser Konflikt könnte durch eine Ombudsregelung als Ergänzung und Unterstützung von Beiräten und 
einzelnen Bewohnenden gelöst werden. Eine solche Ombudsregelung könnte ein effektives Beschwerde- 
management gewährleisten. Dies wäre nicht auf die Unterbringungssituation in den sogenannten Ge- 
meinschaftsunterkünften beschränkt, sondern könnte die Geflüchteten, die nicht in sogenannten Gemein- 
schaftsunterkünften wohnen, gegenüber Ämtern unterstützen. Die Stärkung der Rechte der Geflüch-
teten würde frühzeitig Missstände aufdecken helfen und somit ihre menschenwürdige Unterbringung 
fördern.

 ؚ Daher ist es notwendig, unabhängige Ombudsstellen einzurichten und ein Beschwerdemanagement 
zu organisieren, das die Beschwerdeführenden schützt und stärkt.

Wiederholte Kontrollen und Ombudsleute können die Kommunen dazu bringen, stärkere Anforderungen 
und entsprechende Sanktionsmöglichkeiten bei Auftragsvergabe an private Betreiberfirmen zu ver- 
ankern. Ebenso sollten die Behörden dazu aufgefordert werden, wie es bereits der hessische Landes- 
rechnungshof empfohlen hat, das Vier-Augen-Prinzip bei der Änderung von Personendaten von Ge-
flüchteten einzuführen, damit hier kein Anlass zur Beschwerde entsteht und damit betrügerische  
Manipulationen zu Ungunsten der Geflüchteten und der öffentlichen Hand erschwert werden (Hessischer 
Rechnungshof o. J.).

 ؚ Die Einrichtung interner Kontrollmechanismen erschwert missbräuchliche Verwendung von Mitteln 
der öffentlichen Hand.

Fazit

 ؚ Das Monitoring durch das Land muss eine regelmäßige Aufgabe bleiben und weiter entwickelt werden.

 ؚ Die Rechte der Flüchtlinge müssen durch ein geeignetes Beschwerdemanagement gestärkt werden.

 ؚ Zu schaffende Ombuds-Einrichtungen helfen die verschiedenen Interessen von Geflüchteten,  
Kommunen und Betreiberfirmen auszugleichen.

 ؚ Die Kommunen müssen die Verfahren im Umgang mit Geflüchteten transparent gestalten und  
intern Kontrollmechanismen wie das Vier-Augen-Prinzip einführen.

 ؚ Die Kontrolle der sogenannten Gemeinschaftseinrichtungen muss ständige Aufgabe sein.  
Entsprechende Sanktionsmechanismen müssen verankert werden, wie bspw. Vertragsstrafen  
gegen Betreiberfirmen.

 ؚ Transparenz bezüglich der Mittelzuweisungen und Verwendung im Zuge der Aufgabenübertragung 
vom Land an die Kommunen und Landkreise muss hergestellt werden.
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Forderungen für eine menschenwürdige Unterbringung

Der Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt begrüßt den Erlass des Ministeriums für Inneres und Sport mit den 
Leitlinien für die Unterbringung von nicht dauerhaft aufenthaltsberechtigten Ausländer*innen und deren 
soziale Betreuung als ersten Schritt in die Richtung einer Verbesserung der Unterbringung. Es bedarf 
verbindlicher Standards für die Unterbringung und soziale Begleitung, die an die Bedarfe dieser Men-
schen anzupassen sind. Auch die Evaluation der Umsetzung der Leitlinien ist grundsätzlich begrüßens-
wert. Diese Broschüre ist ein Beitrag zur Weiterentwicklung der Leitlinien zu einer verbindlichen und 
umfassenden Regelung.

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seinem Urteil zum Asylbewerberleistungsgesetz vom 18.07.2012 
ausdrücklich entschieden, dass es keine verschiedenen Standards im Existenzminimum von deutschen 
Staatsbürger*innen und Ausländer*innen geben darf und sich hierbei auf das Grundgesetz Art. 1 berufen. 
Wenn gleiche Standards beim Existenzminimum gelten sollen, dann muss dieser Grundsatz auch bei der 
Unterbringung gelten.93 

Vor diesem Hintergrund ist in der vorliegenden Broschüre dargelegt, dass die Leitlinien nicht ausreichen, 
um eine in diesem Sinne menschenwürdige Unterbringung der Geflüchteten zu gewährleisten.

Die vorgelegten Untersuchungen und Forderungen basieren auf den Erfahrungen des Flüchtlingsrates 
Sachsen-Anhalt in der Zusammenarbeit mit Geflüchteten, Unterstützungsinitiativen, anderen Flücht-
lingsräten, Pro Asyl und der Lektüre der einschlägigen Fachliteratur. Diese Forderungen müssen auf unter-
schiedlichen Ebenen gestellt und umgesetzt werden. Ziele hierbei sind stets, die Rechte der Geflüchteten 
zu stärken und ihre gesellschaftliche Teilhabe zu ermöglichen und fördern.

Die Zielsetzung muss sich hier klar ändern: keine Abschreckung – mehr Selbstbestärkung.

Politische Forderungen und Empfehlungen  
an das Land Sachsen-Anhalt

 ؚ Die Rechte der Geflüchteten stärken.

 ؚ Entwicklung eines umfassenden Integrationskonzeptes für geflüchtete Menschen mit qualifizierter 
Beratung, Unterbringung in Wohnungen und mehr Selbstbestimmung für die Geflüchteten.

 ؚ Etablierung eines niedrigschwelligen und unabhängigen Beschwerdemanagements.

 ؚ Implementierung eines Gewaltpräventionskonzept.

 ؚ Verbesserung der Lebensbedingungen in der ZAst und den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften 
durch Qualitätsstandards, unangekündigte Qualitätskontrollen und ein effektives Beschwerde- 
management, das die Geflüchteten stärkt.

 ؚ Verkürzung der Verweildauer in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften auf ein Minimum.

 ؚ Ermöglichung der Anmietung von Wohnraum.

 ؚ Entwicklung eines Übergangsmanagements und Unterstützung bei der Wohnungssuche.

 ؚ Ausweitung der Wohnungsquote einzeln angemieteter Wohnungen.

 ؚ Genaue Definition der zulässigen Unterbringungsformen und Formulierung von Mindeststandards 
für alle Formen der Unterbringung.

 ؚ Verbesserter Zugang der Geflüchteten zur Gesundheitsversorgung durch vollwertige Krankenver- 
sicherung, jedoch mindestens ein niedrigschwelliges Mindestmaß an Absicherung der aktuell zu- 
gesprochenen „Notfallversorgung“ nach dem Vorbild des „Bremer Modell“.

 ؚ Mehr Kostentransparenz bei der Finanzierung der Unterbringungsformen und die Erstellung von 
Statistiken nach dem thüringischen Vorbild.

93 BVerfG, Urteil des Ersten Senats vom 18. Juli 2012 – 1 BvL 10/10 – Rn. (1-140), http://www.bverfg.de/e/ls20120718_1bvl001010.html, 
Stand 10.02.2016.
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Politische Forderungen und Empfehlungen  
an die Landkreise und kreisfreien Städte

 ؚ Die Geflüchteten bei der Wahrnehmung ihrer Rechte unterstützen.

 ؚ Generelle Unterbringung in Wohnungen in der Mitte der Gesellschaft.

 ؚ Unterbringung grundsätzlich nur in Orten, in denen eine entsprechende Infrastruktur mit bedarfs-
gerechter Anbindung an den ÖPNV vorhanden ist.

 ؚ Örtliche Nähe zu medizinischen, schulischen und sonstigen Einrichtungen des täglichen Lebens 
(Einkaufs-, Freizeit-, Bildungsmöglichkeiten, Beratungsangebote) ist, d. h. insbesondere in Ober- und 
Mittelzentren. Ausnahmen sind nach Bedarf der Menschen zu machen.

 ؚ Die Bedürfnisse von Familien, Kindern, Jugendlichen, Frauen, LGBTIQ* bzw. aller besonders Schutz-
bedürftiger müssen bei der Unterbringung bereits berücksichtigt werden.

 ؚ Etablierung eines niedrigschwelligen und unabhängigen Beschwerdemanagements.

 ؚ Implementierung eines Gewaltpräventionskonzept.

 ؚ Der kostenfreie Zugang zum Internet sollte in allen sogenannten Gemeinschaftsunterkünften  
sichergestellt werden.

 ؚ Dolmetscher*innen und Übersetzungskosten müssen mit eingeplant werden, um eine Verständigung 
insbesondere in wichtigen Fragen und Entscheidungen (z. B. Arztbesuche, Behördentermine, Eltern-
gespräche) zu gewährleisten.

 ؚ Entwicklung umfassender Integrationskonzepte für geflüchtete Menschen mit qualifizierten Be-
ratungsangeboten, Unterbringung in Wohnungen in der Mitte der Gesellschaft mit dem Fokus auf 
Selbstbestimmung der Menschen.

 ؚ Prüfung der Notwendigkeit eines Verteilungsschlüssels. Ein Verteilungsschlüssel widerspricht dem 
Grundsatz der Bewegungs- und Entscheidungsfreiheit jeden Individuums.

 ؚ Unterstützung der Geflüchteten bei der Wohnungssuche und Organisation von gut zugänglichen 
Beratungs- und Unterstützungsangeboten.

 ؚ Verkürzung der Verweildauer in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften auf ein Minimum.

 ؚ Verbesserung der Lebensbedingungen in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften durch  
die Gestaltung der Verträge mit den Beitreibenden, unangekündigte Qualitätskontrollen und ein 
effektives Beschwerdemanagement, das die Rechte der Geflüchteten stärkt.

 ؚ Transparenz über die Verträge mit den Betreibenden von Unterkünften insbesondere über Kosten, 
Qualitätskontrolle, Sicherheit und die Abrechnungsweise.

 ؚ Wenn Geflüchtete auf die Landkreise/ kreisfreie Städte verteilt werden, ohne dass ihre Anhörung 
beim BAMF (Bundesamt für Migration und Flüchtlinge) stattgefunden hat, muss sichergestellt 
werden, dass sie die Termine tatsächlich wahrnehmen können. Dazu sollte die derzeitige Praxis 
überprüft werden. Keinesfalls dürfen organisatorische Probleme der Verwaltung und ggf. schlechte 
Anbindung an den ÖPNV negative Auswirkungen auf das Verfahren der Asylsuchenden haben.94

94 Sollte dies nach der Einführung des „Heidelberger Modells“ dennoch weiter praktiziert werden, bedarf es unbedingt der strukturellen 
Sicherstellung der Terminwahrung.
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Politische Forderungen und Empfehlungen  
an die Bundesebene

 ؚ Behandlung der Geflüchteten gemäß der allgemeinen Grundversorgung (SGB XII und II) auf  
der Grundlage von Art 1. GG.

 ؚ Den Zugang der Geflüchteten zu regulären Mietwohnungen ermöglichen bzw. verbessern.  
Der Zugang zu regulärem Wohnraum entspricht der Menschenwürde. Dies muss bei Fragen  
des Sozialen Wohnungsbaus berücksichtigt werden.

ز  Abschaffung des asyl- und sozialrechtlichen Lagerzwangs, der zwingenden Einweisung in  
Erstaufnahmestellen und sogenannte Gemeinschaftsunterkünfte nach §§ 47 und 53 AsylG  
und den Landesaufnahmegesetzen.

ز  Abschaffung des Sachleistungsprinzips im Art. 3 AsylbLG.

ز  Asylsuchende und Geduldete müssen Mietverträge abschließen dürfen und bei Bedürftigkeit die 
Kosten (Miete, Kaution usw.) vom Sozialamt nach den Maßgaben für ALG II-Berechtigte erhalten. 
Dies ist z. B. in Berlin und Bremen nach drei Monaten ab Asylantrag der Fall. Ein wesentlicher Teil 
der Asylsuchenden lebt dort in selbst angemieteten Wohnungen.

ز  Sozialträger sollten rechtsverbindliche Zusicherungen (Mietübernahmescheine) für die  
Wohnungssuche ausstellen, die die zulässige Miethöhe und die Kaution garantieren.  
Die Mietobergrenzen sind an die aktuellen Wohnungsmarktrealitäten anzupassen.

ز  Bereitstellung von Kontingenten kommunalen, bundes- oder landeseigenen bzw. gemeinnützigen 
Wohnraums für die am Wohnungsmarkt besonders benachteiligte Gruppe der Geflüchteten.

ز  Rückkehr zu einer sozialen Wohnungspolitik für Mieter*innen (wirksame Begrenzung des Mietan- 
stiegs, Verhinderung von Zweckentfremdung und Umwandlung, Förderung des sozialen Wohnungs- 
neubaus bzw. Instandsetzung vorhandenen Wohnraums). Der Zugang zu Sozialwohnungen für 
Asylsuchende und Geduldete im WoBindG muss wieder eingeführt werden; Belegungsrechte  
im WoBindG müssen gesichert werden.

 ؚ Menschenrechtliche Mindeststandards bei Asylaufnahme und Unterbringung sichern.

 ؚ Umsetzung der EU-Aufnahme-Richtlinie (RL 2013/33/EU) in nationales Recht.95

 ؚ Umsetzung der EU-Kinderrechtskonvention in nationales Recht. Die Belange von Kinder müssen 
geschützt werden.

 ؚ Verbindliche Gewaltschutzkonzepte für alle Formen der Unterbringung.

 ؚ Sicherung der Krankenversorgung und somit auch der psychologischen Betreuung.

 ؚ Übernahme der Kosten für professionelle Dolmetscher*innen bzw. Sprachmittler*innen. Dies muss 
in allen Einrichtungen, Behörden, Beratungs- und Betreuungsstellen institutionell abgesichert sein.

ز  Für die räumliche und personelle Ausstattung von Aufnahme- und Sammellagern sind rechtsver-
bindliche Mindeststandards zu schaffen; ihre Einhaltung ist regelmäßig zu überprüfen.

ز  Hierzu gehören ausreichend qualifiziertes Personal, Gemeinschaftsräume, Kinderbetreuung, 
Kinderspielplatz, Selbstverpflegung (Sozialhilfe in Bargeld) und Küchen, Internetterminals und 
WLAN, gute Verkehrsanbindung, kleine Einheiten (max. 50 Personen), Einbindung in Wohngebiete,  
sowie ausschließlich abgeschlossene Wohneinheiten für die Bewohner*innen.

 ؚ Abschaffung des Asylbewerberleistungsgesetzes.

95 http://www.baff-zentren.org/news/pressemitteilung-zur-umsetzung-der-eu-aufnahmerichtlinie/, Stand 10.02.2016.
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Anhang 

Aufnahmegesetz (AufnG);

Leitlinien für die Unterbringung und soziale Betreuung von nicht dauerhaft auf-
enthaltsberechtigten Ausländern

RdErl. des MI vom 15.01.2013-34.11-12235/2-24.10.1.4.3

Die nachfolgenden Leitlinien gelten für die Unterbringung von Ausländern nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
bis 8 AufnG, die den Landkreisen und kreisfreien Städten nach § 1 Abs. 3 AufnG zugewiesen worden sind. 
Da die Zugewiesenen sich in unsicheren Lebensumständen befinden und in der Regel nicht auf ein vorüber-
gehendes Leben in Deutschland vorbereitet sind, sind sie auf eine angemessene an humanitären Grund-
sätzen orientierte Unterbringung und Betreuung angewiesen. Vor diesem Hintergrund wird gebeten, bei 
der Unterbringung von Ausländern nachfolgende Leitlinien zu beachten.

1. Form der Unterbringung

1.1 Regelunterbringung in Gemeinschaftsunterkünften

Ausländer, die nach § 1 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) leistungsberechtigt sind, sollen in 
der Regel in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden, soweit sie nicht oder nicht mehr nach 
§ 47 Abs. 1 AsyiVfG verpflichtet sind, in einer Aufnahmeeinrichtung zu wohnen.

Ausnahme:

Von einer Unterbringung in einer Gemeinschaftsunterkunft soll im Einzelfall abgesehen werden, wenn

a) unter Einbeziehung des Gesundheitsamtes erhebliche gesundheitliche Störungen wie etwa psychische 
Erkrankungen oder infektiöse Dauererkrankungen oder

b) andere besondere Umstände von erheblichem Gewicht festgestellt werden, die der Unterbringung 
in einer Gemeinschaftsunterkunft entgegenstehen.

ln vorgenannten Fällen ist eine geeignete Unterbringungsform zu finden (zum Beispiel Wohnungsunter-
bringung, Flüchtlingsfrauenhaus).

1.2 Regelunterbringung in Wohnungen

1.2.1 Familien

Familien mit mindestens einem minderjährigen Kind sowie Alleinerziehende mit mindestens einem 
minderjährigen Kind sollen nach Beendigung der Wohnverpflichtung in der Aufnahmeeinrichtung des 
Landes Sachsen-Anhalt vorrangig mit eigenem Wohnraum versorgt werden. Hiervon abweichend ist für 
eine Orientierungsphase von maximal sechs Monaten die Unterbringung von Familien sowie Alleiner-
ziehenden in Gemeinschaftsunterkünften mit dem Ziel der Vorbereitung auf ein selbstständiges Leben 
in einer eigenen Wohnung möglich, soweit dies im Interesse der Betroffenen liegt.
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1.2.2 Wohnungsunterbringung nach Ablauf von drei Jahren der Unterbringung  
in Gemeinschaftsunterkünften

Die in Gemeinschaftsunterkünften untergebrachten Personen sollen in der Regel mit Ablauf von drei 
Jahren nach Abschluss des behördlichen Erstverfahrens, d. h. nach Zustellung der Entscheidung des 
Bundesamtes für Migration und Flüchtlinge nach § 31 AsyiVfG, in Wohnungen untergebracht werden, 
wenn mit dem Vollzug der Ausreiseverpflichtung längerfristig nicht zu rechnen ist.

Ausnahme:

Die Wohnungsunterbringung ist in der Regel auch nach Ablauf von drei Jahren zu versagen, wenn die 
betreffende Person

a) wegen einer oder mehrerer im Bundesgebiet vorsätzlich begangener Straftaten durch ein deutsches 
Strafgericht rechtskräftig verurteilt wurde, wobei Geldstrafen von insgesamt bis zu 50 Tagessätzen 
oder bis zu 90 Tagessätzen wegen Straftaten, die nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG) oder dem 
AsyiVfG nur von Ausländern begangen werden können, außer Betracht bleiben,

b) über ihre Identität täuscht oder nicht hinreichend an deren Klärung mitwirkt,

c) erheblich gegen asylverfahrens- oder aufenthaltsrechtliche Mitwirkungspflichten verstößt.

In vorgenannten Fällen ist im Einzelfall zu prüfen, ob besondere Umstände vorliegen, die es ausnahms-
weise angezeigt erscheinen lassen, von der Regelversagung abzusehen. Bei Straftaten sollte berück-
sichtigt werden, ob es sich nur um vereinzelte Verfehlungen handelt und welches Rechtsgut durch die 
Straftat verletzt wurde.

1.2.3 Leistungsberechtigte nach § 1 Abs. 1 Nr. 3 AsylbLG

Die Inhaber von in § 1 Abs. 1 AsylbLG genannten humanitären Aufenthaltstiteln besitzen überwiegend 
eine längerfristige Aufenthaltsperspektive in Deutschland und sollten in der Regel mit eigenem Wohn-
raum versorgt werden.

1.2.4 Wohnraumanmietung

Wohnungen können sowohl vom kommunalen als auch freien Wohnungsmarkt angernietet werden. Die 
Anmietung kann durch die Aufnahmekommune oder durch den Ausländer selbst erfolgen. Bei der Woh-
nungsanmietung durch den Ausländer soll die Kommune unterstützend mitwirken. Wird die Wohnung 
durch die Kommune angernietet oder vermittelt, sollte mit Blick auf deren Lage Nr. 2.1 entsprechende 
Anwendung finden.

1.2.5 Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieses Runderlasses ist

a) Familie die Lebensgemeinschaft von zwei Personen, von denen mindestens eine die Personensorge 
über ein minderjähriges Kind ausübt,

b) Wohnung jede baulich abgeschlossene Raumeinheit, unabhängig von der Zahl der darin enthaltenen 
Räume, die zum Wohnen und Schlafen geeignet ist, hierzu von einer Person allein oder mehreren 
Personen gemeinsam eigenverantwortlich und selbständig genutzt wird und durch einen eigenen 
Eingang unmittelbar von einem Treppenhaus, einem Vorraum oder von außen betreten werden 
kann.

1.3 Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in Sachsen-Anhalt

Für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge ist der gemeinsame Runderlass des Ministeriums für Inneres 
und Sport und des Ministeriums für Arbeit und Soziales vom 14. August 2009 (MBI.LSA Nr. 29/2009 S. 579), 
geändert durch Runderlass vom 30. September 2009 (MBI.LSA Nr. 34/2009 S.695) maßgeblich.
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2. Grundsätze und Mindestanforderungen der Unterbringung  
in Gemeinschaftsunterkünften

Die Aufgabe der Aufnahme und Unterbringung von Ausländern nach § 1 Satz 1 Nr. 5 bis 8 AufnG obliegt 
den Landkreisen und kreisfreien Städten (Aufnahmekommunen) als Aufgabe des übertragenen Wirkungs- 
kreises. Im Rahmen der Wahrnehmung dieser Aufgabe können die Aufnahmekommunen selbst Gemein-
schaftsunterkünfte errichten und betreiben oder diese auf vertraglicher Grundlage durch Dritte errichten 
und betreiben lassen. ln jedem Fall sind die aufgenommenen Personen nach zeitgemäßen humanitären 
Maßstäben und angemessen unterzubringen. Von den Aufnahmekommunen und den Betreibern soll so-
wohl innerhalb der Gemeinschaftsunterkünfte als auch zu deren sozialem Umfeld ein vertrauensvolles 
Klima, bestimmt durch gegenseitige Achtung, Toleranz und Akzeptanz, gefördert werden.

2.1 Lage von Gemeinschaftsunterkünften

Um den Bewohnern die Teilhabe am gesellschaftlichen Leben zu ermöglichen bzw. zu erleichtern, sollen 
Gemeinschaftsunterkünfte in einem oder im Anschluss an einen im Zusammenhang bebauten Ortsteil 
errichtet werden.

Medizinische, schulische und andere Einrichtungen des täglichen Lebens (Behörden, Kindergärten, Ver-
eine, Einkaufsmöglichkeiten zur Sicherstellung der Bedürfnisse des täglichen Bedarfs etc.) sollten sich 
in örtlicher Nähe befinden. Soweit die Einrichtungen fußläufig nicht erreichbar sind, sollte das nähere 
Umfeld der Gemeinschaftsunterkunft eine gut ausgebaute Infrastruktur aufweisen, die über regelmäßige 
Verkehrsanbindungen des ÖPNV mit zumutbarem Zeitaufwand erreichbar ist.

2.2 Einbeziehung der Bewohner in das soziale Umfeld

Die Einbeziehung der Bewohner in das kommunale Umfeld soll z.B. durch Angebote ehrenamtlichen En-
gagements gefördert werden. Auf die in den Kommunen etablierten Vereine, kirchlichen Einrichtungen 
und auf Angebote der Kommunen an die Bevölkerung etc. ist in geeigneter Weise aufmerksam zu machen.

Den Bewohnern soll die aktive Mitarbeit und die Gestaltung ihres Alltags in der Gemeinschaftsunter-
kunft, zum Beispiel über die Bildung von Heimbeiräten ermöglicht werden.

2.3 Bauliche Voraussetzungen für den Betrieb von Gemeinschaftsunterkünften

Gemeinschaftsunterkünfte müssen den bau-, gesundheits-, brand- und unfallschutzrechtlichen Vor-
schriften entsprechen. Entsprechende Nachweise müssen vorliegen. Sie sind regelmäßig durch die Auf-
nahmekommune zu überprüfen.

Ein mehrsprachiger Aushang der Fluchtwege oder eine Darstellung der Fluchtwege mittels genormter 
Piktogramme muss vorhanden sein. Brandschutz- und Wohnheimordnung müssen mehrsprachig (in den 
Heimbewohnern verständlichen Sprachen) öffentlich ausgehängt bzw. den Bewohnern ausgehändigt 
werden.

2.4 Räumlichkeiten, individuelle Belange bei der Unterbringung

Die Unterbringung soll vorrangig in kleineren Gemeinschaftsunterkünften erfolgen. Die Kapazität einer 
Gemeinschaftsunterkunft sollte auf 150 Unterbringungsplätze beschränkt sein. Um auf Entwicklungen 
der Asylmigration reagieren zu können, ist das Vorhalten einer Reserve von bis zu 50 weiteren Plätzen 
möglich.

Soweit Familien vorübergehend in Gemeinschaftsunterkünften untergebracht werden, sind für diese 
abgeschlossene Wohneinheiten vorzuhalten. Ist dies auf Grund baulicher Gegebenheiten nicht möglich,  
ist zumindest bei der Zimmerzuteilung den Belangen von Familien Rechnung zu tragen. Die Unter- 
bringung mehrerer Familien in einem Raum ist unzulässig.

Alleinstehende Frauen und alleinstehende Männer sind getrennt unterzubringen.

Die Zimmer müssen abschließbar sein. Jedem Zimmerbewohner ist ein Schlüssel auszuhändigen.

Die besondere Schutzbedürftigkeit von Personen, insbesondere von Behinderten, älteren Menschen und 
Schwangeren, ist bei der Zimmerzuteilung – soweit keine anderweitige Unterbringung erfolgt (siehe Nr. 1.1) 
– zu berücksichtigen.
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Bei der Unterbringung ist den nationalen, kulturellen und religiösen Eigenheiten Rechnung zu tragen.

Soweit Kinder in einer Gemeinschaftsunterkunft wohnen, ist ein Spielzimmer in ausreichender Größe 
und mit entsprechender Ausstattung einzurichten, das gegebenenfalls auch zur Erledigung der Hausauf-
gaben von Schulkindern zur Verfügung steht.

Gemeinschaftsunterkünfte sind mit Gemeinschaftsräumen und in der Regel mit Anlagen für Sport, Spiel 
und Erholung auszustatten. Gemeinschaftsräume können als Lese-, Klub-, Fernseh-, Schulungs-, Gebets- 
und/oder Sportzimmer gestaltet sein.

Nach Möglichkeit sollen Abstellräume für Fahrräder, Kinderwagen, sperrige Güter etc. vorhanden sein.

Bei der Ausstattung der Gemeinschaftsunterkunft sind im Übrigen die in der Anlage 1 bestimmten An-
forderungen zu beachten.

2.5 Sicherheit

Die Sicherheit der Gemeinschaftsunterkunft muss durch geeignete Maßnahmen (z. B. Bewachung, Ruf-
bereitschaft) während der Tages- und Nachtzeit gewährleistet sein. Die schnellstmögliche Alarmierung 
der zuständigen Polizeidienststelle, der Feuerwehr, des Notarztes und des Trägers der Einrichtung sind 
zu ermöglichen. Hierfür ist ein öffentlich zugängliches Telefon vorzuhalten. Eine mehrsprachige Über-
sicht der Notrufnummern ist gut sichtbar anzubringen.

2.6 Personal

Die Leitung der Gemeinschaftsunterkunft obliegt dem Heimleiter. Daneben sind für die alltäglichen 
Belange der Bewohner die Sozialarbeiter zuständig. Das Personal muss persönlich und fachlich für die 
ausgeübte Funktion bzw. Tätigkeit geeignet sein. Es soll über Berufserfahrung in der Arbeit mit Ausländern  
verfügen. Der Heimleiter muss über Leitungserfahrung verfügen und sollte eine berufsbezogene  
Qualifikation nachweisen können.

3. Soziale Betreuung
Die nach § 1 Abs. 2 Satz 1 AufnG anzubietende Beratung und Betreuung soll die Ausländer in die Lage 
versetzen, sich in dem für sie fremden Lebens- und Kulturbereich in der Bundesrepublik Deutschland zu  
orientieren und ihr Leben selbständig zu gestalten. Für die inhaltlichen Schwerpunkte der Sozialbetreuung 
sowie die für die Betreuungstätigkeit notwendige Qualifikation sind die in der Anlage 2 genannten 
Grundsätze maßgebend.

4. Monitoring
Vorhandene Gemeinschaftsunterkünfte sind im Wege eines Monitorings darauf zu überprüfen, inwie-
weit sie den Anforderungen nach diesen Leitlinien entsprechen. Zwei Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Runderlasses erfolgt auf der Grundlage des im Rahmen des Monitorings gewonnenen Datenbestandes 
eine Auswertung zur Umsetzung der Empfehlungen der Leitlinien.

5. Sprachliche Gleichstellung
Personen- und Funktionsbezeichnungen in diesen Leitlinien gelten jeweils in männlicher und weiblicher 
Form.

Dieser Runderlass tritt am 16. 01. 2013 in Kraft.

An das Landesverwaltungsamt und  
die Landkreise und kreisfreien Städte
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Anlage 1  
Anforderungen an die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünften

1. Die Gemeinschaftsunterkunft muss den öffentlich-rechtlichen Vorschriften (insbes. des Bau-, Hygiene- 
und Brandschutzrechts) sowie den gewerbeaufsichtlichen Bestimmungen und sonstigen Verpflich-
tungen entsprechen. Die Unterkunft ist in einem Zustand zu halten, der den Anforderungen an eine 
menschenwürdige Unterbringung entspricht.

2.  Für jede Person soll eine Wohnfläche von mindestens 7 Quadratmetern zur Verfügung stehen. Aus-
nahmen von mindestens 6 Quadratmetern Wohnfläche sind zulässig. Bei der Berechnung der Wohn-
fläche bleiben sonstige Flächen wie Flure, Toiletten, Küchen, Wasch-, Dusch- und Trockenräume  
sowie Gemeinschafts- und Verwaltungsräume unberücksichtigt. Die maximale Zimmerbelegung 
soll 4 Personen nicht übersteigen.

Zur Grundausstattung gehören:

2.1 Pro Person

a) ein Bett mit Matratze, ein Kopfkissen und eine Einziehdecke,

b) ein abschließbarer Kleiderschrank; bei Familienunterbringung zwei entsprechend große Schränke,

c) eine Lichtquelle (Lampe),

d) Handtücher und Bettwäsche.

2.2 Pro Zimmer

a) ein Tisch sowie Stühle entsprechend der Anzahl der Bewohner,

b) ein Abfalleimer,

c) Gardinen und Verdunklungsmöglichkeiten,

d) Möglichkeiten zur Aufbewahrung von Lebensmitteln, soweit diese nicht in einer Gemeinschaftsküche 
(Nr. 4 Buchstabe c) vorhanden sind.

3. Soweit keine Wohneinheiten mit eigener Nasszelle zur Verfügung stehen, sind gemeinschaftlich 
genutzte Sanitärräume für Männer und Frauen getrennt einzurichten. Die Sanitärräume müssen ab-
schließbar sein. Folgende Mindestausstattung ist zu gewährleisten:

a) ein Waschbecken für maximal 8 Personen,

b) ein Duschplatz für 10- 12 Personen,

c) ein Toilettenplatz für 8 weibliche Bewohner,

d) ein Toilettenplatz und ein Urinalbecken für 15 männliche Bewohner,

e) Zubehör für Wasch- und Toilettenräume.

Bei Duschanlagen ist zwischen den einzelnen Duschplätzen ein Sichtschutz anzubringen.

4. Stehen – anders als zum Beispiel in abgeschlossenen Wohneinheiten – für die Verpflegung keine 
oder nur teilweise separate Kochgelegenheiten zur Verfügung, sind Gemeinschaftsküchen vorzu-
halten. Für je 10 Personen ist folgende Ausstattung zur Verfügung zu stellen:

a) ein Herd mit mindestens vier Kochstellen,

b) ein Abwasch-/Spültisch,

c) Kühlraum von ca. 20 Litern pro Person,

d) ausreichende Anzahl an Geschirrschränken,

e) ein Esstisch mit entsprechender Anzahl an Stühlen.

Jedem Bewohner ist leihweise eine Grundausstattung an Ess- und Kochgeschirr zu überlassen.
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5. In der Gemeinschaftsunterkunft sind folgende Gemeinschaftsräume vorzuhalten:

a) Waschräume zum Waschen der persönlichen Wäsche der Bewohner (eine Waschmaschine für maximal 
20 Bewohner),

b) Trockenräume oder, wenn nicht verfügbar, ein Trockenautomat (ein Trockenautomat für maximal 20 
Bewohner),

c) ein Kinderspielzimmer bei der Unterbringung von Familien,

d) ein Krankenzimmer zur kurzzeitigen Unterbringung erkrankter Bewohner,

e) ein Aufenthaltsraum mit Fernseher und Radio,

f) ein Raum für Beratungsgespräche.

6. Die Gemeinschaftsflächen, wie Flure, Aufenthaltsräume, Gemeinschaftsküchen, Waschräume (für 
die persönliche Wäsche der Bewohner), sind mindestens einmal wöchentlich zu reinigen. Sanitär-
einrichtungen wie Toiletten- und Duschanlagen sind täglich zu reinigen. Die Reinigung ist entspre-
chend zu dokumentieren.

Die den Bewohnern in der Gemeinschaftsunterkunft zugewiesenen Wohnungen/Wohnschlafräume sind 
von den Bewohnern selbst zu reinigen.

Handtücher müssen mindestens wöchentlich, Bettwäsche mindestens monatlich gewechselt werden.
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Anlage 2  
Grundsätze der sozialen Beratung und Betreuung in Gemeinschaftsunterkünften
Die nach § 1 Abs. 2 Satz 1 AufnG im Rahmen der Aufnahme durchzuführende angemessene Beratung und 
Betreuung ist durch geeignetes Personal sicherzustellen.

1. Die Sozialarbeiter sollten folgende Voraussetzungen erfüllen:

1.1 Fachliche Voraussetzungen

a) Kenntnisse im Ausländer-, Asylbewerberleistungs-, Sozialhilfe- und Verwaltungsrecht sowie in an-
grenzenden Rechtsbereichen,

b) Fremdsprachenkenntnisse in Englisch, Französisch oder Russisch,

c) Interkulturelle Kompetenz.

1.2 Berufliche Qualifikation

a) Qualifikation als Sozialarbeiter oder Sozialpädagoge bzw. eine vergleichbare Ausbildung und Er-
fahrung in der Flüchtlingsarbeit

b) Personen, die die unter Buchstabe a) genannten beruflichen Qualifikationen nicht vorweisen können, 
müssen mindestens fünf Jahre in einem Beschäftigungsverhältnis gestanden haben, in dem sie 
Tätigkeiten in der Flüchtlingssozialarbeit ausgeführt und Kenntnisse in diesem Aufgabenbereich er-
worben haben.

1.3 Qualifizierungsmaßnahmen und Fortbildungsangebote

Die Sozialarbeiter sollen regelmäßig an Qualifizierungsmaßnahmen und Fortbildungsveranstal-
tungen teilnehmen. Die Teilnahme soll durch den Heimbelreiber gefördert und ermöglicht werden.

2. Inhalt der Beratungs- und Betreuungstätigkeit

Mit der Beratung und Betreuung im Rahmen der Unterbringung nach dem Aufnahmegesetz soll ein 
Mindestmaß an Hilfestellung vor Ort gewährleistet werden. Eingehende und ausführliche Beratungs- 
tätigkeit wird über die Maßnahme der gesonderten Beratung und Betreuung nach dem Aufnahme-
gesetz angeboten.

2.1 Schwerpunkte der Beratung:

a) Hilfestellung bei Fragen des täglichen Lebens und im Zusammenhang mit Personen, die einem 
anderen Kulturkreis angehören,

b) Unterstützung bei Kontakten zu Behörden (Ausländerbehörde, Sozialamt, Schule, Arbeitsagentur etc.),

c) Allgemeine Informationen zum Asylverfahren,

d) Beratung über die Möglichkeit der Inanspruchnahme von Rückkehrhilfsprogrammen (zum Beispiel 
REAG/GARP),

e) Informationsvermittlung zur ärztlichen Versorgung, gegebenenfalls Begleitung bei Arzt- und Kranken- 
hausbesuchen,

f) Unterstützung zur verantwortlichen Beteiligung der Bewohner der Gemeinschaftsunterkunft am 
Unterkunftsbetrieb (Einhaltung der Hausordnung, Reinigungsdienst),

g) Beratung bei der Bewältigung von Alltagsproblemen,

h) Hilfe und Unterstützung beim Zugang zu einschlägigen Bildungseinrichtungen und zu Freizeitange-
boten für Schüler und Erwachsene.

i) Orientierungsberatung zur Vorbereitung eines selbstbestimmten Lebens in einer Wohnung im An-
schluss an die Unterbringung in der Gemeinschaftsunterkunft

2.2 Personalschlüssel

Der Personalschlüssel soll 1:100 betragen (bis 50 Bewohner eine 0,5- Stelle, 51 bis 100 Bewohner 
eine Stelle, 101 bis 150 Bewohner 1,5 Stellen usw.). In Urlaubs- und Krankheitsfällen ist eine Ver-
tretung zu stellen.



  
Harbke
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Im Jahr 2012 hat das Land die „Leitlinien für die Unterbringung und soziale Betreuung 
von nicht dauerhaft aufenthaltsberechtigten Ausländern“ im Austausch mit zivilgesell-
schaftlichen Organisationen erarbeitet. Darin werden Mindeststandards für die Unter-
bringung in sogenannten Gemeinschaftsunterkünften geregelt. Viele bereits damals 
angesprochene Kritikpunkte blieben unberücksichtigt.

Diese Broschüre ist ein Beitrag zur Weiterentwicklung der Leitlinien zu einer verbind-
lichen und umfassenden Regelung mit dem Ziel, die menschenwürdige Unterbringung 
zu gewährleisten, die Rechte der Geflüchteten zu stärken und eine umfassende gesell-
schaftliche Teilhabe zu ermöglichen.

Dazu wird erstens der Rahmen für die Flüchtlingspolitik des Landes rekonstruiert. 
Zweitens werden die Bestimmungen der Leitlinien daraufhin überprüft, ob sie aus- 
reichend sind, um in den sogenannten Gemeinschaftsunterkünften menschenwürdige 
Bedingungen für die Geflüchteten zu schaffen. Drittens werden konkrete Forderungen 
mit dem Ziel eines umfassenden Unterbringungs- und Integrationskonzepts formuliert. 
Anhand guter Beispiele werden konkrete Umsetzungsvorschläge für ein solches Konzept 
in die politische Diskussion eingebracht.

Gerade vor dem Hintergrund der aktuellen Aufnahmesituation zeigt sich, dass es dringend 
neuer Konzeptionen für die menschenwürdige Unterbringung und Aufnahme geflüchteter 
Menschen bedarf.

Mitglied der Bundesarbeitsgemeinschaft Pro Asyl

Geschäftsstelle
Schellingstr. 3-4
39104 Magdeburg

Telefon: 0391/53 71 281
info@fluechtlingsrat-lsa.de
www.fluechtlingsrat-lsa.de
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